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III 

(Vorbereitende Rechtsakte) 

RAT 

STANDPUNKT (EU) Nr. 15/2010 DES RATES IN ERSTER LESUNG 

im Hinblick auf die Annahme einer Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung 

der Richtlinie 89/106/EWG des Rates 

Vom Rat am 13. September 2010 angenommen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 282 E/01) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 114, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Den Vorschriften der Mitgliedstaaten zufolge müssen 
Bauwerke so entworfen und ausgeführt werden, dass sie 
die Sicherheit von Menschen, Haustieren oder Gütern 
nicht gefährden. 

(2) Diese Vorschriften wirken sich unmittelbar auf die An­
forderungen an Bauprodukte aus. Diese Anforderungen 
wiederum finden auf nationaler Ebene ihren Niederschlag 
in Produktnormen, technischen Zulassungen sowie ande­
ren technischen Spezifikationen und Bestimmungen für 

Bauprodukte. Infolge ihrer Verschiedenheit behindern 
diese Anforderungen den Warenverkehr innerhalb der 
Union. 

(3) Diese Verordnung sollte das Recht der Mitgliedstaaten 
unberührt lassen, Anforderungen festzulegen, die nach 
ihrer Auffassung notwendig sind, um den Schutz der 
Gesundheit, der Umwelt und von Arbeitnehmern, die 
Bauprodukte verwenden, sicherzustellen. 

(4) Die Mitgliedstaaten haben Vorschriften, einschließlich 
Anforderungen, eingeführt nicht nur hinsichtlich der Si­
cherheit von Gebäuden und anderen Bauwerken, sondern 
auch bezüglich Gesundheit, Dauerhaftigkeit, Energieein­
sparung, Umweltschutz, wirtschaftlicher Aspekte und an­
derer wichtiger Belange des öffentlichen Interesses. 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften oder die Rechtspre­
chung auf Unionsebene oder auf der Ebene der Mitglied­
staaten in Bezug auf Bauwerke können sich auf die An­
forderungen an Bauprodukte auswirken. Da die Auswir­
kungen solcher Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
oder solcher Rechtsprechung auf das Funktionieren des 
Binnenmarkts einander sehr ähnlich sein dürften, sollten 
sie für die Zwecke dieser Verordnung als „Bestimmun­
gen“ betrachtet werden. 

(5) Sofern anwendbar werden anhand von Bestimmungen 
für einen Verwendungszweck eines Bauprodukts in ei­
nem Mitgliedstaat, mit denen darauf abgezielt wird, 
Grundanforderungen an Bauwerke zu erfüllen, die We­
sentlichen Merkmale festgelegt, deren Leistung erklärt 
werden sollte. 

(6) Die Richtlinie 89/106/EWG des Rates vom 21. Dezember 
1988 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften der Mitgliedstaaten über Bauprodukte ( 3 ) zielte 
auf die Beseitigung der technischen Handelshemmnisse 
auf dem Bauproduktsektor ab und sollte den freien Ver­
kehr dieser Produkte im Binnenmarkt verbessern.
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(7) Um dieses Ziel zu erreichen, sah die Richtlinie 
89/106/EWG die Erarbeitung harmonisierter Normen 
für Bauprodukte sowie die Erteilung europäischer tech­
nischer Zulassungen vor. 

(8) Die Richtlinie 89/106/EWG sollte ersetzt werden, um 
den jetzt geltenden Rahmen zu vereinfachen und zu prä­
zisieren sowie Transparenz und Wirksamkeit der beste­
henden Maßnahmen zu verbessern. 

(9) Diese Verordnung sollte den bereichsübergreifenden 
Rechtsrahmen für die Vermarktung von Produkten auf 
dem Binnenmarkt berücksichtigen, der durch die Verord­
nung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften 
für die Akkreditierung und Marktüberwachung im Zu­
sammenhang mit der Vermarktung von Produkten ( 1 ) 
und den Beschluss Nr. 768/2008/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über einen 
gemeinsamen Rechtsrahmen für die Vermarktung von 
Produkten ( 2 ) festgelegt worden ist. 

(10) Die Beseitigung der technischen Hemmnisse im Bausek­
tor lässt sich nur durch harmonisierte technische Spezi­
fikationen erreichen, anhand derer die Leistung von Bau­
produkten bewertet wird. 

(11) Zur Bewertung der Leistung von Bauprodukten in Bezug 
auf ihre Wesentlichen Merkmale sollten diese harmoni­
sierten technischen Spezifikationen Prüfungen, Berech­
nungsverfahren und andere Instrumente beinhalten, die 
in harmonisierten Normen und Europäischen Bewer­
tungsdokumenten festgelegt sind. 

(12) Die Mitgliedstaaten sollten die Verfahren, die sie in ihren 
Anforderungen an Bauwerke verwenden, sowie andere 
nationale Vorschriften in Bezug auf die Wesentlichen 
Merkmale von Bauprodukten an die harmonisierten tech­
nischen Spezifikationen anpassen. 

(13) Gegebenenfalls sollte die Verwendung von Leistungsklas­
sen für die Wesentlichen Merkmale von Bauprodukten in 
harmonisierten Normen gefördert werden, damit unter­
schiedliche Niveaus der Grundanforderungen an Bau­
werke für bestimmte Bauwerke sowie die klimatischen, 
geologischen, geografischen und anderen Unterschiede in 
den einzelnen Mitgliedstaaten berücksichtigt werden. Auf 
der Grundlage eines geänderten Mandats sollten die eu­

ropäischen Normungsgremien berechtigt sein, solche 
Klassen in Fällen festzulegen, in denen die Kommission 
sie noch nicht festgelegt hat. 

(14) Falls ein beabsichtigter Verwendungszweck es erfordert, 
dass Bauprodukte in den Mitgliedstaaten Schwellenwerten 
in Bezug auf ein Wesentliches Merkmal genügen müssen, 
sollten diese Werte in den harmonisierten technischen 
Spezifikationen festgelegt werden. 

(15) Von der Kommission nach dieser Verordnung festgelegte 
Schwellenwerte sollten allgemein anerkannte Werte für 
Wesentliche Merkmale des betreffenden Bauprodukts in 
Bezug auf die Bestimmungen in den Mitgliedstaaten sein. 

(16) Schwellenwerte können technischer oder rechtlicher Art 
sein und können für ein einzelnes Merkmal oder eine 
Reihe von Merkmalen gelten. 

(17) Das Europäische Komitee für Normung (CEN) und das 
Europäische Komitee für elektrotechnische Normung (CE­
NELEC) sind als die Organisationen anerkannt, die für die 
Festlegung der harmonisierten Normen gemäß den am 
28. März 2003 unterzeichneten allgemeinen Leitlinien 
für die Zusammenarbeit zwischen der Kommission und 
diesen beiden Organisationen zuständig sind. Die Herstel­
ler sollten diese harmonisierten Normen verwenden, so­
bald die betreffenden Fundstellen im Amtsblatt der Euro­
päischen Union veröffentlicht wurden, und dabei die ge­
mäß der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein 
Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und 
technischen Vorschriften und der Vorschriften für die 
Dienste der Informationsgesellschaft ( 3 ) festgelegten Krite­
rien berücksichtigen. 

(18) Die Verfahren der Richtlinie 89/106/EWG zur Bewertung 
der Leistung in Bezug auf die Wesentlichen Merkmale 
von Bauprodukten, die nicht von einer harmonisierten 
Norm erfasst sind, sollten vereinfacht werden, um sie 
transparenter zu machen und die Kosten für die Herstel­
ler von Bauprodukten zu reduzieren. 

(19) Damit ein Hersteller eines Bauprodukts eine Leistungs­
erklärung für ein Produkt ausstellen kann, das nicht 
oder nicht ganz von einer harmonisierten Norm erfasst 
ist, ist es erforderlich, eine Europäische Technische Be­
wertung vorzusehen.
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(20) Hersteller von Bauprodukten sollten beantragen dürfen, 
dass für ihre Produkte Europäische Technische Bewertun­
gen auf der Grundlage der Leitlinien für die europäische 
technische Zulassung gemäß der Richtlinie 89/106/EWG 
ausgestellt werden. Daher sollte das Recht sichergestellt 
werden, diese Leitlinien in Form Europäischer Bewer­
tungsdokumente weiterhin zu verwenden. 

(21) Die Ausarbeitung der Entwürfe für Europäische Bewer­
tungsdokumente und die Ausstellung Europäischer Tech­
nischer Bewertungen sollte Technischen Bewertungsstel­
len übertragen werden, die von den Mitgliedstaaten be­
nannt werden. Um sicherzustellen, dass die Technischen 
Bewertungsstellen über die für die Ausführung ihrer Auf­
gaben erforderliche Kompetenz verfügen, sollten die An­
forderungen an ihre Benennung auf Unionsebene fest­
gelegt werden. 

(22) Die Technischen Bewertungsstellen sollten eine Organisa­
tion (nachstehend „Organisation Technischer Bewertungs­
stellen“ genannt) gründen, die gegebenenfalls durch eine 
Unionsfinanzierung unterstützt wird und die die Verfah­
ren zur Erstellung der Entwürfe Europäischer Bewer­
tungsdokumente und zur Ausstellung Europäischer Tech­
nischer Bewertungen koordiniert. 

(23) Wird ein Bauprodukt in Verkehr gebracht, das von einer 
harmonisierten Norm erfasst ist oder für das eine Euro­
päische Technische Bewertung ausgestellt wurde, sollte 
ihm außer in den in dieser Verordnung festgelegten Fäl­
len eine Leistungserklärung in Bezug auf die Wesentli­
chen Merkmale der Bauprodukte in Übereinstimmung 
mit den entsprechenden harmonisierten technischen Spe­
zifikationen beigefügt werden. 

(24) Die Leistungserklärung kann zweckmäßigerweise Anga­
ben über den Gehalt an gefährlichen Stoffen enthalten, 
damit die Möglichkeiten für nachhaltiges Bauen verbes­
sert werden und die Entwicklung umweltfreundlicher 
Produkte gefördert wird. Diese Verordnung lässt die 
Rechte und Pflichten der Mitgliedstaaten im Rahmen an­
derer Rechtsakte der Union, die gefährliche Stoffe betref­
fen können, unberührt, insbesondere die Richtlinie 
98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von 
Biozid-Produkten ( 1 ), die Richtlinie 2000/60/EG des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 
2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maß­
nahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpoli­
tik ( 2 ), die Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 
2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Be­
schränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung 

einer Europäischen Agentur für chemische Stoffe ( 3 ), die 
Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 19. November 2008 über Abfälle ( 4 ) und 
die Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 
über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung 
von Stoffen und Gemischen ( 5 ). 

(25) Für die Erstellung von Leistungserklärungen sind verein­
fachte Verfahren erforderlich, damit die finanzielle Belas­
tung von Unternehmen, insbesondere von kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU), verringert werden kann. 

(26) Um präzise und zuverlässige Leistungserklärungen zu ge­
währleisten, sollte anhand eines geeigneten Systems zur 
Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit 
des Bauprodukts zum einen die Leistung des Bauprodukts 
bewertet und zum anderen die Herstellung im Werk kon­
trolliert werden. Es könnten mehrere Systeme gewählt 
werden, die für ein bestimmtes Bauprodukt anzuwenden 
wären, um dem spezifischen Bezug einiger seiner We­
sentlichen Merkmale zu den Grundanforderungen an 
Bauwerke Rechnung zu tragen. 

(27) Angesichts der Besonderheit der Bauprodukte und der 
besonderen Zielrichtung des Systems zu ihrer Bewertung 
sind die Konformitätsbewertungsverfahren und Module, 
die im Beschluss Nr. 768/2008/EG vorgesehen sind, un­
geeignet. Daher sollten besondere Verfahren für die Be­
wertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit in 
Bezug auf die Wesentlichen Merkmale von Bauprodukten 
festgelegt werden. 

(28) Aufgrund der von den allgemeinen Grundsätzen gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 abweichenden Be­
deutung der CE-Kennzeichnung für Bauprodukte sollten 
besondere Bestimmungen eingeführt werden, die sicher­
stellen, dass die Verpflichtung zur Anbringung der CE- 
Kennzeichnung auf Bauprodukten und die Folgen dieser 
Anbringung unmissverständlich sind. 

(29) Indem er die CE-Kennzeichnung an dem Bauprodukt 
anbringt oder eine solche Kennzeichnung anbringen lässt, 
sollte der Hersteller angeben, dass er die Verantwortung 
für die Konformität des Produkts mit dessen erklärter 
Leistung übernimmt.
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(30) Die CE-Kennzeichnung gemäß dieser Verordnung sollte 
an allen Bauprodukten angebracht werden, für die der 
Hersteller eine Leistungserklärung gemäß dieser Verord­
nung erstellt hat. Ist keine Leistungserklärung erstellt 
worden, so sollte die CE-Kennzeichnung gemäß dieser 
Verordnung nicht angebracht werden. 

(31) Die CE-Kennzeichnung sollte die einzige Kennzeichnung 
der Konformität des Bauprodukts mit der erklärten Leis­
tung und der Einhaltung der geltenden Anforderungen in 
Bezug auf Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union 
sein. Andere Kennzeichnungen können jedoch verwendet 
werden, sofern sie dazu beitragen, den Schutz der Ver­
wender von Bauprodukten zu verbessern, und nicht von 
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union erfasst 
sind. 

(32) Zur Vermeidung unnötiger Prüfungen von Bauprodukten, 
deren Leistung bereits durch stabile Prüfergebnisse oder 
andere vorhandene Daten hinreichend nachgewiesen 
wurde, sollte es dem Hersteller gestattet sein, unter den 
in den harmonisierten technischen Spezifikationen oder 
in einem Beschluss der Kommission genannten Bedin­
gungen eine bestimmte Leistungsstufe oder -klasse ohne 
Prüfungen oder ohne weitere Prüfungen zu erklären. 

(33) Um die Wiederholung bereits durchgeführter Prüfungen 
zu vermeiden, sollte es dem Hersteller eines Bauprodukts 
gestattet sein, von Dritten gewonnene Prüfergebnisse zu 
verwenden. 

(34) Die Hersteller können vereinfachte Verfahren unter Ge­
brauch einer Dokumentation mit einem in ihrem Ermes­
sen liegenden Format und unter den in der einschlägigen 
harmonisierten Norm festgelegten Bedingungen verwen­
den. 

(35) Damit die Kosten für das Inverkehrbringen von Baupro­
dukten für Kleinstunternehmen, die diese Produkte her­
gestellt haben, weiter gesenkt werden, ist es erforderlich, 
vereinfachte Verfahren zur Leistungsbewertung vorzuse­
hen, wenn die fraglichen Produkte keinen besonderen 
Anlass zu Sicherheitsbedenken geben und die geltenden 
Anforderungen, gleich welcher Herkunft diese Anforde­
rungen sind, erfüllen. Unternehmen, die diese vereinfach­
ten Verfahren anwenden, sollten zusätzlich nachweisen, 
dass sie in die Kategorie der Kleinstunternehmen fallen. 
Darüber hinaus sollten sie die geltenden Verfahren für die 
Überprüfung der Leistungsbeständigkeit nach den harmo­
nisierten technischen Spezifikationen für ihre Produkte 
befolgen. 

(36) Für ein individuell entworfenes und hergestelltes Baupro­
dukt sollte der Hersteller vereinfachte Verfahren zur Leis­
tungsbewertung anwenden dürfen, wenn die Konformität 
des in Verkehr gebrachten Produkts mit den geltenden 
Anforderungen nachgewiesen werden kann. 

(37) Alle Wirtschaftsakteure, die Teil der Liefer- und Vertriebs­
kette sind, sollten geeignete Maßnahmen ergreifen, um zu 
gewährleisten, dass sie nur Bauprodukte in Verkehr brin­
gen oder auf dem Markt bereitstellen, die die Anforde­
rungen dieser Verordnung einhalten, mit denen die Leis­
tung von Bauprodukten gewährleistet werden soll und 
Grundanforderungen an Bauwerke erfüllt werden sollen. 
Insbesondere Importeure und Händler von Bauprodukten 
sollten die Wesentlichen Merkmale, für die es auf dem 
Unionsmarkt Vorschriften gibt, und die spezifischen An­
forderungen in den Mitgliedstaaten hinsichtlich der 
Grundanforderungen an Bauwerke kennen und sollten 
diese Kenntnisse im Handelsverkehr anwenden. 

(38) Es ist wichtig, sicherzustellen, dass die nationalen tech­
nischen Vorschriften zugänglich sind, so dass sich die 
Unternehmen, insbesondere KMU, ein zuverlässiges und 
präzises Bild von der Rechtslage in dem Mitgliedstaat, in 
dem sie ihre Bauprodukte in Verkehr bringen oder auf 
dem Markt bereit stellen wollen, verschaffen können. Die 
Mitgliedstaaten sollten daher zu diesem Zweck Produkt­
informationsstellen für das Bauwesen benennen. Zusätz­
lich zu den in Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 764/2008 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vom 9. Juli 2008 zur Festlegung von Verfahren im 
Zusammenhang mit der Anwendung bestimmter natio­
naler technischer Vorschriften für Produkte, die in einem 
anderen Mitgliedstaat rechtmäßig in den Verkehr ge­
bracht worden sind ( 1 ), genannten Aufgaben sollten die 
Produktinformationsstellen für das Bauwesen auch Infor­
mationen über die Vorschriften bereitstellen, die für den 
Einbau, die Montage oder die Installation eines bestimm­
ten Bauprodukttyps gelten. 

(39) Zwecks Erleichterung des freien Warenverkehrs sollten 
die Produktinformationsstellen für das Bauwesen kosten­
los Informationen über Vorschriften bereitstellen, mit de­
nen darauf abgezielt wird, dass die Grundanforderungen 
an Bauwerke, die für den Verwendungszweck eines Bau­
produkts im Hoheitsgebiet der einzelnen Mitgliedstaaten 
gelten, erfüllt werden. Die Produktinformationsstellen 
können den Wirtschaftsakteuren ferner zusätzliche Infor­
mationen oder Hinweise geben. Für zusätzliche Informa­
tionen sollten die Produktinformationsstellen Gebühren 
erheben können, die im Verhältnis zu den Kosten der 
Erteilung dieser Informationen oder Hinweise stehen.
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(40) Weil die Einrichtung der Produktinformationsstellen die 
Aufteilung der behördlichen Zuständigkeiten innerhalb 
der Regelungssysteme der Mitgliedstaaten unberührt las­
sen sollte, sollten die Mitgliedstaaten Produktinformati­
onsstellen für das Bauwesen entsprechend den regionalen 
oder lokalen Zuständigkeiten einrichten können. Die Mit­
gliedstaaten sollten bestehende Informationsstellen, die 
gemäß anderen Unionsinstrumenten errichtet wurden, 
mit der Funktion der Produktinformationsstellen be­
trauen können, damit nicht unnötig viele Informations­
stellen errichtet werden und damit Verwaltungsverfahren 
vereinfacht werden. Damit keine zusätzlichen Verwal­
tungskosten für die Unternehmen und die zuständigen 
Behörden anfallen, sollten die Mitgliedstaaten auch die 
Möglichkeit haben, nicht nur bestehende Dienststellen 
der öffentlichen Verwaltung mit der Funktion der Pro­
duktinformationsstellen zu betrauen, sondern auch natio­
nale SOLVIT-Zentren, Handelskammern, Berufsverbände 
und private Einrichtungen. 

(41) Zur Gewährleistung einer gleichwertigen und einheitli­
chen Durchsetzung der Harmonisierungsrechtsvorschrif­
ten der Union sollten die Mitgliedstaaten eine wirksame 
Marktüberwachung betreiben. Die Verordnung (EG) Nr. 
765/2008 bietet die Grundlagen für das Funktionieren 
einer solchen Marktüberwachung, insbesondere für Pro­
gramme, Finanzierung und Sanktionen. 

(42) Der Verantwortung der Mitgliedstaaten für Sicherheit, 
Gesundheit und andere durch die Grundanforderungen 
an Bauwerke abgedeckte Belange in ihrem Hoheitsgebiet 
sollte in einer Schutzklausel Rechnung getragen werden, 
die geeignete Schutzmaßnahmen vorsieht. 

(43) Da es erforderlich ist, unionsweit ein einheitliches Leis­
tungsniveau der Stellen zu gewährleisten, die die Leis­
tungsbeständigkeit von Bauprodukten bewerten und 
überprüfen, und da solche Stellen ihre Aufgaben gleich 
gut und unter fairen Wettbewerbsbedingungen erfüllen 
sollten, ist es angezeigt, Anforderungen festzulegen, die 
die um Notifizierung im Rahmen dieser Verordnung 
nachsuchenden Stellen zu erfüllen haben. Ferner sollte 
die Verfügbarkeit geeigneter Informationen über derartige 
Stellen und ihre Überwachung geregelt werden. 

(44) Damit ein einheitliches Qualitätsniveau bei der Bewertung 
und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit von Baupro­
dukten gewährleistet ist, müssen außerdem Anforderun­
gen an die Behörden festgelegt werden, die für die Noti­
fizierung der Stellen, die diese Aufgaben erfüllen, bei der 
Kommission und den anderen Mitgliedstaaten zuständig 
sind. 

(45) Nach Artikel 291 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) müssen die Regeln und 
Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrneh­

mung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommis­
sion kontrollieren, im Voraus durch eine gemäß dem 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren angenommene Ver­
ordnung festgelegt werden. Bis zur Annahme dieser 
neuen Verordnung findet weiterhin der Beschluss 
1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Fest­
legung der Modalitäten für die Ausübung der der Kom­
mission übertragenen Durchführungsbefugnisse ( 1 ) An­
wendung, mit Ausnahme des nicht anwendbaren Rege­
lungsverfahrens mit Kontrolle. 

(46) Der Kommission sollte die Befugnis übertragen werden, 
gemäß Artikel 290 AEUV bestimmte delegierte Rechts­
akte zu erlassen, damit die Ziele dieser Verordnung er­
reicht werden. Es ist von besonderer Wichtigkeit, dass die 
Kommission bei ihren vorbereitenden Arbeiten angemes­
sene Konsultationen – auch auf Expertenebene – durch­
führt. 

(47) Da es eine gewisse Zeit dauert, bis die Voraussetzungen 
für die ordnungsgemäße Durchführung dieser Verord­
nung geschaffen sind, sollte sie erst ab einem späteren 
Zeitpunkt angewendet werden; dies gilt nicht für die 
Bestimmungen über die Benennung Technischer Bewer­
tungsstellen, über die notifizierenden Behörden und die 
notifizierten Stellen und über die Einrichtung einer Or­
ganisation Technischer Bewertungsstellen sowie eines 
Ständigen Ausschusses für das Bauwesen. 

(48) Die Kommission und die Mitgliedstaaten sollten in Zu­
sammenarbeit mit den Interessengruppen Informations­
kampagnen durchführen, um den Bausektor, insbeson­
dere die Wirtschaftsakteure und die Verwender von Bau­
produkten, über die Einführung einer gemeinsamen Fach­
sprache, die Aufteilung der Verantwortlichkeiten zwi­
schen einzelnen Wirtschaftsakteuren und den Verwen­
dern, die Anbringung der CE-Kennzeichnung auf Baupro­
dukten, die Überprüfung der Grundanforderungen an 
Bauwerke und die Systeme zur Bewertung und Überprü­
fung der Leistungsbeständigkeit zu informieren. 

(49) Bei der Grundanforderung an Bauwerke bezüglich der 
nachhaltigen Nutzung der natürlichen Ressourcen sollte 
insbesondere der Recyclingfähigkeit des Bauwerks, seiner 
Baustoffe und Teile nach dem Abriss, der Dauerhaftigkeit 
des Bauwerks und der Verwendung umweltfreundlicher 
Rohstoffe und Sekundärbaustoffe für das Bauwerk Rech­
nung getragen werden. 

(50) Zur Bewertung der nachhaltigen Nutzung der Ressourcen 
und zur Beurteilung der Auswirkungen von Bauwerken 
auf die Umwelt sollten die Umwelterklärungen (Environ­
mental Product Declarations – EPD) soweit verfügbar 
herangezogen werden.
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(51) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich durch harmoni­
sierte technische Spezifikationen zur Angabe der Leistung 
von Bauprodukten das reibungslose Funktionieren des 
Binnenmarkts zu erreichen, auf Ebene der Mitgliedstaaten 
nicht ausreichend verwirklicht werden kann und daher 
wegen ihres Umfangs und ihrer Wirkungen besser auf 
Unionsebene zu verwirklichen ist, kann die Union im 
Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die 
Europäische Union niedergelegten Subsidiaritätsprinzip 
tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel 
genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese 
Verordnung nicht über das zur Erreichung dieses Ziels 
erforderliche Maß hinaus — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

Diese Verordnung legt Bedingungen für das Inverkehrbringen 
von Bauprodukten oder ihre Bereitstellung auf dem Markt durch 
die Aufstellung von harmonisierten Regeln über die Angabe der 
Leistung von Bauprodukten in Bezug auf ihre Wesentlichen 
Merkmale sowie über die Verwendung der CE-Kennzeichnung 
für diese Produkte fest. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. „Bauprodukt“ jedes Produkt oder jeden Bausatz, das bzw. 
der hergestellt und in Verkehr gebracht wird, um dauerhaft 
so in Bauwerke oder Teile davon eingebaut zu werden, dass 
der Ausbau des Produkts die Leistung des Bauwerks im 
Hinblick auf die Grundanforderungen an Bauwerke ver­
ändert; 

2. „Bausatz“ ein Bauprodukt, das von einem einzigen Herstel­
ler als Satz von mindestens zwei getrennten Komponenten, 
die zusammengefügt werden müssen, um ins Bauwerk ein­
gefügt zu werden, in Verkehr gebracht wird; 

3. „Bauwerke“ Bauten sowohl des Hochbaus als auch des Tief­
baus; 

4. „Wesentliche Merkmale“ diejenigen Merkmale des Baupro­
dukts, die sich auf die Grundanforderungen an Bauwerke 
beziehen; 

5. „Leistung eines Bauprodukts“ die Leistung in Bezug auf die 
relevanten Wesentlichen Merkmale eines Bauprodukts, die 
in Stufen oder Klassen oder in einer Beschreibung aus­
gedrückt wird; 

6. „Leistungsstufe“ das Ergebnis der Bewertung der Leistung 
eines Bauprodukts in Bezug auf seine Wesentlichen Merk­
male, ausgedrückt als Zahlenwert; 

7. „Leistungsklasse“ eine Bandbreite von Leistungsstufen eines 
Bauprodukts, die durch einen Mindest- und einen Höchst­
wert abgegrenzt wird; 

8. „Schwellenwert“ die Mindest- oder Höchstleistungsstufe ei­
nes Wesentlichen Merkmals eines Bauprodukts; 

9. „Produkttyp“ die repräsentativen Leistungsstufen oder Leis­
tungsklassen der Wesentlichen Merkmale eines Baupro­
dukts, das unter Verwendung einer bestimmten Kombina­
tion von Rohstoffen oder anderer Bestandteile in einem 
bestimmten Produktionsprozess hergestellt wird; 

10. „harmonisierte technische Spezifikationen“ die harmonisier­
ten Normen und Europäischen Bewertungsdokumente; 

11. „harmonisierte Norm“ eine Norm, die von einem der in 
Anhang I der Richtlinie 98/34/EG aufgeführten europäi­
schen Normungsgremien auf der Grundlage eines Ersuchens 
der Kommission nach Artikel 6 jener Richtlinie angenom­
men wurde; 

12. „Europäisches Bewertungsdokument“ ein Dokument, das 
von der Organisation Technischer Bewertungsstellen zum 
Zweck der Ausstellung Europäischer Technischer Bewertun­
gen angenommen wird; 

13. „Europäische Technische Bewertung“ die dokumentierte Be­
wertung der Leistung eines Bauprodukts in Bezug auf seine 
Wesentlichen Merkmale im Einklang mit dem betreffenden 
Europäischen Bewertungsdokument; 

14. „Verwendungszweck“ die beabsichtigte Verwendung des 
Bauprodukts, die in der jeweils anwendbaren harmonisier­
ten technischen Spezifikation festgelegt ist;
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15. „Spezifische Technische Dokumentation“ eine Dokumenta­
tion, mit der belegt wird, dass Verfahren im Rahmen des 
für die Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständig­
keit geltenden Systems durch andere Verfahren ersetzt wur­
den, wobei Voraussetzung ist, dass die Ergebnisse, die mit 
diesen anderen Verfahren erzielt werden, den Ergebnissen, 
die mit den Prüfverfahren der entsprechenden harmonisier­
ten Norm erzielt werden, gleichwertig sind; 

16. „Bereitstellung auf dem Markt“ jede entgeltliche oder unent­
geltliche Abgabe eines Bauprodukts zum Vertrieb oder zur 
Verwendung auf dem Markt der Union im Rahmen einer 
Geschäftstätigkeit; 

17. „Inverkehrbringen“ die erstmalige Bereitstellung eines Bau­
produkts auf dem Markt der Union; 

18. „Wirtschaftsakteur“ den Hersteller, Importeur, Händler oder 
Bevollmächtigten; 

19. „Hersteller“ jede natürliche oder juristische Person, die ein 
Bauprodukt herstellt bzw. entwickeln oder herstellen lässt 
und dieses Produkt unter ihrem eigenen Namen oder ihrer 
eigenen Marke vermarktet; 

20. „Händler“ jede natürliche oder juristische Person in der Lie­
ferkette außer dem Hersteller oder Importeur, die ein Bau­
produkt auf dem Markt bereitstellt; 

21. „Importeur“ jede in der Union ansässige natürliche oder 
juristische Person, die ein Bauprodukt aus einem Drittstaat 
auf dem Markt der Union in Verkehr bringt; 

22. „Bevollmächtigter“ jede in der Union ansässige natürliche 
oder juristische Person, die von einem Hersteller schriftlich 
beauftragt wurde, in seinem Namen bestimmte Aufgaben 
wahrzunehmen; 

23. „Rücknahme“ jede Maßnahme, mit der verhindert werden 
soll, dass ein in der Lieferkette befindliches Bauprodukt auf 
dem Markt bereitgestellt wird; 

24. „Rückruf“ jede Maßnahme, die auf Erwirkung der Rückgabe 
eines dem Endverwender bereits bereitgestellten Baupro­
dukts abzielt; 

25. „Akkreditierung“ die Akkreditierung im Sinne der Verord­
nung (EG) Nr. 765/2008; 

26. „werkseigene Produktionskontrolle“ die dokumentierte, 
ständige und interne Kontrolle der Produktion in einem 
Werk im Einklang mit den einschlägigen harmonisierten 
technischen Spezifikationen; 

27. „Kleinstunternehmen“ ein Unternehmen, das der Definition 
eines Kleinstunternehmens gemäß der Empfehlung der 
Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition 
der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen ( 1 ) entspricht; 

28. „Lebenszyklus“ die aufeinanderfolgenden und untereinander 
verbundenen Phasen eines Bauproduktlebens von der Be­
schaffung der Rohstoffe oder der Gewinnung aus natürli­
chen Ressourcen bis zur Entsorgung. 

Artikel 3 

Grundanforderungen an Bauwerke und Wesentliche 
Merkmale von Bauprodukten 

(1) Die Grundanforderungen an Bauwerke gemäß Anhang I 
sind die Grundlage für die Ausarbeitung von Normungsaufträ­
gen und harmonisierter technischer Spezifikationen. 

(2) Die Wesentlichen Merkmale von Bauprodukten werden in 
harmonisierten technischen Spezifikationen in Bezug auf die 
Grundanforderungen an Bauwerke festgelegt. 

(3) Für bestimmte Familien von Bauprodukten, die von einer 
harmonisierten Norm erfasst sind, bestimmt die Kommission, 
soweit angezeigt, in Bezug auf den in harmonisierten Normen 
festgelegten Verwendungszweck in delegierten Rechtsakten ge­
mäß Artikel 60 diejenigen Wesentlichen Merkmale, für die der 
Hersteller die Leistung des Produkts zu erklären hat, wenn das 
Produkt in Verkehr gebracht wird. 

Die Kommission legt, soweit angezeigt, auch die Schwellenwerte 
für die in Bezug auf die Wesentlichen Merkmale zu erklärende 
Leistung in delegierten Rechtsakten fest.
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KAPITEL II 

LEISTUNGSERKLÄRUNG UND CE-KENNZEICHNUNG 

Artikel 4 

Leistungserklärung 

(1) Ist ein Bauprodukt von einer harmonisierten Norm erfasst 
oder wurde für ein Bauprodukt eine Europäische Technische 
Bewertung ausgestellt, so erstellt der Hersteller eine Leistungs­
erklärung für das Produkt, wenn es in Verkehr gebracht wird. 

(2) Ist ein Bauprodukt von einer harmonisierten Norm erfasst 
oder wurde für ein Bauprodukt eine Europäische Technische 
Bewertung ausgestellt, so dürfen Informationen in jeglicher 
Form über seine Leistung in Bezug auf die Wesentlichen Merk­
male gemäß den anwendbaren harmonisierten technischen Spe­
zifikationen nur zur Verfügung gestellt werden, wenn sie in der 
Leistungserklärung enthalten und spezifiziert sind. 

(3) Mit der Erstellung der Leistungserklärung übernimmt der 
Hersteller die Verantwortung für die Konformität des Baupro­
dukts mit der erklärten Leistung. Liegen keine objektiven Hin­
weise auf das Gegenteil vor, so gehen die Mitgliedstaaten davon 
aus, dass die vom Hersteller erstellte Leistungserklärung genau 
und zuverlässig ist. 

Artikel 5 

Ausnahmen von der Pflicht zur Erstellung einer 
Leistungserklärung 

Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 und bei Fehlen von Vor­
schriften auf Ebene der Union oder auf nationaler Ebene, die die 
Erklärung Wesentlicher Merkmale vorschreiben, kann ein Her­
steller, wenn er ein Produkt in Verkehr bringen möchte, davon 
absehen, eine Leistungserklärung zu erstellen, wenn er ein von 
einer harmonisierten Norm erfasstes Bauprodukt in Verkehr 
bringt und 

a) das Bauprodukt individuell gefertigt wurde oder nicht im 
Rahmen einer Serienfertigung, sondern auf einen besonderen 
Auftrag hin als Sonderanfertigung gefertigt wurde und in 
einem bestimmten einzelnen Bauwerk von einem Hersteller 
eingebaut wird, der nach den geltenden nationalen Vorschrif­
ten für den sicheren Einbau des Produkts in das Bauwerk 
verantwortlich ist, wobei der Einbau unter der Verantwor­
tung der nach den geltenden nationalen Vorschriften für die 
sichere Ausführung der Bauarbeiten verantwortlichen Per­
sonen erfolgt; 

b) das Bauprodukt auf der Baustelle gefertigt wurde und in 
Einklang mit den geltenden nationalen Vorschriften und un­
ter der Zuständigkeit der nach den geltenden nationalen 
Vorschriften für die sichere Ausführung der Bauarbeiten ver­
antwortlichen Personen in das entsprechende Bauwerk einge­
baut wird; oder 

c) das Bauprodukt nach den geltenden nationalen Vorschriften 
auf traditionelle Weise in einem nicht-industriellen Verfahren 
zur angemessenen Renovierung von Bauwerken, die als Teil 
eines ausgewiesenen Umfelds oder aufgrund ihres besonde­
ren architektonischen oder historischen Werts offiziell ge­
schützt sind, gefertigt wurde. 

Artikel 6 

Inhalt der Leistungserklärung 

(1) Die Leistungserklärung gibt die Leistung von Bauproduk­
ten in Bezug auf die Wesentlichen Merkmale dieser Produkte 
gemäß den einschlägigen harmonisierten technischen Spezifika­
tionen an. 

(2) Die Leistungserklärung enthält insbesondere folgende In­
formationen: 

a) den Verweis auf den Produkttyp, für den die Leistungserklä­
rung erstellt wurde; 

b) das System oder die Systeme zur Bewertung und Überprü­
fung der Leistungsbeständigkeit des Bauprodukts gemäß An­
hang V; 

c) die Fundstelle und das Erstellungsdatum der harmonisierten 
Norm oder der Europäischen Technischen Bewertung, die 
zur Bewertung der einzelnen Wesentlichen Merkmale ver­
wendet wurde; 

d) soweit zutreffend die Fundstelle der verwendeten Spezi­
fischen Technischen Dokumentation und die Anforderungen, 
die das Produkt nach Angaben des Herstellers erfüllt. 

(3) Zusätzlich enthält die Leistungserklärung Folgendes: 

a) den Verwendungszweck bzw. die Verwendungszwecke des 
Bauprodukts gemäß den jeweils anwendbaren harmonisier­
ten technischen Spezifikationen; 

b) die Liste der Wesentlichen Merkmale, die in diesen harmo­
nisierten technischen Spezifikationen für den erklärten Ver­
wendungszweck bzw. die erklärten Verwendungszwecke fest­
gelegt wurden; 

c) die Leistung von zumindest einem der Wesentlichen Merk­
male des Bauprodukts, die für den erklärten Verwendungs­
zweck bzw. die erklärten Verwendungszwecke relevant sind;
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d) soweit zutreffend die Leistung des Bauprodukts nach Stufen 
oder Klassen oder in einer Beschreibung in Bezug auf seine 
Wesentlichen Merkmale, die gemäß Artikel 3 Absatz 3 be­
stimmt wurden; 

e) soweit zutreffend die Leistung des Bauprodukts nach Stufen 
oder Klassen oder in einer Beschreibung in Bezug auf alle 
Wesentlichen Merkmale, für die es hinsichtlich des erklärten 
Verwendungszwecks bzw. der erklärten Verwendungszwecke 
Vorschriften an dem Ort, an dem der Hersteller das Baupro­
dukt in Verkehr bringen möchte, gibt; 

f) für die aufgelisteten Wesentlichen Merkmale, für die keine 
Leistung erklärt wird, die Buchstaben „NPD“ (No Perfor­
mance Determined / keine Leistung festgelegt); 

g) wenn eine Europäische Technische Bewertung für das Pro­
dukt erstellt wurde, die Leistung nach Stufen oder Klassen 
oder in einer Beschreibung des Bauprodukts in Bezug auf alle 
Wesentlichen Merkmale, die in der entsprechenden Europäi­
schen Technischen Bewertung enthalten sind. 

(4) Die Leistungserklärung wird unter Verwendung des Mus­
ters in Anhang III erstellt. 

Artikel 7 

Zurverfügungstellung der Leistungserklärung 

(1) Eine Abschrift der Leistungserklärung wird jedem Produkt 
beigefügt, das auf dem Markt bereitgestellt wird. 

Wird jedoch einem einzigen Abnehmer ein Los gleicher Pro­
dukte geliefert, so braucht diesem lediglich eine einzige Ab­
schrift der Leistungserklärung beigefügt zu werden. 

(2) Die Abschrift der Leistungserklärung darf auf elektro­
nischem Weg nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Abneh­
mers zur Verfügung gestellt werden. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 kann der Inhalt 
der Leistungserklärung gemäß von der Kommission in einem 
delegierten Rechtsakt gemäß Artikel 60 festzulegenden Bedin­
gungen auf einer Website zur Verfügung gestellt werden. 

(4) Die Leistungserklärung wird in der Sprache bzw. den 
Sprachen zur Verfügung gestellt, die von dem Mitgliedstaat, in 
dem das Produkt bereitgestellt wird, vorgeschrieben werden. 

Artikel 8 

Allgemeine Grundsätze und Verwendung der CE- 
Kennzeichnung 

(1) Für die CE-Kennzeichnung gelten die allgemeinen Grund­
sätze gemäß Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008. 

(2) Die CE-Kennzeichnung wird an denjenigen Bauprodukten 
angebracht, für die der Hersteller eine Leistungserklärung gemäß 
den Artikeln 4, 6 und 7 erstellt hat. 

Hat der Hersteller keine Leistungserklärung gemäß den Artikeln 
4, 6 und 7 erstellt, darf die CE-Kennzeichnung nicht angebracht 
werden. 

Indem er die CE-Kennzeichnung anbringt oder anbringen lässt, 
gibt der Hersteller an, dass er die Verantwortung übernimmt für 
die Konformität des Bauprodukts mit dessen erklärter Leistung 
sowie für die Einhaltung aller geltenden Anforderungen, die in 
dieser Verordnung und in anderen einschlägigen Harmonisie­
rungsrechtsvorschriften der Union, die die Anbringung vor­
sehen, festgelegt sind. 

Die Regelungen für das Anbringen der CE-Kennzeichnung, die 
in anderen einschlägigen Harmonisierungsrechtsvorschriften der 
Union vorgesehen sind, gelten unbeschadet dieses Absatzes. 

(3) Im Falle der von einer harmonisierten Norm erfassten 
Bauprodukte oder von Bauprodukten, für die eine Europäische 
Technische Bewertung ausgestellt worden ist, ist die CE-Kenn­
zeichnung die einzige Kennzeichnung, die die Konformität des 
Bauprodukts mit der erklärten Leistung in Bezug auf die We­
sentlichen Merkmale, die von dieser harmonisierten Norm oder 
der Europäischen Technischen Bewertung erfasst sind, beschei­
nigt. 

Die Mitgliedstaaten führen diesbezüglich keine Bezugnahme ein 
bzw. machen jegliche in nationalen Maßnahmen vorgenom­
mene Bezugnahme auf eine andere Kennzeichnung als die CE- 
Kennzeichnung, mit der die Konformität mit der erklärten Leis­
tung in Bezug auf die von einer harmonisierten technischen 
Spezifikation erfassten Wesentlichen Merkmale bescheinigt wird, 
rückgängig. 

(4) Ein Mitgliedstaat darf in seinem Hoheitsgebiet oder in 
seinem Zuständigkeitsbereich die Bereitstellung auf dem Markt 
oder die Verwendung von Bauprodukten, die die CE-Kennzeich­
nung tragen, weder untersagen noch behindern, wenn die er­
klärten Leistungen den Anforderungen für diese Verwendung in 
dem betreffenden Mitgliedstaat entsprechen.
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(5) Ein Mitgliedstaat stellt sicher, dass öffentliche oder private 
Stellen, die als öffentliches Unternehmen oder aufgrund einer 
Monopolstellung oder im öffentlichen Auftrag als öffentliche 
Einrichtung handeln, die Verwendung von Bauprodukten, die 
die CE-Kennzeichnung tragen, weder durch zusätzliche Vor­
schriften noch durch Auflagen behindern, wenn die erklärten 
Leistungen den Anforderungen für diese Verwendung in dem 
betreffenden Mitgliedstaat entsprechen. 

(6) Die Mitgliedstaaten passen die Verfahren, die sie in ihren 
Anforderungen an Bauwerke verwenden, sowie andere nationale 
Regeln in Bezug auf die Wesentlichen Merkmale von Baupro­
dukten an die harmonisierten technischen Spezifikationen an. 

Artikel 9 

Vorschriften und Auflagen für die Anbringung der CE- 
Kennzeichnung 

(1) Die CE-Kennzeichnung wird gut sichtbar, leserlich und 
dauerhaft auf dem Bauprodukt oder einem daran befestigten 
Etikett angebracht. Falls die Art des Produkts dies nicht zulässt 
oder nicht rechtfertigt, wird sie auf der Verpackung oder den 
Begleitunterlagen angebracht. 

(2) Hinter der CE-Kennzeichnung werden die letzten beiden 
Ziffern des Jahres, in dem die CE-Kennzeichnung zuerst ange­
bracht wurde, der Name oder das Kennzeichen und die regis­
trierte Anschrift des Herstellers, der eindeutige Kenncode des 
Produkttyps, die Bezugsnummer der Leistungserklärung, die da­
rin erklärte Leistung nach Stufe oder Klasse, die Fundstelle der 
einschlägigen harmonisierten technischen Spezifikation, soweit 
zutreffend die Kennnummer der notifizierten Stelle und der in 
den einschlägigen harmonisierten technischen Spezifikationen 
festgelegte Verwendungszweck angeführt. 

(3) Die CE-Kennzeichnung wird vor dem Inverkehrbringen 
des Bauprodukts angebracht. Dahinter kann ein Piktogramm 
oder ein anderes Zeichen stehen, das insbesondere eine beson­
dere Gefahr oder Verwendung angibt. 

Artikel 10 

Produktinformationsstellen für das Bauwesen 

(1) Die Mitgliedstaaten benennen Produktinformationsstellen 
für das Bauwesen gemäß Artikels 9 der Verordnung (EG) 
Nr. 764/2008. 

(2) Die Artikel 10 und 11 der Verordnung (EG) 
Nr. 764/2008 gelten für die Produktinformationsstellen für 
das Bauwesen. 

(3) In Bezug auf die in Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 764/2008 festgelegten Aufgaben stellt jeder Mitglied­
staat sicher, dass die Produktinformationsstellen für das Bauwe­
sen Informationen über Vorschriften in seinem Hoheitsgebiet 
bereitstellen, mit denen darauf abgezielt wird, dass die für den 
Verwendungszweck eines Bauprodukts nach Artikel 6 Absatz 3 
Buchstabe e der vorliegenden Verordnung geltenden Grundan­
forderungen an Bauwerke erfüllt werden. 

KAPITEL III 

PFLICHTEN DER WIRTSCHAFTSAKTEURE 

Artikel 11 

Pflichten der Hersteller 

(1) Die Hersteller erstellen eine Leistungserklärung gemäß 
den Artikeln 4 bis 7 und bringen die CE-Kennzeichnung gemäß 
den Artikeln 8 und 9 an. 

Die Hersteller erstellen als Grundlage für die Leistungserklärung 
eine technische Dokumentation und beschreiben darin alle 
wichtigen Elemente in Zusammenhang mit dem vorgeschriebe­
nen System zur Bewertung und Überprüfung der Leistungs­
beständigkeit. 

(2) Die Hersteller bewahren die technischen Unterlagen und 
die Leistungserklärung zehn Jahre ab dem Inverkehrbringen des 
Bauprodukts auf. 

Soweit angemessen kann die Kommission in delegierten Rechts­
akten gemäß Artikel 60 diesen Zeitraum für Bauproduktfamilien 
auf der Grundlage der Lebenserwartung oder der Bedeutung des 
Bauprodukts für die Bauwerke ändern. 

(3) Die Hersteller stellen durch entsprechende Verfahren si­
cher, dass die erklärte Leistung bei Serienfertigung beständig 
sichergestellt ist. Veränderungen am Produkttyp und Änderun­
gen an den anwendbaren harmonisierten technischen Spezifika­
tionen werden angemessen berücksichtigt. 

Falls dies als zweckmäßig betrachtet wird, um die Genauigkeit, 
die Zuverlässigkeit und die Stabilität der erklärten Leistung eines 
Bauprodukts sicherzustellen, führen die Hersteller an Stichpro­
ben von in Verkehr befindlichen oder auf dem Markt bereit­
gestellten Bauprodukten Prüfungen durch, stellen Untersuchun­
gen an und führen erforderlichenfalls ein Verzeichnis der Be­
schwerden, der nichtkonformen Produkte und der Produktrück­
rufe und halten die Händler über diese Überwachung auf dem 
Laufenden. 

(4) Die Hersteller stellen sicher, dass ihre Bauprodukte eine 
Typen-, Chargen- oder Seriennummer oder ein anderes Kenn­
zeichen zu ihrer Identifizierung tragen oder, falls dies aufgrund 
der Größe oder Art des Produkts nicht möglich ist, dass die 
erforderlichen Informationen auf der Verpackung oder in den 
dem Bauprodukt beigefügten Unterlagen angegeben werden.
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(5) Die Hersteller geben ihren Namen, ihren eingetragenen 
Handelsnamen oder ihre eingetragene Marke und ihre Kontakt­
anschrift auf dem Bauprodukt selbst oder, falls dies nicht mög­
lich ist, auf der Verpackung oder in den dem Bauprodukt bei­
gefügten Unterlagen an. In der Anschrift muss eine zentrale 
Stelle angegeben sein, unter der der Hersteller kontaktiert wer­
den kann. 

(6) Wenn die Hersteller ein Bauprodukt auf dem Markt be­
reitstellen, stellen sie sicher, dass dem Produkt die Gebrauchs­
anleitung und die Sicherheitsinformationen in einer vom betref­
fenden Mitgliedstaat festgelegten Sprache, die von den Benut­
zern leicht verstanden werden kann, beigefügt sind. 

(7) Hersteller, die der Auffassung sind oder Grund zu der 
Annahme haben, dass ein von ihnen in Verkehr gebrachtes 
Bauprodukt nicht der Leistungserklärung oder sonstigen nach 
dieser Verordnung geltenden Anforderungen entspricht, ergrei­
fen unverzüglich die erforderlichen Korrekturmaßnahmen, um 
die Konformität dieses Bauprodukts herzustellen oder es, soweit 
angemessen, zurückzunehmen oder zurückzurufen. Außerdem 
unterrichten die Hersteller, wenn mit dem Produkt Gefahren 
verbunden sind, unverzüglich die zuständigen nationalen Behör­
den der Mitgliedstaaten, in denen sie das Bauprodukt auf dem 
Markt bereitgestellt haben, darüber und machen dabei ausführ­
liche Angaben, insbesondere über die Nichtkonformität und die 
ergriffenen Korrekturmaßnahmen. 

(8) Die Hersteller händigen der zuständigen nationalen Be­
hörde auf deren begründetes Verlangen alle Informationen 
und Unterlagen, die für den Nachweis der Konformität des Bau­
produkts mit der Leistungserklärung und der Einhaltung sons­
tiger nach dieser Verordnung geltender Anforderungen erforder­
lich sind, in einer Sprache aus, die von dieser Behörde leicht 
verstanden werden kann. Sie kooperieren mit dieser Behörde auf 
deren Verlangen bei allen Maßnahmen zur Abwendung von 
Gefahren, die mit Bauprodukten verbunden sind, die sie in Ver­
kehr gebracht haben. 

Artikel 12 

Bevollmächtigte 

(1) Ein Hersteller kann mittels schriftlicher Vollmacht einen 
Bevollmächtigten bestellen. 

Die Erstellung der technischen Dokumentation gehört nicht zu 
den Aufgaben eines Bevollmächtigten. 

(2) Ein Bevollmächtigter nimmt die Aufgaben wahr, die in 
der Vollmacht festgelegt sind. Der Auftrag gestattet dem Bevoll­
mächtigten, mindestens folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

a) Bereithaltung der Leistungserklärung und der technischen 
Dokumentation für die nationalen Überwachungsbehörden 
während des in Artikel 11 Absatz 2 genannten Zeitraums; 

b) auf begründetes Verlangen einer zuständigen nationalen Be­
hörde Aushändigung aller erforderlichen Informationen und 
Unterlagen zum Nachweis der Konformität eines Baupro­
dukts mit der Leistungserklärung und der Einhaltung sons­
tiger nach dieser Verordnung geltender Anforderungen an 
diese Behörde; 

c) Kooperation mit den zuständigen nationalen Behörden auf 
deren Verlangen bei allen Maßnahmen zur Abwendung der 
Gefahren, die mit Bauprodukten verbunden sind, die zum in 
der Vollmacht des Bevollmächtigten festgelegten Aufgaben­
bereich gehören. 

Artikel 13 

Pflichten der Importeure 

(1) Importeure bringen in der Union nur Bauprodukte in 
Verkehr, die die nach dieser Verordnung geltenden Anforderun­
gen erfüllen. 

(2) Vor dem Inverkehrbringen eines Bauprodukts vergewis­
sern sich die Importeure, dass der Hersteller die Bewertung und 
die Überprüfung der Leistungsbeständigkeit durchgeführt hat. 
Sie vergewissern sich, dass der Hersteller die technische Doku­
mentation gemäß Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 2 und die 
Leistungserklärung gemäß den Artikeln 4, 6 und 7 erstellt hat. 
Sie stellen auch sicher, dass das Produkt, falls erforderlich, mit 
der CE-Kennzeichnung versehen ist, dass ihm die erforderlichen 
Unterlagen beigefügt sind und dass der Hersteller die Anforde­
rungen von Artikel 11 Absätze 4 und 5 erfüllt hat. 

Importeure, die der Auffassung sind oder Grund zu der An­
nahme haben, dass das Bauprodukt nicht der Leistungserklärung 
oder sonstigen nach dieser Verordnung geltenden Anforderun­
gen entspricht, bringen das Bauprodukt erst dann in Verkehr, 
wenn es der beigefügten Leistungserklärung und sonstigen nach 
dieser Verordnung geltenden Anforderungen entspricht oder 
nachdem die Leistungserklärung korrigiert wurde. Wenn mit 
dem Bauprodukt eine Gefahr verbunden ist, unterrichtet der 
Importeur außerdem den Hersteller und die Marktüber­
wachungsbehörden darüber. 

(3) Die Importeure geben ihren Namen, ihren eingetragenen 
Handelsnamen oder ihre eingetragene Marke und ihre Kontakt­
anschrift auf dem Bauprodukt selbst oder, falls dies nicht mög­
lich ist, auf der Verpackung oder in den dem Bauprodukt bei­
gefügten Unterlagen an.
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(4) Wenn die Importeure ein Bauprodukt auf dem Markt 
bereitstellen, stellen sie sicher, dass dem Produkt die Gebrauchs­
anleitung und die Sicherheitsinformationen in einer vom betref­
fenden Mitgliedstaat festgelegten Sprache, die von den Benut­
zern leicht verstanden werden kann, beigefügt sind. 

(5) Solange sich ein Bauprodukt in ihrer Verantwortung be­
findet, stellen die Importeure sicher, dass die Lagerungs- oder 
Transportbedingungen dessen Konformität mit der Leistungs­
erklärung und die Einhaltung anderer nach dieser Verordnung 
geltender Anforderungen nicht beeinträchtigen. 

(6) Falls dies als zweckmäßig betrachtet wird, um die Genau­
igkeit, die Zuverlässigkeit und die Stabilität der erklärten Leis­
tung eines Bauprodukts sicherzustellen, führen die Importeure 
an Stichproben von in Verkehr befindlichen oder auf dem Markt 
bereitgestellten Bauprodukten Prüfungen durch, stellen Unter­
suchungen an und führen erforderlichenfalls ein Verzeichnis 
der Beschwerden, der nichtkonformen Produkte und der Pro­
duktrückrufe und halten die Händler über diese Überwachung 
auf dem Laufenden. 

(7) Importeure, die der Auffassung sind oder Grund zu der 
Annahme haben, dass ein von ihnen in Verkehr gebrachtes 
Bauprodukt nicht der Leistungserklärung oder sonstigen nach 
dieser Verordnung geltenden Anforderungen entspricht, ergrei­
fen unverzüglich die erforderlichen Korrekturmaßnahmen, um 
die Konformität dieses Bauprodukts herzustellen oder es, soweit 
angemessen, zurückzunehmen oder zurückzurufen. Außerdem 
unterrichten die Importeure, wenn mit dem Produkt Gefahren 
verbunden sind, unverzüglich die zuständigen nationalen Behör­
den der Mitgliedstaaten, in denen sie das Bauprodukt auf dem 
Markt bereitgestellt haben, darüber und machen dabei ausführ­
liche Angaben, insbesondere über die Nichtkonformität und die 
ergriffenen Korrekturmaßnahmen. 

(8) Die Importeure halten während des in Artikel 11 Absatz 
2 genannten Zeitraums eine Abschrift der Leistungserklärung 
für die Marktüberwachungsbehörden bereit und stellen sicher, 
dass diesen Behörden die technische Dokumentation auf Ver­
langen vorgelegt wird. 

(9) Die Importeure händigen der zuständigen nationalen Be­
hörde auf deren begründetes Verlangen alle Informationen und 
Unterlagen, die für den Nachweis der Konformität des Baupro­
dukts mit der Leistungserklärung und der Einhaltung sonstiger 
nach dieser Verordnung geltender Anforderungen erforderlich 
sind, in einer Sprache aus, die von dieser Behörde leicht ver­
standen werden kann. Sie kooperieren mit dieser Behörde auf 
deren Verlangen bei allen Maßnahmen zur Abwendung von 
Gefahren, die mit Bauprodukten verbunden sind, die sie in Ver­
kehr gebracht haben. 

Artikel 14 

Pflichten der Händler 

(1) Die Händler beachten die Vorschriften dieser Verordnung 
mit der gebührenden Sorgfalt, wenn sie ein Bauprodukt auf dem 
Markt bereitstellen. 

(2) Bevor sie ein Bauprodukt auf dem Markt bereitstellen, 
vergewissern sich die Händler, dass das Produkt, soweit erfor­
derlich, mit der CE-Kennzeichnung versehen ist und dass ihm 
die gemäß dieser Verordnung erforderlichen Unterlagen sowie 
Anleitungen und Sicherheitsinformationen in einer von dem 
betreffenden Mitgliedstaat festgelegten Sprache, die von den Be­
nutzern leicht verstanden werden kann, beigefügt sind. Die 
Händler vergewissern sich auch, dass der Hersteller und der 
Importeur die Anforderungen von Artikel 11 Absätze 4 und 
5 bzw. von Artikel 13 Absatz 3 erfüllt haben. 

Händler, die der Auffassung sind oder Grund zu der Annahme 
haben, dass das Bauprodukt nicht der Leistungserklärung oder 
sonstigen nach dieser Verordnung geltenden Anforderungen 
entspricht, stellen das Bauprodukt erst dann auf dem Markt 
bereit, wenn es der beigefügten Leistungserklärung und sons­
tigen nach dieser Verordnung geltenden Anforderungen ent­
spricht oder nachdem die Leistungserklärung korrigiert wurde. 
Wenn mit dem Produkt eine Gefahr verbunden ist, unterrichtet 
der Händler außerdem den Hersteller oder den Importeur sowie 
die Marktüberwachungsbehörden darüber. 

(3) Solange sich ein Bauprodukt in ihrer Verantwortung be­
findet, stellen die Händler sicher, dass die Lagerungs- oder 
Transportbedingungen dessen Konformität mit der Leistungs­
erklärung und die Einhaltung sonstiger nach dieser Verordnung 
geltender Anforderungen nicht beeinträchtigen. 

(4) Händler, die der Auffassung sind oder Grund zu der 
Annahme haben, dass ein von ihnen auf dem Markt bereit­
gestelltes Bauprodukt nicht der Leistungserklärung oder sons­
tigen nach dieser Verordnung geltenden Anforderungen ent­
spricht, stellen sicher, dass die erforderlichen Korrekturmaßnah­
men ergriffen werden, um die Konformität dieses Bauprodukts 
herzustellen oder es, soweit angemessen, zurückzunehmen oder 
zurückzurufen. Außerdem unterrichten die Händler, wenn mit 
dem Produkt Gefahren verbunden sind, unverzüglich die zustän­
digen nationalen Behörden der Mitgliedstaaten, in denen sie das 
Produkt auf dem Markt bereitgestellt haben, darüber und ma­
chen dabei ausführliche Angaben, insbesondere über die Nicht­
konformität und die ergriffenen Korrekturmaßnahmen. 

(5) Die Händler händigen der zuständigen nationalen Be­
hörde auf deren begründetes Verlangen alle Informationen 
und Unterlagen, die für den Nachweis der Konformität des Bau­
produkts mit der Leistungserklärung und der Einhaltung sons­
tiger nach dieser Verordnung geltender Anforderungen erforder­
lich sind, in einer Sprache aus, die von dieser zuständigen na­
tionalen Behörde leicht verstanden werden kann. Sie kooperie­
ren mit dieser Behörde auf deren Verlangen bei allen Maßnah­
men zur Abwendung von Gefahren, die mit Bauprodukten ver­
bunden sind, die sie auf dem Markt bereitgestellt haben.
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Artikel 15 

Fälle, in denen die Pflichten des Herstellers auch für 
Importeure und Händler gelten 

Ein Importeur oder Händler gilt für die Zwecke dieser Verord­
nung als Hersteller und unterliegt den Pflichten eines Herstellers 
gemäß Artikel 11, wenn er ein Bauprodukt unter seinem Na­
men oder seiner Handelsmarke in Verkehr bringt oder ein be­
reits in Verkehr gebrachtes Bauprodukt so verändert, dass die 
Konformität mit der Leistungserklärung beeinflusst werden 
kann. 

Artikel 16 

Identifizierung der Wirtschaftsakteure 

Die Wirtschaftsakteure müssen während des in Artikel 11 Ab­
satz 2 genannten Zeitraums den Marktüberwachungsbehörden 
auf Verlangen Folgendes nennen: 

a) alle Wirtschaftsakteure, von denen sie ein Produkt bezogen 
haben, 

b) alle Wirtschaftsakteure, an die sie ein Produkt abgegeben 
haben. 

KAPITEL IV 

HARMONISIERTE TECHNISCHE SPEZIFIKATIONEN 

Artikel 17 

Harmonisierte Normen 

(1) Harmonisierte Normen werden von den in Anhang I der 
Richtlinie 98/34/EG aufgeführten europäischen Normungsgre­
mien auf der Grundlage von Ersuchen (nachstehend „Mandate“ 
genannt), erstellt, die die Kommission gemäß Artikel 6 jener 
Richtlinie und nach Konsultation des Ständigen Ausschusses 
für das Bauwesen gemäß Artikel 64 der vorliegenden Verord­
nung (nachstehend „Ständiger Ausschusses für das Bauwesen“ 
genannt) unterbreitet. 

(2) Harmonisierte Normen enthalten die Verfahren und Kri­
terien für die Bewertung der Leistung von Bauprodukten in 
Bezug auf ihre Wesentlichen Merkmale. 

Sofern im jeweiligen Mandat vorgesehen, bezieht sich eine har­
monisierte Norm auf einen Verwendungszweck der von ihr 
erfassten Produkte. 

Harmonisierte Normen enthalten, soweit angemessen, Verfahren 
zur Bewertung der Leistung von Bauprodukten in Bezug auf 
ihre Wesentlichen Merkmale, die weniger aufwendig sind als 
Prüfungen, ohne dadurch die Genauigkeit, die Zuverlässigkeit 
und die Stabilität der Ergebnisse zu beeinträchtigen. 

(3) Die europäischen Normungsgremien legen in harmoni­
sierten Normen die anzuwendende werkseigene Produktions­
kontrolle fest und berücksichtigen dabei die besonderen Bedin­
gungen im Fertigungsprozess des betreffenden Bauprodukts. 

Eine harmonisierte Norm enthält die für die Anwendung des 
Systems zur Bewertung und Überprüfung der Leistungsbestän­
digkeit erforderlichen technischen Angaben. 

(4) Die Kommission prüft, ob die von den europäischen 
Normungsgremien erstellten harmonisierten Normen mit den 
dazugehörigen Mandaten übereinstimmen. 

Die Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen 
Union ein Verzeichnis der Fundstellen harmonisierter Normen, 
die den jeweiligen Mandaten entsprechen. 

Für jede harmonisierte Norm wird in dem Verzeichnis Folgendes 
angegeben: 

a) gegebenenfalls Fundstellen ersetzter harmonisierter tech­
nischer Spezifikationen; 

b) Beginn der Koexistenzperiode; 

c) Ende der Koexistenzperiode. 

Die Kommission veröffentlicht etwaige Aktualisierungen dieses 
Verzeichnisses. 

Ab dem Tag des Beginns der Koexistenzperiode kann eine har­
monisierte Norm verwendet werden, um eine Leistungserklä­
rung für ein von der Norm erfasstes Bauprodukt zu erstellen. 
Die nationalen Normungsgremien sind verpflichtet, die harmo­
nisierten Normen im Einklang mit der Richtlinie 98/34/EG um­
zusetzen. 

Unbeschadet der Artikel 36 bis 38 ist die harmonisierte Norm 
ab dem Tag des Endes der Koexistenzperiode die einzige Grund­
lage für die Erstellung einer Leistungserklärung für ein von der 
Norm erfasstes Bauprodukt. 

Am Ende der Koexistenzperiode werden entgegenstehende na­
tionale Normen aufgehoben, und die Mitgliedstaaten setzen alle 
entgegenstehenden nationalen Vorschriften außer Kraft.
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Artikel 18 

Formale Einwände gegen harmonisierte Normen 

(1) Ist ein Mitgliedstaat oder die Kommission der Auffassung, 
dass eine harmonisierte Norm den Anforderungen des dazuge­
hörigen Mandats nicht vollständig entspricht, so befasst der 
betreffende Mitgliedstaat oder die Kommission den aufgrund 
von Artikel 5 der Richtlinie 98/34/EG eingesetzten Ausschuss 
unter Angabe der Gründe mit dieser Angelegenheit. Der Aus­
schuss nimmt nach Konsultation der entsprechenden europäi­
schen Normungsgremien und des Ständigen Ausschusses für das 
Bauwesen umgehend dazu Stellung. 

(2) Anhand der Stellungnahme des gemäß Artikel 5 der 
Richtlinie 98/34/EG eingerichteten Ausschusses beschließt die 
Kommission, ob die Fundstelle der betreffenden harmonisierten 
Norm im Amtsblatt der Europäischen Union zu veröffentlichen, 
nicht zu veröffentlichen, unter Vorbehalt zu veröffentlichen, 
zu belassen, unter Vorbehalt zu belassen oder zu streichen ist. 

(3) Die Kommission unterrichtet das betreffende europäische 
Normungsgremium von ihrem Beschluss und erteilt ihm erfor­
derlichenfalls das Mandat zur Überarbeitung der betreffenden 
harmonisierten Norm. 

Artikel 19 

Europäisches Bewertungsdokument 

(1) Beantragt ein Hersteller eine Europäische Technische Be­
wertung, so wird ein Europäisches Bewertungsdokument von 
der Organisation Technischer Bewertungsstellen für ein Baupro­
dukt erstellt und angenommen, das nicht oder nicht vollständig 
von einer harmonisierten Norm erfasst ist und dessen Leistung 
in Bezug auf seine Wesentlichen Merkmale nicht vollständig 
anhand einer bestehenden harmonisierten Norm bewertet wer­
den kann, weil unter anderem 

a) das Produkt nicht in den Anwendungsbereich einer beste­
henden harmonisierten Norm fällt; 

b) das in der harmonisierten Norm vorgesehene Bewertungsver­
fahren für mindestens ein Wesentliches Merkmal dieses Pro­
dukts nicht geeignet ist oder 

c) die harmonisierte Norm für mindestens ein Wesentliches 
Merkmal dieses Produkts kein Bewertungsverfahren vorsieht. 

(2) Das Verfahren für die Annahme des Europäischen Bewer­
tungsdokuments entspricht den in Artikel 20 enthaltenen 
Grundsätzen und hält die Vorschriften nach Artikel 21 und 
Anhang II ein. 

(3) Die Kommission kann delegierte Rechtsakte gemäß 
Artikel 60 erlassen, um Anhang II zu ändern und zusätzliche 
Verfahrensregeln für die Erstellung und Annahme eines Euro­
päischen Bewertungsdokuments festzulegen. 

Artikel 20 

Grundsätze für die Erstellung und Annahme Europäischer 
Bewertungsdokumente 

(1) Die Erstellung und Annahme Europäischer Bewertungs­
dokumente erfolgt nach einem Verfahren, 

a) das für den betroffenen Hersteller transparent ist; 

b) bei dem geeignete verbindliche Fristen festgelegt werden, um 
ungerechtfertigte Verzögerungen zu vermeiden; 

c) das dem Schutz des Geschäftsgeheimnisses und der Vertrau­
lichkeit gebührend Rechnung trägt; 

d) das der Kommission eine angemessene Mitwirkung ermög­
licht; 

e) das für den Hersteller kosteneffizient ist; und 

f) bei dem ausreichende Kollegialität und Koordinierung unter 
den für das betreffende Produkt benannten Technischen Be­
wertungsstellen gewährleistet ist. 

(2) Die Technischen Bewertungsstellen tragen zusammen mit 
der Organisation Technischer Bewertungsstellen alle Kosten der 
Erstellung und Annahme Europäischer Bewertungsdokumente. 

Artikel 21 

Pflichten der zuständigen Technischen Bewertungsstelle bei 
Erhalt eines Antrags auf eine Europäische Technische 

Bewertung 

(1) Die Technische Bewertungsstelle, die einen Antrag auf 
eine Europäische Technische Bewertung erhält (nachstehend 
„verantwortliche Technische Bewertungsstelle“ genannt), unter­
richtet den Hersteller wie folgt, wenn das Bauprodukt ganz oder 
teilweise von einer harmonisierten technischen Spezifikation er­
fasst ist: 

a) Ist das Produkt ganz von einer harmonisierten Norm erfasst, 
so teilt die verantwortliche Technische Bewertungsstelle dem 
Hersteller mit, dass nach Artikel 19 Absatz 1 für das Produkt 
keine Europäische Technische Bewertung ausgestellt werden 
kann; 

b) ist das Produkt ganz von einem Europäischen Bewertungs­
dokument erfasst, so teilt die verantwortliche Technische 
Bewertungsstelle dem Hersteller mit, dass dieses Dokument 
als Grundlage für die auszustellende Europäische Technische 
Bewertung dienen wird; 

c) ist das Produkt nicht oder nicht ganz von einer harmonisier­
ten technischen Spezifikation erfasst, so wendet die verant­
wortliche Technische Bewertungsstelle die Verfahren an, die 
in Anhang II niedergelegt sind oder nach Artikel 19 Absatz 
3 festgelegt wurden.
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(2) In den in Absatz 1 Buchstaben b und c genannten Fällen 
unterrichtet die verantwortliche Technische Bewertungsstelle die 
Organisation Technischer Bewertungsstellen und die Kommis­
sion über den Inhalt des Antrags und über die Fundstelle des 
jeweiligen Kommissionsbeschlusses bezüglich der Bewertung 
und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit, die die verantwort­
liche Technische Bewertungsstelle auf dieses Produkt anzuwen­
den beabsichtigt, oder darüber, dass es keinen entsprechenden 
Kommissionsbeschluss gibt. 

(3) Ist die Kommission der Auffassung, dass für das Baupro­
dukt kein geeigneter Beschluss bezüglich der Bewertung und 
Überprüfung der Leistungsbeständigkeit vorliegt, gelangt 
Artikel 28 zur Anwendung. 

Artikel 22 

Veröffentlichung 

Europäische Bewertungsdokumente, die von der Organisation 
Technischer Bewertungsstellen angenommen wurden, werden 
der Kommission übermittelt, die ein Verzeichnis der Fundstellen 
der angenommenen Europäischen Bewertungsdokumente im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Die Kommission veröffentlicht etwaige Aktualisierungen dieses 
Verzeichnisses. 

Artikel 23 

Streitbeilegung bei Uneinigkeit zwischen Technischen 
Bewertungsstellen 

Einigen sich die Technischen Bewertungsstellen nicht innerhalb 
der vorgesehenen Fristen auf das Europäische Bewertungsdoku­
ment, so befasst die Organisation Technischer Bewertungsstellen 
die Kommission im Hinblick auf eine geeignete Lösung mit der 
Angelegenheit. 

Artikel 24 

Inhalt des Europäischen Bewertungsdokuments 

(1) Ein Europäisches Bewertungsdokument enthält zumindest 
eine allgemeine Beschreibung des Bauprodukts, die Wesentli­
chen Merkmale sowie die Verfahren und Kriterien zur Bewer­
tung der Leistung in Bezug auf dessen Wesentliche Merkmale, 
die dessen vom Hersteller vorgesehenen Verwendungszweck be­
treffen. Insbesondere enthält ein Europäisches Bewertungsdoku­
ment eine Auflistung der Wesentlichen Merkmale, die für den 
Verwendungszweck des Produkts von Belang sind und auf die 
sich der Hersteller und die Organisation Technischer Bewer­
tungsstellen geeinigt haben. 

(2) Im Europäischen Bewertungsdokument werden die gel­
tenden Grundsätze für die anzuwendende werkseigene Produk­
tionskontrolle angegeben, wobei die Bedingungen des Fer­
tigungsprozesses des betreffenden Bauprodukts berücksichtigt 
werden. 

(3) Kann die Leistung in Bezug auf einige der Wesentlichen 
Merkmale des Produkts durch Verfahren und Kriterien angemes­
sen bewertet werden, die bereits in anderen harmonisierten 
technischen Spezifikationen oder in den Leitlinien gemäß 

Artikel 66 Absatz 3 festgelegt wurden oder die gemäß Artikel 9 
der Richtlinie 89/106/EWG vor dem 1. Juli 2013 im Rahmen 
der Ausstellung europäischer technischer Zulassungen verwen­
det wurden, so werden diese vorhandenen Verfahren und Kri­
terien als Bestandteile in dem Europäischen Bewertungsdoku­
ment verwendet. 

Artikel 25 

Formale Einwände gegen Europäische 
Bewertungsdokumente 

(1) Ist ein Mitgliedstaat oder die Kommission der Auffassung, 
dass ein Europäisches Bewertungsdokument den in Bezug auf 
die Grundanforderungen zu erfüllenden Anforderungen an Bau­
werke nach Anhang I nicht vollständig entspricht, so befasst der 
betreffende Mitgliedstaat oder die Kommission den Ständigen 
Ausschuss für das Bauwesen unter Angabe der Gründe mit 
dieser Angelegenheit. Der Ständige Ausschuss für das Bauwesen 
nimmt nach Konsultation der Organisation Technischer Bewer­
tungsstellen umgehend dazu Stellung. 

(2) Anhand der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für das Bauwesen beschließt die Kommission, ob die Fundstelle 
des betreffenden Europäischen Bewertungsdokuments im Amts­
blatt der Europäischen Union zu veröffentlichen, nicht zu ver­
öffentlichen, unter Vorbehalt zu veröffentlichen, zu belassen, 
unter Vorbehalt zu belassen oder zu streichen ist. 

(3) Die Kommission unterrichtet die Organisation Tech­
nischer Bewertungsstellen entsprechend und gibt ihr erforderli­
chenfalls die Überarbeitung des betreffenden Europäischen Be­
wertungsdokuments auf. 

Artikel 26 

Europäische Technische Bewertung 

(1) Die Europäische Technische Bewertung wird auf Antrag 
eines Herstellers von einer Technischen Bewertungsstelle auf der 
Grundlage eines Europäischen Bewertungsdokuments gemäß 
den in Artikel 21 und Anhang II festgelegten Verfahren aus­
gestellt. 

Sofern ein Europäisches Bewertungsdokument vorliegt, kann 
eine Europäische Technische Bewertung auch dann ausgestellt 
werden, wenn ein Mandat für eine harmonisierte Norm erteilt 
wurde. Die Ausstellung kann bis zu dem von der Kommission 
nach Artikel 17 Absatz 4 festgelegten Beginn der Koexistenz­
periode erfolgen. 

(2) Eine Europäische Technische Bewertung enthält die zu 
erklärende Leistung nach Stufen oder Klassen oder in einer 
Beschreibung in Bezug auf diejenigen Wesentlichen Merkmale, 
auf die sich der Hersteller und die Technische Bewertungsstelle, 
die den Antrag für die Europäische Technische Bewertung er­
hält, für den erklärten Verwendungszweck geeinigt haben, und 
die für die Anwendung des Systems zur Bewertung und Über­
prüfung der Leistungsbeständigkeit erforderlichen technischen 
Angaben.
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(3) Um die einheitliche Anwendung dieses Artikels sicher­
zustellen, erlässt die Kommission Durchführungsrechtsakte, in 
denen das Format der Europäischen Technischen Bewertung 
nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten Verfahren fest­
gelegt wird. 

Artikel 27 

Leistungsstufen oder -klassen 

(1) Die Kommission kann delegierte Rechtsakte gemäß 
Artikel 60 erlassen, um Leistungsklassen in Bezug auf die We­
sentlichen Merkmale von Bauprodukten festzulegen. 

(2) Hat die Kommission Leistungsklassen in Bezug auf die 
Wesentlichen Merkmale von Bauprodukten festgelegt, so ver­
wenden die europäischen Normungsgremien diese Leistungs­
klassen in den harmonisierten Normen. Die Organisation Tech­
nischer Bewertungsstellen verwendet diese Leistungsklassen so­
weit relevant in Europäischen Bewertungsdokumenten. 

Legt die Kommission keine Leistungsklassen in Bezug auf die 
Wesentlichen Merkmale von Bauprodukten fest, so können die 
europäischen Normungsgremien Leistungsklassen auf der 
Grundlage eines geänderten Mandats in harmonisierten Normen 
festlegen. 

(3) Wenn es in den entsprechenden Normungsaufträgen vor­
gesehen ist, legen die europäischen Normungsgremien in har­
monisierten Normen Schwellenwerte in Bezug auf Wesentliche 
Merkmale und gegebenenfalls beabsichtigte Verwendungszwecke 
fest, denen die Bauprodukte in den Mitgliedstaaten genügen 
müssen. 

(4) Haben die europäischen Normungsgremien in einer har­
monisierten Norm Leistungsklassen festgelegt, so verwendet die 
Organisation Technischer Bewertungsstellen diese Leistungsklas­
sen in den Europäischen Bewertungsdokumenten, wenn sie für 
das Bauprodukt relevant sind. 

Soweit zweckmäßig, kann die Organisation Technischer Bewer­
tungsstellen mit Zustimmung der Kommission und nach Kon­
sultation des Ständigen Ausschusses für das Bauwesen in dem 
Europäischen Bewertungsdokument Leistungsklassen und 
Schwellenwerte in Bezug auf diejenigen Wesentlichen Merkmale 
des Bauprodukts festlegen, die den vom Hersteller vorgesehenen 
Verwendungszweck betreffen. 

(5) Die Kommission kann delegierte Rechtsakte gemäß 
Artikel 60 erlassen, um Bedingungen festzulegen, unter denen 
ein Bauprodukt ohne Prüfungen oder ohne weitere Prüfungen 
als einer bestimmten Leistungsstufe oder -klasse entsprechend 
gilt. 

Legt die Kommission keine solchen Bedingungen fest, so kön­
nen die europäischen Normungsgremien diese Bedingungen auf 
der Grundlage eines geänderten Mandats in harmonisierten Nor­
men festlegen. 

(6) Hat die Kommission Klassifizierungssysteme nach Absatz 
1 festgelegt, so können die Mitgliedstaaten die Leistungsstufen 
oder -klassen, die Bauprodukte in Bezug auf ihre Wesentlichen 
Merkmale erfüllen müssen, nur in Übereinstimmung mit diesen 
Klassifizierungssystemen festlegen. 

(7) Die europäischen Normungsgremien und die Organisa­
tion Technischer Bewertungsstellen achten den Regelungsbedarf 
der Mitgliedstaaten, wenn sie Schwellenwerte oder Leistungs­
klassen festlegen. 

Artikel 28 

Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit 

(1) Die Bewertung und die Überprüfung der Leistungsbestän­
digkeit von Bauprodukten in Bezug auf ihre Wesentlichen Merk­
male werden nach einem der in Anhang V enthaltenen Systeme 
durchgeführt. 

(2) Unter Berücksichtigung insbesondere der Auswirkungen 
auf die Gesundheit und Sicherheit von Menschen und auf die 
Umwelt legt die Kommission in delegierten Rechtsakten gemäß 
Artikel 60 fest, welches System bzw. welche Systeme für wel­
ches Bauprodukt oder für welche Familie von Bauprodukten 
oder für ein bestimmtes Wesentliches Merkmal anzuwenden 
ist bzw. sind, und kann eine getroffene Festlegung ändern. Da­
bei berücksichtigt die Kommission auch die dokumentierten 
Erfahrungen, die von den einzelstaatlichen Behörden in Bezug 
auf die Marktüberwachung mitgeteilt wurden. 

Dabei gibt die Kommission dem bzw. den jeweils am wenigsten 
aufwendigen System(en), die mit der Erfüllung aller Grundan­
forderungen an Bauwerke vereinbar sind, den Vorzug. 

(3) Das auf diese Weise bestimmte System bzw. die auf diese 
Weise bestimmten Systeme werden in den Mandaten für har­
monisierte Normen und in den harmonisierten technischen Spe­
zifikationen angegeben. 

KAPITEL V 

TECHNISCHE BEWERTUNGSSTELLEN 

Artikel 29 

Benennung, Überwachung und Begutachtung Technischer 
Bewertungsstellen 

(1) Die Mitgliedstaaten können in ihrem Hoheitsgebiet ins­
besondere für einen oder mehrere der in Anhang IV Tabelle 1 
aufgeführten Produktbereiche Technische Bewertungsstellen be­
nennen.
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Mitgliedstaaten, die eine Technische Bewertungsstelle benannt 
haben, teilen den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission 
deren Namen und Anschrift sowie die Produktbereiche mit, für 
die diese Stelle benannt wurde. 

(2) Die Kommission macht das Verzeichnis der Technischen 
Bewertungsstellen unter Angabe des betreffenden Produkt­
bereichs und/oder der betreffenden Bauprodukte auf elektro­
nischem Wege öffentlich zugänglich. 

Die Kommission macht etwaige Aktualisierungen dieses Ver­
zeichnisses öffentlich zugänglich. 

(3) Die Mitgliedstaaten überwachen die Tätigkeiten und die 
Kompetenz der von ihnen benannten Technischen Bewertungs­
stellen und begutachten sie anhand der jeweiligen Kriterien nach 
Anhang IV Tabelle 2. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über ihre na­
tionalen Verfahren für die Benennung von Technischen Bewer­
tungsstellen, über die Überwachung ihrer Tätigkeit und Kom­
petenz sowie über diesbezügliche Änderungen. 

(4) Die Kommission legt nach Konsultation des Ständigen 
Ausschusses für das Bauwesen Leitlinien für die Durchführung 
der Begutachtung von Technischen Bewertungsstellen fest. 

Artikel 30 

Anforderungen an Technische Bewertungsstellen 

(1) Eine Technische Bewertungsstelle führt in einem Produkt­
bereich, für den sie benannt wurde, Bewertungen durch und 
stellt die entsprechende Europäische Technische Bewertung aus. 

Die Technische Bewertungsstelle muss die in Anhang IV Tabelle 
2 genannten Anforderungen in dem Bereich, für den sie be­
nannt wurde, erfüllen. 

(2) Entspricht eine Technische Bewertungsstelle nicht mehr 
den in Absatz 1 genannten Anforderungen, so widerruft der 
Mitgliedstaat die Benennung dieser Stelle für den relevanten 
Produktbereich und unterrichtet die Kommission und die übri­
gen Mitgliedstaaten entsprechend. 

Artikel 31 

Koordinierung Technischer Bewertungsstellen 

(1) Die Technischen Bewertungsstellen gründen eine Organi­
sation für technische Bewertung. 

(2) Die Organisation Technischer Bewertungsstellen gilt als 
Stelle, die ein Ziel von allgemeinem europäischen Interesse im 
Sinne von Artikel 162 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 
2342/2002 der Kommission vom 23. Dezember 2002 mit 
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG, Euratom) 

Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haus­
haltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaften ( 1 ) verfolgt. 

(3) Die gemeinsamen Kooperationsziele und die administra­
tiven und finanztechnischen Bedingungen für die der Organisa­
tion Technischer Bewertungsstellen gewährten Finanzhilfen kön­
nen in einer Partnerschaftsrahmenvereinbarung festgelegt wer­
den, die zwischen der Kommission und der Organisation Tech­
nischer Bewertungsstellen gemäß der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haus­
haltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaften ( 2 ) (Haushaltsordnung) und der Verordnung 
(EG, Euratom) Nr. 2342/2002 zu schließen ist. Das Europäische 
Parlament und der Rat werden über den Abschluss einer sol­
chen Vereinbarung unterrichtet. 

(4) Die Organisation Technischer Bewertungsstellen nimmt 
zumindest folgende Aufgaben wahr: 

a) Koordinierung der Technischen Bewertungsstellen und Ge­
währleistung der Zusammenarbeit mit anderen Akteuren; 

b) Koordinierung der Anwendung der Verfahren gemäß 
Artikel 21 und Anhang II sowie Bereitstellung der erforder­
lichen Unterstützung; 

c) Erstellung und Annahme Europäischer Bewertungsdoku­
mente; 

d) Information der Kommission über alle Fragen im Zusam­
menhang mit der Ausarbeitung Europäischer Bewertungs­
dokumente sowie über alle Aspekte im Zusammenhang 
mit der Auslegung der Verfahren gemäß Artikel 21 und 
Anhang II und Vorlage von Verbesserungsvorschlägen an 
die Kommission auf der Grundlage der Erfahrungen; 

e) Mitteilung von Bemerkungen zu einer Europäischen Bewer­
tungsstelle, die ihre Aufgaben nach den Verfahren gemäß 
Artikel 21 und Anhang II nicht erfüllt, an die Kommission 
und an den Mitgliedstaat, der die Technische Bewertungs­
stelle benannt hat; 

f) Gewährleistung, dass angenommene Europäische Bewer­
tungsdokumente und Fundstellen Europäischer Technischer 
Bewertungen der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. 

Die Organisation Technischer Bewertungsstellen verfügt für 
diese Aufgaben über ein Sekretariat. 

(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Technischen 
Bewertungsstellen die Organisation Technischer Bewertungsstel­
len durch finanzielle und personelle Mittel unterstützen.
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Artikel 32 

Finanzierung durch die Union 

(1) Der Organisation Technischer Bewertungsstellen können 
Finanzhilfen der Union zur Durchführung der Aufgaben nach 
Artikel 31 Absatz 4 gewährt werden. 

(2) Die Haushaltsbehörde setzt die Mittel, die für die in 
Artikel 31 Absatz 4 genannten Aufgaben bereitgestellt werden, 
jährlich innerhalb der durch den geltenden Finanzrahmen ge­
setzten Grenzen fest. 

Artikel 33 

Finanzierungsmodalitäten 

(1) Die Finanzierung durch die Union erfolgt ohne Auffor­
derung zur Einreichung von Vorschlägen an die Organisation 
Technischer Bewertungsstellen für die Durchführung der Auf­
gaben nach Artikel 31 Absatz 4, für die im Einklang mit der 
Haushaltsordnung Finanzhilfen gewährt werden können. 

(2) Die Finanzierung der Tätigkeiten des Sekretariats der Or­
ganisation Technischer Bewertungsstellen nach Artikel 31 Ab­
satz 4 kann auf der Grundlage von Betriebskostenzuschüssen 
erfolgen. Bei wiederholter Gewährung von Betriebskosten­
zuschüssen wird deren Betrag nicht automatisch gesenkt. 

(3) In den Vereinbarungen über Finanzhilfen kann eine pau­
schale Deckung der Gemeinkosten des Empfängers bis zu einer 
Obergrenze von 10 % der gesamten förderfähigen unmittelbaren 
Kosten von Maßnahmen vorgesehen werden, es sei denn, die 
mittelbaren Kosten des Empfängers werden durch einen aus 
dem Gesamthaushaltsplan der Union finanzierten Betriebskos­
tenzuschuss gedeckt. 

Artikel 34 

Verwaltung und Überwachung 

(1) Die Mittel, die die Haushaltsbehörde zur Finanzierung 
von Aufgaben nach Artikel 31 Absatz 4 bereitstellt, können 
auch zur Deckung der Verwaltungsausgaben für Vorbereitung, 
Überwachung, Inspektion, Audit und Bewertung verwendet wer­
den, die unmittelbar für die Verwirklichung der Ziele dieser 
Verordnung erforderlich sind; dabei handelt es sich insbesondere 
um Studien, Sitzungen, Informations- und Publikationsmaßnah­
men, Ausgaben für Informatiknetze zum Informationsaustausch 
sowie alle sonstigen Ausgaben für Verwaltungshilfe und tech­
nische Unterstützung, die die Kommission für Tätigkeiten, die 
mit der Ausarbeitung und Annahme Europäischer Bewertungs­
dokumente und der Ausstellung Europäischer Technischer Be­
wertungen verknüpft sind, in Anspruch nehmen kann. 

(2) Die Kommission bewertet die Relevanz der durch die 
Union finanzierten Aufgaben nach Artikel 31 Absatz 3 für 
die Erfordernisse der politischen und gesetzgebenden Maßnah­
men der Union und informiert das Europäische Parlament und 
den Rat spätestens am 1. Januar 2017 und danach alle fünf 
Jahre über die Ergebnisse dieser Bewertung. 

Artikel 35 

Schutz der finanziellen Interessen der Union 

(1) Die Kommission stellt sicher, dass bei der Durchführung 
von Tätigkeiten, die gemäß dieser Verordnung finanziert wer­
den, die finanziellen Interessen der Union durch vorbeugende 
Maßnahmen gegen Betrug, Korruption und andere rechtswidrige 
Handlungen geschützt werden; sie gewährleistet dies durch 
wirksame Kontrollen und die Rückforderung zu Unrecht gezahl­
ter Beträge und, falls Unregelmäßigkeiten festgestellt werden, 
durch wirksame, angemessene und abschreckende Sanktionen 
gemäß der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates 
vom 18. Dezember 1995 über den Schutz der finanziellen 
Interessen der Europäischen Gemeinschaften ( 1 ), der Verordnung 
(Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 
betreffend die Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durch die 
Kommission zum Schutz der finanziellen Interessen der Euro­
päischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregel­
mäßigkeiten ( 2 ) und der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Mai 1999 über 
die Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugs­
bekämpfung (OLAF) ( 3 ). 

(2) Für die gemäß dieser Verordnung finanzierten Tätigkeiten 
bedeutet der Begriff der Unregelmäßigkeit gemäß Artikel 1 Ab­
satz 2 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 jede Verlet­
zung einer Bestimmung des Unionsrechts oder jede Nichtein­
haltung vertraglicher Verpflichtungen als Folge einer Handlung 
oder Unterlassung eines Wirtschaftsakteurs, die durch eine un­
gerechtfertige Ausgabe einen Schaden für den Gesamthaushalts­
plan der Union oder von ihr verwaltete Haushalte bewirkt oder 
bewirken würde. 

(3) Alle gemäß dieser Verordnung geschlossenen Verein­
barungen und Verträge sehen eine Überwachung und Finanz­
kontrolle durch die Kommission oder einen von ihr bevoll­
mächtigten Vertreter sowie Prüfungen durch den Rechnungshof 
vor, die, wenn erforderlich, an Ort und Stelle durchgeführt 
werden können. 

KAPITEL VI 

VEREINFACHTE VERFAHREN 

Artikel 36 

Verwendung einer Spezifischen Technischen 
Dokumentation 

(1) Bei der Bestimmung des Produkttyps kann ein Hersteller 
die Typprüfung oder die Typberechnung durch eine Spezifische 
Technische Dokumentation ersetzen, mit der Folgendes nach­
gewiesen wird: 

a) Bei dem Bauprodukt, das der Hersteller in Verkehr bringt, 
kann im Hinblick auf eines oder mehrere seiner Wesentli­
chen Merkmale gemäß den Bedingungen der jeweiligen har­
monisierten technischen Spezifikation bzw. eines Beschlusses 
der Kommission ohne Prüfung oder Berechnung bzw. ohne 
weitere Prüfung oder Berechnung davon ausgegangen wer­
den, dass es einer bestimmten Leistungsstufe oder -klasse 
entspricht;
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b) das von einer harmonisierten Norm erfasste Bauprodukt, das 
er in Verkehr bringt, entspricht dem Produkttyp eines ande­
ren Bauprodukts, das von einem anderen Hersteller her­
gestellt wird und bereits gemäß der jeweiligen harmonisier­
ten Norm geprüft wurde. Wenn diese Bedingungen erfüllt 
sind, ist der Hersteller berechtigt, die Leistungserklärung 
auf der Grundlage aller oder eines Teils der Prüfergebnisse 
dieses anderen Produkts zu erstellen. Der Hersteller darf die 
von einem anderen Hersteller gewonnenen Prüfergebnisse 
erst dann verwenden, wenn er die Genehmigung des betref­
fenden Herstellers, der für Genauigkeit, Zuverlässigkeit und 
Stabilität dieser Prüfergebnisse verantwortlich bleibt, einge­
holt hat; oder 

c) das von einer harmonisierten technischen Spezifikation er­
fasste Bauprodukt, das er in Verkehr bringt, ist ein System 
aus Bauteilen, die er ordnungsgemäß entsprechend der prä­
zisen Anleitung des System- oder Bauteileanbieters montiert, 
der das System oder Bauteil bereits im Hinblick auf eines 
oder mehrere seiner Wesentlichen Merkmale gemäß der je­
weiligen harmonisierten technischen Spezifikation geprüft 
hat. Wenn diese Bedingungen erfüllt sind, ist der Hersteller 
berechtigt, die Leistungserklärung auf der Grundlage aller 
oder eines Teils der Prüfergebnisse des an ihn abgegebenen 
Systems oder Bauteils zu erstellen. Der Hersteller darf die 
von einem anderen Hersteller oder einem Systemanbieter 
gewonnenen Prüfergebnisse erst dann verwenden, wenn er 
die Genehmigung des betreffenden Herstellers oder Syste­
manbieters, der für Genauigkeit, Zuverlässigkeit und Stabili­
tät dieser Prüfergebnisse verantwortlich bleibt, eingeholt hat. 

(2) Gehört ein Bauprodukt nach Absatz 1 zu einer Familie 
von Bauprodukten, für die zur Bewertung und Überprüfung der 
Leistungsbeständigkeit System 1+ oder 1 des Anhangs V anzu­
wenden ist, wird die Spezifische Technische Dokumentation von 
einer notifizierten Produktzertifizierungsstelle gemäß Anhang V 
überprüft. 

Artikel 37 

Anwendung vereinfachter Verfahren durch 
Kleinstunternehmen 

Kleinstunternehmen, die von einer harmonisierten Norm er­
fasste Bauprodukte herstellen, können die Bestimmung des Pro­
dukttyps mittels Typprüfung bei den gemäß Anhang V anwend­
baren Systemen 3 und 4 durch Verfahren ersetzen, die von den 
in der anwendbaren harmonisierten Norm vorgesehenen Ver­
fahren abweichen. Diese Hersteller können auch Bauprodukte, 
auf die System 3 Anwendung findet, gemäß den Bestimmungen 
für System 4 behandeln. Wenden Hersteller diese vereinfachten 
Verfahren an, weisen sie mittels einer Spezifischen Technischen 
Dokumentation die Konformität des Bauprodukts mit den gel­
tenden Anforderungen nach. 

Artikel 38 

Andere vereinfachte Verfahren 

(1) Im Falle von Bauprodukten, die von einer harmonisierten 
Norm erfasst sind und die individuell gefertigt wurden oder die 
nicht im Rahmen einer Serienfertigung, sondern auf einen be­
sonderen Auftrag hin als Sonderanfertigung gefertigt wurden, 

und die in einem einzelnen, bestimmten Bauwerk eingebaut 
werden, kann der Hersteller das gemäß Anhang V für die Leis­
tungsbewertung anzuwendende System durch eine Spezifische 
Technische Dokumentation ersetzen, mit der die Konformität 
des Produkts mit den geltenden Anforderungen nachgewiesen 
wird. 

(2) Gehört das in Absatz 1 genannte Bauprodukt zu einer 
Familie von Bauprodukten, für die zur Bewertung und Über­
prüfung der Leistungsbeständigkeit System 1+ oder 1 des An­
hangs V anzuwenden ist, wird die Spezifische Technische Do­
kumentation von einer notifizierten Produktzertifizierungsstelle 
gemäß Anhang V überprüft. 

KAPITEL VII 

NOTIFIZIERENDE BEHÖRDEN UND NOTIFIZIERTE STELLEN 

Artikel 39 

Notifizierung 

Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission und den übri­
gen Mitgliedstaaten die Stellen, die befugt sind, Aufgaben eines 
unabhängigen Dritten zur Bewertung und Überprüfung der Leis­
tungsbeständigkeit gemäß dieser Verordnung wahrzunehmen 
(nachstehend „notifizierte Stellen“ genannt). 

Artikel 40 

Notifizierende Behörden 

(1) Die Mitgliedstaaten benennen eine notifizierende Behörde, 
die dafür verantwortlich ist, die Verfahren einzurichten und 
durchzuführen, die für die Begutachtung und Notifizierung der­
jenigen Stellen erforderlich sind, die die Befugnis haben, für die 
Zwecke dieser Verordnung Aufgaben eines unabhängigen Drit­
ten zur Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit 
wahrzunehmen, und die ferner für die Überwachung der noti­
fizierten Stellen, auch im Hinblick auf die Einhaltung von 
Artikel 43, verantwortlich ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten können entscheiden, dass die Begut­
achtung und Überwachung nach Absatz 1 durch ihre nationalen 
Akkreditierungsstellen im Sinne von und im Einklang mit der 
Verordnung (EG) Nr. 765/2008 erfolgt. 

(3) Falls die notifizierende Behörde die in Absatz 1 genannte 
Begutachtung, Notifizierung oder Überwachung an eine nicht 
hoheitliche Stelle delegiert oder ihr auf andere Weise überträgt, 
so muss diese Stelle eine juristische Person sein und den Anfor­
derungen des Artikels 41 entsprechend genügen. Außerdem 
muss diese Stelle Vorsorge zur Deckung von aus ihrer Tätigkeit 
entstehenden Haftungsansprüchen treffen. 

(4) Die notifizierende Behörde trägt die volle Verantwortung 
für die Tätigkeiten, die von der in Absatz 3 genannten Stelle 
durchgeführt werden.
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Artikel 41 

Anforderungen an notifizierende Behörden 

(1) Die notifizierende Behörde wird so eingerichtet, dass es 
nicht zu Interessenkonflikten mit den notifizierten Stellen 
kommt. 

(2) Die notifizierende Behörde gewährleistet durch ihre Or­
ganisation und Arbeitsweise, dass bei der Ausübung ihrer Tätig­
keit Objektivität und Unparteilichkeit gewahrt sind. 

(3) Die notifizierende Behörde wird so organisiert, dass jede 
Entscheidung über die Notifizierung einer Stelle, die die Befugnis 
erhalten soll, Aufgaben eines unabhängigen Dritten zur Bewer­
tung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit auszuführen, 
von fachkundigen Personen getroffen wird, die nicht mit den 
Personen identisch sind, welche die Begutachtung durchgeführt 
haben. 

(4) Die notifizierende Behörde darf weder Tätigkeiten, die 
von notifizierten Stellen ausgeführt werden, noch Beratungs­
dienstleistungen auf einer gewerblichen oder wettbewerblichen 
Basis anbieten oder erbringen. 

(5) Die notifizierende Behörde stellt die Vertraulichkeit der 
erlangten Informationen sicher. 

(6) Der notifizierenden Behörde stehen fachkundige Mitarbei­
ter in ausreichender Zahl zur Verfügung, so dass sie ihre Auf­
gaben ordnungsgemäß wahrnehmen kann. 

Artikel 42 

Informationspflicht der Mitgliedstaaten 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über ihre na­
tionalen Verfahren zur Begutachtung und Notifizierung von 
Stellen, die die Befugnis erhalten sollen, Aufgaben eines unab­
hängigen Dritten zur Bewertung und Überprüfung der Leis­
tungsbeständigkeit auszuführen, und zur Überwachung notifi­
zierter Stellen sowie über diesbezügliche Änderungen. 

Die Kommission macht diese Informationen der Öffentlichkeit 
zugänglich. 

Artikel 43 

Anforderungen an notifizierte Stellen 

(1) Eine notifizierte Stelle hat für die Zwecke der Notifizie­
rung die Anforderungen der Absätze 2 bis 11 zu erfüllen. 

(2) Eine notifizierte Stelle muss nach nationalem Recht ge­
gründet und mit Rechtspersönlichkeit ausgestattet sein. 

(3) Bei einer notifizierten Stelle muss es sich um einen un­
abhängigen Dritten handeln, der mit der Einrichtung oder dem 
Bauprodukt, die bzw. das er bewertet, in keinerlei Verbindung 
steht. 

Eine Stelle, die einem Wirtschaftsverband oder einem Fachver­
band angehört und die Bauprodukte bewertet, an deren Ent­
wicklung, Herstellung, Bereitstellung, Montage, Verwendung 
oder Wartung Unternehmen beteiligt sind, die von diesem Ver­
band vertreten werden, kann unter der Bedingung, dass ihre 
Unabhängigkeit sowie die Abwesenheit jedweder Interessens­
konflikte nachgewiesen ist, als solche Stelle gelten. 

(4) Eine notifizierte Stelle, ihre oberste Leitungsebene und die 
Mitarbeiter, die für die Ausführung der Aufgaben eines unab­
hängigen Dritten zur Bewertung und Überprüfung der Leis­
tungsbeständigkeit zuständig sind, dürfen nicht mit dem Kon­
strukteur, Hersteller, Lieferanten, Installateur, Käufer, Eigentü­
mer, Verwender oder Wartungsbetrieb der zu bewertenden Bau­
produkte identisch oder Bevollmächtigter einer dieser Parteien 
sein. Dies schließt die Verwendung von bereits bewerteten Pro­
dukten, die für die Geschäftstätigkeit der notifizierten Stelle oder 
für den Gebrauch von Produkten zu persönlichen Zwecken 
notwendig sind, nicht aus. 

Eine notifizierte Stelle, ihre oberste Leitungsebene und die Mit­
arbeiter, die für die Ausführung der Aufgaben eines unabhängi­
gen Dritten zur Bewertung und Überprüfung der Leistungs­
beständigkeit zuständig sind, wirken weder direkt an Entwick­
lung, Herstellung bzw. Bau, Vermarktung, Installation, Verwen­
dung oder Wartung dieser Bauprodukte mit, noch vertreten sie 
die an diesen Tätigkeiten beteiligten Parteien. Sie dürfen sich 
nicht mit Tätigkeiten befassen, die ihre Unabhängigkeit bei 
der Beurteilung und ihre Integrität im Zusammenhang mit 
den Aufgaben, für die sie notifiziert wurden, beeinträchtigen 
können. Dies gilt besonders für Beratungsdienstleistungen. 

Eine notifizierte Stelle gewährleistet, dass Tätigkeiten ihrer 
Zweigstellen oder Unterauftragnehmer die Vertraulichkeit, Ob­
jektivität und Unparteilichkeit ihrer Bewertungs- und/oder Über­
prüfungsarbeit nicht beeinträchtigen. 

(5) Eine notifizierte Stelle und ihre Mitarbeiter führen die 
Aufgaben eines unabhängigen Dritten zur Bewertung und Über­
prüfung der Leistungsbeständigkeit mit der größtmöglichen Pro­
fessionalität und der erforderlichen fachlichen Kompetenz in 
dem betreffenden Bereich aus; sie dürfen keinerlei Einfluss­
nahme, insbesondere finanzieller Art, ausgesetzt sein, die sich 
auf ihre Beurteilung oder die Ergebnisse ihrer Bewertungs- und/ 
oder Überprüfungsarbeit auswirken könnte und speziell von 
Personen oder Personengruppen ausgeht, die ein Interesse am 
Ergebnis dieser Tätigkeiten haben. 

(6) Eine notifizierte Stelle muss in der Lage sein, alle Auf­
gaben eines unabhängigen Dritten zur Bewertung und Überprü­
fung der Leistungsbeständigkeit auszuführen, die ihr gemäß An­
hang V übertragen werden und für die sie notifiziert wurde, 
gleichgültig, ob diese Aufgaben von der notifizierten Stelle 
selbst, in ihrem Auftrag oder unter ihrer Verantwortung aus­
geführt werden.
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Die notifizierte Stelle verfügt jederzeit, für jedes System zur 
Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit sowie 
für jede Art oder Kategorie von Bauprodukten, Wesentlichen 
Merkmalen und Aufgaben, für die sie notifiziert wurde, über 
Folgendes: 

a) die erforderlichen Mitarbeiter mit Fachkenntnis und ausrei­
chender einschlägiger Erfahrung, die zur Ausführung der 
Aufgaben eines unabhängigen Dritten zur Bewertung und 
Überprüfung der Leistungsbeständigkeit erforderlich sind; 

b) die erforderliche Beschreibung von Verfahren, nach denen 
die Bewertung der Leistung durchgeführt wird und die die 
Transparenz und die Wiederholbarkeit dieser Verfahren si­
cherstellt; sie verfügt über eine zweckmäßige Strategie und 
geeignete Verfahren, bei denen zwischen den Aufgaben, die 
sie als notifizierte Stelle wahrnimmt, und anderen Tätigkeiten 
unterschieden wird; 

c) die erforderlichen Verfahren zur Durchführung ihrer Tätig­
keiten unter gebührender Berücksichtigung der Größe eines 
Unternehmens, der Branche, in der es tätig ist, seiner Struk­
tur, dem Grad an Komplexität der jeweiligen Produkttech­
nologie und der Tatsache, dass es sich bei dem Produktions­
prozess um eine Massenfertigung oder Serienproduktion 
handelt. 

Einer notifizierten Stelle stehen die erforderlichen Mittel zur 
angemessenen Erledigung der technischen und administrativen 
Aufgaben zur Verfügung, die mit der Tätigkeit, für die sie no­
tifiziert wurde, verbunden sind, und sie hat Zugang zu allen 
benötigten Ausrüstungen oder Einrichtungen. 

(7) Die Mitarbeiter, die für die Ausführung der Tätigkeiten 
zuständig sind, für die die Stelle notifiziert wurde, verfügen über 
Folgendes: 

a) eine fundierte Fach- und Berufsausbildung, die alle Tätigkei­
ten eines unabhängigen Dritten zur Bewertung und Über­
prüfung der Leistungsbeständigkeit in dem Bereich umfasst, 
für den die Stelle notifiziert wurde; 

b) eine zufriedenstellende Kenntnis der Anforderungen, die mit 
den durchzuführenden Bewertungen und Überprüfungen ver­
bunden sind, und die entsprechende Befugnis, solche Tätig­
keiten auszuführen; 

c) angemessene Kenntnisse und angemessenes Verständnis der 
geltenden harmonisierten Normen und der einschlägigen Be­
stimmungen der Verordnung; 

d) die erforderliche Fähigkeit zur Erstellung der Bescheinigun­
gen, Protokolle und Berichte als Nachweis für durchgeführte 
Bewertungen und Überprüfungen. 

(8) Die Unparteilichkeit der notifizierten Stelle, ihrer obersten 
Leitungsebene und ihres Bewertungspersonals wird garantiert. 

Die Vergütung der obersten Leitungsebene und des Bewertungs­
personals der notifizierten Stelle darf sich nicht nach der Anzahl 
der durchgeführten Bewertungen oder deren Ergebnissen rich­
ten. 

(9) Eine notifizierte Stelle schließt eine Haftpflichtversiche­
rung ab, sofern die Haftpflicht nicht aufgrund der nationalen 
Rechtsvorschriften vom Mitgliedstaat übernommen wird oder 
der Mitgliedstaat selbst unmittelbar für die durchgeführte Bewer­
tung und/oder Überprüfung verantwortlich ist. 

(10) Informationen, von denen Mitarbeiter der notifizierten 
Stelle bei der Durchführung ihrer Aufgaben gemäß Anhang V 
Kenntnis erlangen, unterliegen der beruflichen Schweigepflicht, 
außer gegenüber den zuständigen Verwaltungsbehörden des 
Mitgliedstaates, in dem sie ihre Tätigkeiten ausüben. Eigentums­
rechte werden geschützt. 

(11) Eine notifizierte Stelle wirkt an der einschlägigen Nor­
mungsarbeit und der Arbeit der nach dieser Verordnung einge­
richteten Koordinierungsgruppe notifizierter Stellen mit bzw. 
sorgt dafür, dass ihr Bewertungspersonal darüber informiert 
wird, und wendet die von dieser Gruppe erarbeiteten verwal­
tungsmäßigen Entscheidungen und Dokumente als allgemeine 
Leitlinie an. 

Artikel 44 

Konformitätsvermutung 

Bei einer notifizierten Stelle, die die Befugnis erhalten soll, Auf­
gaben eines unabhängigen Dritten zur Bewertung und Überprü­
fung der Leistungsbeständigkeit auszuführen, die nachweist, dass 
sie die Kriterien der einschlägigen harmonisierten Normen, de­
ren Fundstellen im Amtsblatt der Europäischen Union veröffent­
licht worden sind, oder von Teilen davon erfüllt, wird davon 
ausgegangen, dass sie die Anforderungen nach Artikel 43 inso­
weit erfüllt, als die anwendbaren harmonisierten Normen diese 
Anforderungen abdecken. 

Artikel 45 

Zweigstellen und Unterauftragnehmer von notifizierten 
Stellen 

(1) Vergibt eine notifizierte Stelle bestimmte mit den Tätig­
keiten eines unabhängigen Dritten zur Bewertung und Überprü­
fung der Leistungsbeständigkeit verbundene Aufgaben an Unter­
auftragnehmer oder überträgt sie diese einer Zweigstelle, so 
stellt sie sicher, dass der Unterauftragnehmer oder die Zweig­
stelle die Anforderungen nach Artikel 43 erfüllt, und unterrich­
tet die notifizierende Behörde entsprechend. 

(2) Die notifizierte Stelle trägt die volle Verantwortung für 
die Arbeiten, die von Unterauftragnehmern oder Zweigstellen 
ausgeführt werden, unabhängig davon, wo diese niedergelassen 
sind.
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(3) Arbeiten dürfen nur dann an einen Unterauftragnehmer 
vergeben oder einer Zweigstelle übertragen werden, wenn der 
Auftraggeber dem zustimmt. 

(4) Die notifizierte Stelle hält die einschlägigen Unterlagen 
über die Begutachtung der Qualifikationen jedes Unterauftrag­
nehmers oder der Zweigstelle und die von diesen gemäß An­
hang V ausgeführten Aufgaben für die notifizierende Behörde 
bereit. 

Artikel 46 

Verwendung von Einrichtungen außerhalb des Prüflabors 
der notifizierten Stelle 

(1) Auf Antrag des Herstellers und soweit dies aus tech­
nischen, wirtschaftlichen oder logistischen Gründen gerechtfer­
tigt ist, können notifizierte Stellen die Prüfungen nach Anhang 
V für die Systeme 1+, 1 und 3 zur Bewertung und Überprüfung 
der Leistungsbeständigkeit durchführen oder unter ihrer Auf­
sicht durchführen lassen, und zwar entweder in den Fertigungs­
stätten selbst unter Verwendung der Prüfeinrichtungen des in­
ternen Labors des Herstellers oder nach vorheriger Zustimmung 
des Herstellers in einem externen Labor unter Verwendung der 
Prüfeinrichtungen dieses Labors. 

Notifizierte Stellen, die diese Prüfungen durchführen, müssen 
ausdrücklich dazu ermächtigt werden, außerhalb ihrer eigenen 
akkreditierten Prüfeinrichtungen tätig zu werden. 

(2) Bevor die notifizierte Stelle diese Prüfungen durchführt, 
vergewissert sie sich, dass die Anforderungen des Prüfverfahrens 
erfüllt sind, und stellt fest, ob 

a) die Prüfeinrichtung über ein geeignetes Kalibrierungssystem 
verfügt und die Rückverfolgbarkeit der Messungen gewähr­
leistet ist; 

b) die Qualität der Prüfergebnisse gewährleistet ist. 

Artikel 47 

Anträge auf Notifizierung 

(1) Damit eine Stelle die Befugnis erhält, Tätigkeiten eines 
unabhängigen Dritten zur Bewertung und Überprüfung der Leis­
tungsbeständigkeit auszuführen, beantragt sie ihre Notifizierung 
bei der notifizierenden Behörde des Mitgliedstaats, in dem sie 
ansässig ist. 

(2) Die Stelle legt dem Antrag eine Beschreibung der aus­
zuführenden Tätigkeiten und der Bewertungs- und/oder Über­
prüfungsverfahren, für die sie Kompetenz beansprucht, sowie – 
wenn vorhanden – eine Akkreditierungsurkunde bei, die von 
der nationalen Akkreditierungsstelle gemäß der Verordnung 

(EG) Nr. 765/2008 ausgestellt wurde und in der diese beschei­
nigt, dass die Stelle die Anforderungen von Artikel 43 erfüllt. 

(3) Kann die Stelle keine Akkreditierungsurkunde vorweisen, 
legt sie der notifizierenden Behörde als Nachweis alle Unterlagen 
vor, die erforderlich sind, um zu überprüfen, festzustellen und 
regelmäßig zu überwachen, ob sie die Anforderungen nach 
Artikel 43 erfüllt. 

Artikel 48 

Notifizierungsverfahren 

(1) Die notifizierenden Behörden dürfen nur Stellen notifizie­
ren, die die Anforderungen von Artikel 43 erfüllen. 

(2) Sie unterrichten die Kommission und die übrigen Mit­
gliedstaaten, insbesondere mit Hilfe des elektronischen Notifizie­
rungsinstruments, das von der Kommission entwickelt und ver­
waltet wird. 

Da es für Fälle nach Anhang V Nummer 3 kein geeignetes 
elektronisches Instrument gibt, werden hierfür ausnahmsweise 
Notifizierungen in Papierform akzeptiert. 

(3) Eine Notifizierung enthält vollständige Angaben zu den 
auszuführenden Aufgaben, die Fundstelle der einschlägigen har­
monisierten technischen Spezifikation sowie – für die Zwecke 
des in Anhang V genannten Systems – die Wesentlichen Merk­
male, für die die Stelle kompetent ist. 

Die Angabe der Fundstelle der einschlägigen harmonisierten 
technischen Spezifikation ist jedoch in den in Anhang V 
Nummer 3 aufgeführten Fällen nicht erforderlich. 

(4) Beruht eine Notifizierung nicht auf einer Akkreditierungs­
urkunde gemäß Artikel 47 Absatz 2, legt die notifizierende 
Behörde der Kommission und den übrigen Mitgliedstaaten als 
Nachweis alle Unterlagen vor, die die Kompetenz der notifizier­
ten Stelle und die getroffenen Regelungen bescheinigen, durch 
die sichergestellt ist, dass die Stelle regelmäßig überwacht wird 
und dauerhaft den Anforderungen nach Artikel 43 genügt. 

(5) Die betreffende Stelle darf die Aufgaben einer notifizier­
ten Stelle nur dann wahrnehmen, wenn weder die Kommission 
noch die übrigen Mitgliedstaaten innerhalb von zwei Wochen 
nach dieser Notifizierung, wenn eine Akkreditierungsurkunde 
vorliegt, oder innerhalb von zwei Monaten nach einer Notifizie­
rung, wenn keine Akkreditierungsurkunde vorliegt, Einwände 
erhoben haben.
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Als notifizierte Stelle für die Zwecke dieser Verordnung gelten 
nur solche Stellen. 

(6) Jede später eintretende Änderung der Notifizierung wird 
den übrigen Mitgliedstaaten und der Kommission gemeldet. 

Artikel 49 

Kennnummern und Verzeichnis notifizierter Stellen 

(1) Die Kommission weist jeder notifizierten Stelle eine 
Kennnummer zu. 

Selbst wenn eine Stelle für mehrere Rechtsakte der Union no­
tifiziert ist, erhält sie nur eine einzige Kennnummer. 

(2) Die Kommission veröffentlicht das Verzeichnis der nach 
dieser Verordnung notifizierten Stellen samt den ihnen zugewie­
senen Kennnummern und den Tätigkeiten, für die sie notifiziert 
wurden, insbesondere mit Hilfe des elektronischen Notifizie­
rungsinstruments, das von der Kommission entwickelt und ver­
waltet wird. 

Die Kommission sorgt für die Aktualisierung dieses Verzeich­
nisses. 

Artikel 50 

Änderungen der Notifizierung 

(1) Falls eine notifizierende Behörde feststellt oder darüber 
unterrichtet wird, dass eine notifizierte Stelle die in Artikel 43 
festgelegten Anforderungen nicht mehr erfüllt oder dass sie 
ihren Verpflichtungen nicht nachkommt, schränkt sie die Noti­
fizierung gegebenenfalls ein, setzt sie aus oder widerruft sie, 
wobei sie das Ausmaß berücksichtigt, in dem diesen Anforde­
rungen nicht genügt oder diesen Verpflichtungen nicht nach­
gekommen wurde. Sie unterrichtet unverzüglich die Kommis­
sion und die übrigen Mitgliedstaaten darüber, insbesondere mit 
Hilfe des elektronischen Notifizierungsinstruments, das von der 
Kommission entwickelt und verwaltet wird. 

(2) Bei Widerruf, Einschränkung oder Aussetzung der Noti­
fizierung oder wenn die notifizierte Stelle ihre Tätigkeit einge­
stellt hat, ergreift der notifizierende Mitgliedstaat geeignete Maß­
nahmen, um zu gewährleisten, dass die bei dieser Stelle anhän­
gigen Vorgänge entweder von einer anderen notifizierten Stelle 
weiter bearbeitet oder für die zuständigen notifizierenden Be­
hörden und Marktüberwachungsbehörden auf deren Verlangen 
bereitgehalten werden. 

Artikel 51 

Anfechtung der Kompetenz notifizierter Stellen 

(1) Die Kommission untersucht alle Fälle, in denen sie die 
Kompetenz einer notifizierten Stelle oder die dauerhafte Erfül­

lung der entsprechenden Anforderungen und Pflichten durch 
eine notifizierte Stelle anzweifelt oder ihr Zweifel daran zur 
Kenntnis gebracht werden. 

(2) Der notifizierende Mitgliedstaat erteilt der Kommission 
auf Verlangen sämtliche Auskünfte über die Grundlage für die 
Notifizierung oder die Aufrechterhaltung der Kompetenzeinstu­
fung der betreffenden Stelle. 

(3) Die Kommission stellt sicher, dass alle im Verlauf ihrer 
Untersuchungen erlangten sensiblen Informationen vertraulich 
behandelt werden. 

(4) Stellt die Kommission fest, dass eine notifizierte Stelle die 
Vorraussetzungen für ihre Notifizierung nicht oder nicht mehr 
erfüllt, setzt sie den notifizierenden Mitgliedstaat davon in 
Kenntnis und fordert ihn auf, die erforderlichen Korrekturmaß­
nahmen zu treffen, einschließlich eines Widerrufs der Notifizie­
rung, sofern dies nötig ist. 

Artikel 52 

Verpflichtungen der notifizierten Stellen in Bezug auf ihre 
Arbeit 

(1) Notifizierte Stellen übernehmen Aufgaben eines unabhän­
gigen Dritten zur Bewertung und Überprüfung der Leistungs­
beständigkeit in Übereinstimmung mit den in Anhang V fest­
gelegten Systemen. 

(2) Bewertungen und Überprüfungen der Leistungsbeständig­
keit werden unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit durch­
geführt, wobei unnötige Belastungen der Wirtschaftsakteure ver­
mieden werden. Die notifizierten Stellen üben ihre Tätigkeiten 
unter gebührender Berücksichtigung der Größe eines Unterneh­
mens, der Branche, in der das Unternehmen tätig ist, seiner 
Struktur sowie des Grads der Komplexität der betroffenen Pro­
dukttechnologie und des Massen- oder Seriencharakters des Fer­
tigungsprozesses aus. 

Hierbei gehen die notifizierten Stellen allerdings so streng vor, 
wie dies gemäß den Bestimmungen dieser Verordnung und der 
Bedeutung des Produkts für die Erfüllung aller Grundanforde­
rungen an Bauwerke erforderlich ist. 

(3) Stellt eine notifizierte Stelle im Verlauf der Erstinspektion 
des Werks und der werkseigenen Produktionskontrolle fest, dass 
der Hersteller die Leistungsbeständigkeit des hergestellten Pro­
dukts nicht gewährleistet hat, fordert sie den Hersteller auf, 
angemessene Korrekturmaßnahmen zu ergreifen, und stellt 
keine Bescheinigung aus.
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(4) Stellt eine notifizierte Stelle im Verlauf der Überwachung, 
die der Überprüfung der Leistungsbeständigkeit des hergestellten 
Produkts dient, fest, dass das Bauprodukt nicht mehr dieselbe 
Leistung aufweist wie der Produkttyp, fordert sie den Hersteller 
auf, angemessene Korrekturmaßnahmen zu ergreifen, und setzt 
die Bescheinigung falls nötig aus oder widerruft sie. 

(5) Werden keine Korrekturmaßnahmen ergriffen oder zeigen 
sie nicht die nötige Wirkung, versieht die notifizierte Stelle 
gegebenenfalls alle Bescheinigungen mit Vorbehalten, setzt sie 
aus oder widerruft sie. 

Artikel 53 

Meldepflichten der notifizierten Stellen 

(1) Die notifizierten Stellen melden der notifizierenden Be­
hörde 

a) jede Verweigerung, Einschränkung, Aussetzung oder jeden 
Widerruf von Bescheinigungen, 

b) alle Umstände, die Folgen für den Geltungsbereich und die 
Bedingungen der Notifizierung haben, 

c) jedes Auskunftsersuchen in Bezug auf ihre Tätigkeiten zur 
Bewertung und/oder Überprüfung der Leistungsbeständigkeit, 
das sie von den Marktüberwachungsbehörden erhalten ha­
ben, 

d) auf Verlangen, welchen Tätigkeiten sie im Geltungsbereich 
ihrer Notifizierung in Übereinstimmung mit den Systemen 
zur Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit 
als unabhängige Dritte nachgegangen sind und welche ande­
ren Tätigkeiten, einschließlich grenzüberschreitender Tätig­
keiten und Vergabe von Unteraufträgen, sie ausgeführt ha­
ben. 

(2) Die notifizierten Stellen übermitteln den anderen gemäß 
dieser Verordnung notifizierten Stellen, die als unabhängige 
Dritte in Übereinstimmung mit den Systemen zur Bewertung 
und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit ähnlichen Auf­
gaben nachgehen und für Bauprodukte, die von derselben har­
monisierten technischen Spezifikation erfasst sind, einschlägige 
Informationen über die negativen und auf Verlangen auch über 
die positiven Ergebnisse dieser Bewertungen und/oder Überprü­
fungen. 

Artikel 54 

Erfahrungsaustausch 

Die Kommission organisiert den Erfahrungsaustausch zwischen 
den nationalen Behörden der Mitgliedstaaten, die für die Noti­
fizierungspolitik zuständig sind. 

Artikel 55 

Koordinierung der notifizierten Stellen 

Die Kommission stellt sicher, dass eine zweckmäßige Koordinie­
rung und Kooperation zwischen den gemäß Artikel 39 notifi­
zierten Stellen in Form einer Gruppe notifizierter Stellen einge­
richtet und ordnungsgemäß weitergeführt wird. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass sich die von ihnen noti­
fizierten Stellen an der Arbeit dieser Gruppe direkt oder über 
benannte Bevollmächtigte beteiligen, oder stellen sicher, dass die 
Bevollmächtigten der notifizierten Stellen darüber unterrichtet 
werden. 

KAPITEL VIII 

MARKTÜBERWACHUNG UND SCHUTZKLAUSELVERFAHREN 

Artikel 56 

Nationales Vorgehen im Falle von Bauprodukten, mit 
denen eine Gefahr verbunden ist 

(1) Sind die Marktüberwachungsbehörden eines Mitglied­
staats gemäß Artikel 20 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 
tätig geworden oder haben sie hinreichenden Grund zu der 
Annahme, dass ein Bauprodukt, das unter eine harmonisierte 
Norm fällt oder für das eine Europäische Technische Bewertung 
ausgestellt wurde, die erklärte Leistung nicht erbringt und die 
Einhaltung der unter diese Verordnung fallenden Grundanforde­
rungen an Bauwerke gefährdet, evaluieren sie, ob das betref­
fende Produkt die in dieser Verordnung jeweils festgelegten An­
forderungen erfüllt. Die betroffenen Wirtschaftsakteure arbeiten 
im erforderlichen Umfang mit den Marktüberwachungsbehör­
den zusammen. 

Gelangen die Marktüberwachungsbehörden im Verlauf dieser 
Evaluierung zu dem Ergebnis, dass das Bauprodukt die Anfor­
derungen dieser Verordnung nicht erfüllt, fordern sie den be­
troffenen Wirtschaftsakteur unverzüglich dazu auf, innerhalb 
einer der Art der Gefahr angemessenen, vertretbaren Frist, die 
sie vorschreiben können, alle geeigneten Korrekturmaßnahmen 
zu ergreifen, um die Übereinstimmung des Produkts mit diesen 
Anforderungen – insbesondere mit der erklärten Leistung – 
herzustellen, oder aber es vom Markt zu nehmen oder zurück­
zurufen. 

Die Marktüberwachungsbehörden unterrichten die notifizierte 
Stelle entsprechend, falls eine notifizierte Stelle beteiligt ist. 

Für die in Unterabsatz 2 dieses Absatzes genannten Maßnah­
men gilt Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008.
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(2) Sind die Marktüberwachungsbehörden der Auffassung, 
dass sich die Nichtkonformität nicht auf das Hoheitsgebiet des 
betreffenden Mitgliedstaats beschränkt, unterrichten sie die 
Kommission und die übrigen Mitgliedstaaten über die Ergeb­
nisse der Evaluierung und die Maßnahmen, zu denen sie den 
Wirtschaftsakteur aufgefordert haben. 

(3) Die Wirtschaftsakteure stellen sicher, dass alle geeigneten 
Korrekturmaßnahmen, die sie ergreifen, sich auf sämtliche be­
troffenen Bauprodukte erstrecken, die sie in der Union auf dem 
Markt bereitgestellt haben. 

(4) Ergreift der betreffende Wirtschaftsakteur innerhalb der in 
Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Frist keine angemessenen 
Korrekturmaßnahmen, so treffen die Marktüberwachungsbehör­
den alle geeigneten vorläufigen Maßnahmen, um die Bereitstel­
lung des Bauprodukts auf dem nationalen Markt zu untersagen 
oder einzuschränken, oder aber das Produkt vom Markt zu 
nehmen oder zurückzurufen. 

Die Marktüberwachungsbehörden unterrichten die Kommission 
und die übrigen Mitgliedstaaten unverzüglich von diesen Maß­
nahmen. 

(5) Aus der in Absatz 4 genannten Unterrichtung gehen alle 
verfügbaren Angaben hervor, insbesondere die Daten für die 
Identifizierung des nichtkonformen Bauprodukts, die Herkunft 
des Bauprodukts, die Art der behaupteten Nichtkonformität und 
der Gefahr sowie die Art und Dauer der ergriffenen nationalen 
Maßnahmen und die Argumente des betroffenen Wirtschafts­
akteurs. Die Marktüberwachungsbehörden geben insbesondere 
an, ob die Nichtkonformität auf eine der folgenden Ursachen 
zurückzuführen ist: 

a) Das Produkt erbringt nicht die erklärte Leistung und/oder 
erfüllt die in dieser Verordnung festgelegten Anforderungen 
hinsichtlich der Einhaltung der Grundanforderungen an Bau­
werke nicht; 

b) die harmonisierten technischen Spezifikationen oder die Spe­
zifische Technische Dokumentation sind mangelhaft. 

(6) Die Mitgliedstaaten außer jenem, der das Verfahren einge­
leitet hat, unterrichten die Kommission und die übrigen Mit­
gliedstaaten unverzüglich über alle erlassenen Maßnahmen und 
üben jede weitere ihnen vorliegende Information über die Nicht­
konformität des Bauprodukts sowie, falls sie der gemeldeten 
nationalen Maßnahme nicht zustimmen, über ihre Einwände. 

(7) Erhebt weder ein Mitgliedstaat noch die Kommission in­
nerhalb von 15 Arbeitstagen nach Erhalt der in Absatz 4 ge­
nannten Informationen einen Einwand gegen eine vorläufige 
Maßnahme eines Mitgliedstaats hinsichtlich des betreffenden 
Bauprodukts, gilt diese Maßnahme als gerechtfertigt. 

(8) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass unverzüglich ge­
eignete restriktive Maßnahmen hinsichtlich des betreffenden 
Bauprodukts getroffen werden, wie etwa die Rücknahme des 
Produkts von ihrem Markt. 

Artikel 57 

Schutzklauselverfahren der Union 

(1) Wurden nach Abschluss des Verfahrens gemäß Artikel 56 
Absätze 3 und 4 Einwände gegen eine Maßnahme eines Mit­
gliedstaats erhoben oder ist die Kommission der Auffassung, 
dass eine nationale Maßnahme nicht mit dem Unionsrecht ver­
einbar ist, konsultiert die Kommission unverzüglich die Mit­
gliedstaaten und den betroffenen Wirtschaftsakteur bzw. die 
betroffenen Wirtschaftsakteure und nimmt eine Evaluierung 
der nationalen Maßnahme vor. Anhand der Ergebnisse dieser 
Evaluierung beschließt die Kommission, ob die Maßnahme ge­
rechtfertigt ist oder nicht. 

Die Kommission richtet ihren Beschluss an alle Mitgliedstaaten 
und teilt ihn ihnen und dem betroffenen Wirtschaftsakteur bzw. 
den betroffenen Wirtschaftsakteuren unverzüglich mit. 

(2) Wird die nationale Maßnahme für gerechtfertigt gehalten, 
ergreifen alle Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen, um 
zu gewährleisten, dass das nichtkonforme Produkt vom Markt 
genommen wird, und unterrichten die Kommission darüber. 
Wird die nationale Maßnahme nicht für gerechtfertigt gehalten, 
nimmt der betreffende Mitgliedstaat sie zurück. 

(3) Wird die nationale Maßnahme für gerechtfertigt gehalten 
und wird die Nichtkonformität des Bauprodukts mit Mängeln 
der harmonisierten Normen gemäß Artikel 56 Absatz 5 Buch­
stabe b begründet, unterrichtet die Kommission das betreffende 
europäische Normungsgremium bzw. die betreffenden europäi­
schen Normungsgremien und befasst den durch Artikel 5 der 
Richtlinie 98/34/EG eingesetzten Ausschuss mit der Angelegen­
heit. Dieser Ausschuss konsultiert das betreffende europäische 
Normungsgremium bzw. die betreffenden europäischen Nor­
mungsgremien und nimmt umgehend dazu Stellung. 

Wird die nationale Maßnahme für gerechtfertigt gehalten und 
wird die Nichtkonformität des Bauprodukts mit Mängeln des 
Europäischen Bewertungsdokuments oder der Spezifischen 
Technischen Dokumentation gemäß Artikel 56 Absatz 5 Buch­
stabe b begründet, so befasst die Kommission den Ständigen 
Ausschuss für das Bauwesen und erlässt daraufhin entspre­
chende Maßnahmen.

DE 19.10.2010 Amtsblatt der Europäischen Union C 282 E/25



Artikel 58 

Gefährdung von Sicherheit und Gesundheit durch 
vorschriftskonforme Bauprodukte 

(1) Stellt ein Mitgliedstaat nach einer Evaluierung gemäß 
Artikel 56 Absatz 1 fest, dass ein Bauprodukt eine Gefahr für 
die Einhaltung der Grundanforderungen an Bauwerke, für die 
Gesundheit oder Sicherheit von Menschen oder für andere im 
öffentlichen Interesse schützenswerte Aspekte darstellt, obwohl 
es mit dieser Verordnung übereinstimmt, fordert er den betrof­
fenen Wirtschaftsakteur dazu auf, alle geeigneten Maßnahmen 
zu ergreifen, um dafür zu sorgen, dass das betreffende Baupro­
dukt bei seinem Inverkehrbringen diese Gefahr nicht mehr auf­
weist oder dass es innerhalb einer der Art der Gefahr angemes­
senen, vertretbaren Frist, die er vorschreiben kann, vom Markt 
genommen oder zurückgerufen wird. 

(2) Die Wirtschaftsakteure gewährleisten, dass alle Korrektur­
maßnahmen, die ergriffen werden, sich auf sämtliche betroffe­
nen Bauprodukte erstrecken, die sie in der Union auf dem Markt 
bereitgestellt haben. 

(3) Der Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission und die 
übrigen Mitgliedstaaten unverzüglich davon. Aus der Unterrich­
tung gehen alle verfügbaren Angaben hervor, insbesondere die 
Daten für die Identifizierung des betreffenden Bauprodukts, 
seine Herkunft, seine Lieferkette, die Art der Gefahr sowie die 
Art und Dauer der ergriffenen nationalen Maßnahmen. 

(4) Die Kommission konsultiert unverzüglich die Mitglied­
staaten und den bzw. die betroffenen Wirtschaftsakteure und 
nimmt eine Evaluierung der ergriffenen nationalen Maßnahmen 
vor. Anhand der Ergebnisse dieser Evaluierung beschließt die 
Kommission, ob die Maßnahmen gerechtfertigt sind oder nicht, 
und schlägt, falls erforderlich, geeignete Maßnahmen vor. 

(5) Die Kommission richtet ihre Beschlüsse an alle Mitglied­
staaten und teilt sie ihnen und dem betroffenen Wirtschafts­
akteur bzw. den betroffenen Wirtschaftsakteuren unverzüglich 
mit. 

Artikel 59 

Formale Nichtkonformität 

(1) Unbeschadet des Artikels 56 fordert ein Mitgliedstaat den 
betroffenen Wirtschaftsakteur dazu auf, die betreffende Nicht­
konformität zu korrigieren, falls er einen der folgenden Fälle 
feststellt: 

a) Die CE-Kennzeichnung wurde unter Nichteinhaltung von 
Artikel 8 oder Artikel 9 angebracht; 

b) die CE-Kennzeichnung wurde nicht angebracht, obwohl dies 
gemäß Artikel 8 Absatz 2 erforderlich ist; 

c) unbeschadet Artikel 5: die Leistungserklärung wurde nicht 
erstellt, obwohl dies gemäß Artikel 4 erforderlich ist; 

d) die Leistungserklärung wurde nicht in Übereinstimmung mit 
den Artikeln 4, 6 und 7 erstellt. 

e) die technische Dokumentation ist entweder nicht verfügbar 
oder unvollständig. 

(2) Besteht die Nichtkonformität gemäß Absatz 1 weiter, 
trifft der Mitgliedstaat alle geeigneten Maßnahmen, um die Be­
reitstellung des Bauprodukts auf dem Markt zu beschränken 
oder zu untersagen oder um dafür zu sorgen, dass es zurück­
gerufen oder vom Markt genommen wird. 

KAPITEL IX 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 60 

Delegierte Rechtsakte 

Im Hinblick auf die Erreichung der Ziele dieser Verordnung, 
insbesondere zur Beseitigung und Vermeidung von Beschrän­
kungen für die Bereitstellung von Bauprodukten auf dem Markt, 
werden der Kommission im Einklang mit Artikel 61 und vor­
behaltlich der Bedingungen der Artikel 62 und 63 folgende 
Befugnisse übertragen: 

a) gegebenenfalls Festlegung der Wesentlichen Merkmale oder 
der Schwellenwerte für bestimmte Familien von Bauproduk­
ten, zu denen der Hersteller gemäß den Artikeln 3 bis 6 die 
Leistung des Produkts des Herstellers in Bezug auf den Ver­
wendungszweck nach Stufen oder Klassen oder in einer Be­
schreibung angeben muss, wenn das Produkt in Verkehr 
gebracht wird; 

b) Festlegung der Bedingungen, unter denen eine Leistungs­
erklärung elektronisch verarbeitet werden kann, damit sie 
gemäß Artikel 7 auf einer Website zur Verfügung gestellt 
werden kann; 

c) Änderung des Zeitraums, in dem der Hersteller gemäß 
Artikel 11 die technischen Unterlagen und die Leistungs­
erklärung aufbewahren muss, nachdem das Bauprodukt in 
Verkehr gebracht wurde, wobei die Lebenserwartung oder 
die Bedeutung des Bauprodukts für die Bauwerke zugrunde 
gelegt wird;
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d) Änderung des Anhangs II und erforderlichenfalls Annahme 
zusätzlicher Verfahrensregeln gemäß Artikel 19 Absatz 3, 
um die Einhaltung der Grundsätze gemäß Artikel 20 oder 
die Anwendung der Verfahren gemäß Artikel 21 in der Pra­
xis zu gewährleisten; 

e) Anpassung des Anhangs III, der Tabelle 1 des Anhangs IV 
und des Anhangs V an den technischen Fortschritt; 

f) Festlegung und Anpassung von Leistungsklassen entspre­
chend dem technischen Fortschritt gemäß Artikel 27 
Absatz 1; 

g) Festlegung der Bedingungen, unter denen ein Bauprodukt 
ohne Prüfungen oder ohne weitere Prüfungen als einer be­
stimmten Leistungsstufe oder -klasse entsprechend gilt, ge­
mäß Artikel 27 Absatz 5, sofern die Erfüllung der Grundan­
forderungen an Bauwerke dadurch nicht gefährdet wird; 

h) Anpassung, Festlegung und Änderung der Systeme für die 
Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit ge­
mäß Artikel 28 in Bezug auf ein bestimmtes Produkt, eine 
bestimmte Produktfamilie oder ein bestimmtes Wesentliches 
Merkmal und gemäß 

i) der Bedeutung des Produkts oder dieses Wesentlichen 
Merkmals im Hinblick auf die Grundanforderungen an 
Bauwerke; 

ii) der Beschaffenheit des Produkts; 

iii) dem Einfluss der Veränderlichkeit der Wesentlichen 
Merkmale des Bauprodukts während der erwarteten Le­
bensdauer des Produkts; und 

iv) der Fehleranfälligkeit bei der Herstellung des Produkts. 

Artikel 61 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass der in Artikel 60 genannten 
delegierten Rechtsakte wird der Kommission für einen Zeitraum 
von fünf Jahren ab dem … (*) übertragen. Die Kommission legt 
spätestens sechs Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf 
Jahren einen Bericht über die übertragenen Befugnisse vor. Die 
Befugnisübertragung verlängert sich automatisch um Zeiträume 
gleicher Länge, es sei denn, das Europäische Parlament oder der 
Rat widerrufen sie nach Artikel 62. 

(2) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt er­
lässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Par­
lament und dem Rat. 

(3) Die der Kommission übertragene Befugnis zum Erlass 
delegierter Rechtsakte unterliegt den in den Artikeln 62 und 
63 genannten Bedingungen. 

Artikel 62 

Widerruf der Befugnisübertragung 

(1) Die in Artikel 60 genannte Befugnisübertragung kann 
vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen 
werden. 

(2) Das Organ, das ein internes Verfahren eingeleitet hat, um 
zu beschließen, ob die Befugnisübertragung widerrufen werden 
soll, bemüht sich, das andere Organ und die Kommission inner­
halb einer angemessenen Frist vor der endgültigen Beschluss­
fassung zu unterrichten, unter Nennung der übertragenen Be­
fugnisse, die widerrufen werden könnten, sowie der etwaigen 
Gründe für einen Widerruf. 

(3) Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertra­
gung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnisse. Er wird 
sofort oder zu einem darin angegebenen späteren Zeitpunkt 
wirksam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits 
in Kraft sind, wird davon nicht berührt. Der Beschluss wird im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Artikel 63 

Einwände gegen delegierte Rechtsakte 

(1) Das Europäische Parlament oder der Rat können gegen 
einen delegierten Rechtsakt innerhalb einer Frist von zwei Mo­
naten ab dem Zeitpunkt der Übermittlung Einwände erheben. 

Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates wird 
diese Frist um zwei Monate verlängert. 

(2) Haben bei Ablauf dieser Frist weder das Europäische Par­
lament noch der Rat Einwände gegen den delegierten Rechtsakt 
erhoben, so wird der delegierte Rechtsakt im Amtsblatt der Eu­
ropäischen Union veröffentlicht und tritt zu dem darin genannten 
Zeitpunkt in Kraft. 

Der delegierte Rechtsakt kann vor Ablauf dieser Frist im Amts­
blatt der Europäischen Union veröffentlicht werden und in Kraft 
treten, wenn das Europäische Parlament und der Rat beide der 
Kommission mitgeteilt haben, dass sie nicht die Absicht haben, 
Einwände zu erheben.
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(3) Erheben das Europäische Parlament oder der Rat Ein­
wände gegen einen delegierten Rechtsakt, so tritt dieser nicht 
in Kraft. Das Organ, das Einwände erhebt, gibt die Gründe für 
seine Einwände gegen den delegierten Rechtsakt an. 

Artikel 64 

Ausschuss 

(1) Die Kommission wird von einem Ständigen Ausschuss 
für das Bauwesen unterstützt. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die 
Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG. 

Artikel 65 

Aufhebung 

(1) Die Richtlinie 89/106/EWG wird aufgehoben. 

(2) Verweise auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Ver­
weise auf diese Verordnung. 

Artikel 66 

Übergangsbestimmungen 

(1) Bauprodukte, die vor dem 1. Juli 2013 in Übereinstim­
mung mit der Richtlinie 89/106/EWG in Verkehr gebracht wer­
den, gelten als mit dieser Verordnung konform. 

(2) Die Hersteller können eine Leistungserklärung auf der 
Grundlage einer Konformitätsbescheinigung oder einer Konfor­
mitätserklärung erstellen, die vor dem 1. Juli 2013 in Überein­
stimmung mit der Richtlinie 89/106/EWG ausgestellt wird. 

(3) Leitlinien für die europäische technische Zulassung, die 
vor dem 1. Juli 2013 gemäß Artikel 11 der Richtlinie 
89/106/EWG veröffentlicht werden, können als Europäische Be­
wertungsdokumente verwendet werden. 

(4) Hersteller und Importeure können europäische technische 
Zulassungen, die vor dem 1. Juli 2013 gemäß Artikel 9 der 
Richtlinie 89/106/EWG erteilt werden, während ihrer Gültig­
keitsdauer als Europäische Technische Bewertungen verwenden. 

Artikel 67 

Berichterstattung durch die Kommission 

Bis zum … (*) unterbreitet die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat auf der Grundlage von Berichten der 
Mitgliedstaaten und anderer relevanter Akteure einen Bericht 
über die Durchführung dieser Verordnung – einschließlich der 
Artikel 19, 20, 21, 23 und 24 –, dem sie gegebenenfalls geeig­
nete Vorschläge beifügt. 

Artikel 68 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Die Artikel 3 bis 28, die Artikel 36 bis 38, die Artikel 56 bis 
63, Artikel 65 und Artikel 66 sowie die Anhänge I, II, III und V 
gelten ab dem 1. Juli 2013. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu am … 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 

… 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

…
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ANHANG I 

Grundanforderungen an Bauwerke 

Bauwerke müssen als Ganzes und in ihren Teilen gebrauchstauglich sein. Bauwerke müssen diese Grundanforderungen an 
Bauwerke bei normaler Instandhaltung über einen wirtschaftlich angemessenen Zeitraum erfüllen. 

1. Mechanische Festigkeit und Standsicherheit 

Das Bauwerk muss derart entworfen und ausgeführt sein, dass die während der Errichtung und Nutzung möglichen 
Einwirkungen keines der nachstehenden Ereignisse zur Folge haben: 

a) Einsturz des gesamten Bauwerks oder eines Teils, 

b) größere Verformungen in unzulässigem Umfang, 

c) Beschädigungen anderer Teile des Bauwerks oder Einrichtungen und Ausstattungen infolge zu großer Verformungen 
der tragenden Baukonstruktion, 

d) Beschädigungen durch ein Ereignis in einem zur ursprünglichen Ursache unverhältnismäßig großen Ausmaß. 

2. Brandschutz 

Das Bauwerk muss derart entworfen und ausgeführt sein, dass bei einem Brand 

a) die Tragfähigkeit des Bauwerks während eines bestimmten Zeitraums erhalten bleibt; 

b) die Entstehung und Ausbreitung von Feuer und Rauch innerhalb des Bauwerks begrenzt wird; 

c) die Ausbreitung von Feuer auf benachbarte Bauwerke begrenzt wird; 

d) die Bewohner das Bauwerk unverletzt verlassen oder durch andere Maßnahmen gerettet werden können; 

e) die Sicherheit der Rettungsmannschaften berücksichtigt ist. 

3. Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz 

Das Bauwerk muss derart entworfen und ausgeführt sein, dass es weder die Hygiene noch die Gesundheit seiner Bewohner 
oder Anwohner gefährdet und sich über seine gesamte Lebensdauer hinweg weder bei Errichtung noch bei Nutzung oder 
Abriss insbesondere durch folgende Einflüsse übermäßig stark auf die Umweltqualität oder das Klima auswirkt: 

a) Freisetzung giftiger Gase; 

b) Emission von gefährlichen Stoffen, flüchtigen organischen Verbindungen, Treibhausgasen oder gefährlichen Partikeln in 
die Innen- oder Außenluft;
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c) Emission gefährlicher Strahlen; 

d) Freisetzung gefährlicher Stoffe in Grundwasser, Meeresgewässer oder Boden; 

e) Freisetzung gefährlicher Stoffe in das Trinkwasser oder von Stoffen, die sich auf andere Weise negativ auf das Trink­
wasser auswirken; 

f) unsachgemäße Ableitung von Abwasser, Emission von Abgasen oder unsachgemäße Beseitigung von festem oder 
flüssigem Abfall; 

g) Feuchtigkeit in Teilen des Bauwerks und auf Oberflächen im Bauwerk. 

4. Sicherheit und Barrierefreiheit bei der Nutzung 

Das Bauwerk muss derart entworfen und ausgeführt sein, dass sich bei seiner Nutzung oder seinem Betrieb keine 
unannehmbaren Unfallgefahren oder Gefahren einer Beschädigung ergeben, wie Gefahren durch Rutsch-, Sturz- und 
Aufprallunfälle, Verbrennungen, Stromschläge, Explosionsverletzungen und Einbrüche. Bei dem Entwurf und der Aus­
führung des Bauwerks müssen insbesondere die Barrierefreiheit und die Nutzung durch Menschen mit Behinderungen 
berücksichtigt werden. 

5. Schallschutz 

Das Bauwerk muss derart entworfen und ausgeführt sein, dass der von den Bewohnern oder von in der Nähe befindlichen 
Personen wahrgenommene Schall auf einem Pegel gehalten wird, der nicht gesundheitsgefährdend ist und bei dem 
zufriedenstellende Nachtruhe-, Freizeit- und Arbeitsbedingungen sichergestellt sind. 

6. Energieeinsparung und Wärmeschutz 

Das Bauwerk und seine Anlagen und Einrichtungen für Heizung, Kühlung, Beleuchtung und Lüftung müssen derart 
entworfen und ausgeführt sein, dass unter Berücksichtigung der Nutzer und der klimatischen Gegebenheiten des Stand­
ortes der Energieverbrauch bei seiner Nutzung gering gehalten wird. 

7. Nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen 

Das Bauwerk muss derart entworfen, errichtet und abgerissen werden, dass die natürlichen Ressourcen nachhaltig genutzt 
werden und Folgendes gewährleistet ist: 

a) Das Bauwerk, seine Baustoffe und Teile müssen nach dem Abriss recycelt werden können; 

b) das Bauwerk muss dauerhaft sein; 

c) für das Bauwerk müssen umweltfreundliche Rohstoffe und Sekundärbaustoffe verwendet werden.
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ANHANG II 

Verfahren zur Annahme eines Europäischen Bewertungsdokuments 

1. Beantragung einer Europäischen Technischen Bewertung 

Wenn ein Hersteller bei einer Technischen Bewertungsstelle eine Europäische Technische Bewertung für ein Bauprodukt 
beantragt, so unterbreitet er, nachdem der Hersteller und die Technische Bewertungsstelle eine Vereinbarung über den 
Schutz des Geschäftsgeheimnisses und der Vertraulichkeit unterzeichnet haben, der verantwortlichen Technischen Bewer­
tungsstelle ein technisches Dossier, in dem das Produkt, sein vom Hersteller vorgesehener Verwendungszweck und die 
Einzelheiten der vom Hersteller geplanten werkseigenen Produktionskontrolle beschrieben sind. 

2. Vertrag 

Für Bauprodukte im Sinne des Artikels 21 Absatz 1 Buchstabe c wird innerhalb eines Monats nach Eingang des tech­
nischen Dossiers zwischen dem Hersteller und der verantwortlichen Technischen Bewertungsstelle ein Vertrag zur Er­
stellung der Europäischen Technischen Bewertung geschlossen, in dem das Arbeitsprogramm zur Ausarbeitung des 
Europäischen Bewertungsdokuments festgelegt ist, wozu unter anderem Folgendes zählt: 

— die Arbeitsorganisation innerhalb der Organisation Technischer Bewertungsstellen; 

— die Zusammensetzung der Arbeitsgruppe, die innerhalb der Organisation Technischer Bewertungsstellen eingerichtet 
wird und die für den betreffenden Produktbereich zuständig ist; 

— die Koordinierung Technischer Bewertungsstellen. 

3. Arbeitsprogramm 

Nach Abschluss des Vertrags mit dem Hersteller unterrichtet die Organisation Technischer Bewertungsstellen die Kommis­
sion über das Arbeitsprogramm zur Ausarbeitung der Europäischen Technischen Bewertung und den Zeitplan für seine 
Durchführung; ferner wird das Bewertungsprogramm angegeben. Diese Unterrichtung erfolgt innerhalb von drei Monaten 
nach Eingang des Antrags auf eine Europäische Technische Bewertung. 

4. Entwurf des Europäischen Bewertungsdokuments 

Die Organisation Technischer Bewertungsstellen lässt den Entwurf des Europäischen Bewertungsdokuments von der 
Arbeitsgruppe, die von der verantwortlichen Technischen Bewertungsstelle koordiniert wird, fertigstellen und übermittelt 
diesen Entwurf den betroffenen Parteien innerhalb von sechs Monaten ab dem Tag, an dem die Kommission über das 
Arbeitsprogramm unterrichtet wurde. 

5. Teilnahme der Kommission 

Ein Vertreter der Kommission kann als Beobachter an der Durchführung aller Bestandteile des Arbeitsprogramms teil­
nehmen. 

6. Verlängerung und Fristüberschreitung 

Die Arbeitsgruppe teilt der Organisation Technischer Bewertungsstellen und der Kommission jede Überschreitung der in 
den Abschnitten 1 bis 4 festgelegten Fristen mit. 

Lässt sich eine Verlängerung der Fristen für die Ausarbeitung des Europäischen Bewertungsdokuments insbesondere 
aufgrund eines fehlenden Beschlusses der Kommission bezüglich des anwendbaren Bewertungssystems und Überprüfung 
der Leistungsbeständigkeit für das Bauprodukt oder der Notwendigkeit, ein neues Prüfverfahren zu entwickeln, recht­
fertigen, so legt die Kommission eine verlängerte Frist fest. 

7. Änderung und Annahme eines Europäischen Bewertungsdokuments 

Die verantwortliche Technische Bewertungsstelle übermittelt den Entwurf des Europäischen Bewertungsdokuments an den 
Hersteller, der innerhalb von fünfzehn Arbeitstagen dazu Stellung nehmen kann. Danach verfährt die Organisation 
Technischer Bewertungsstellen wie folgt: 

a) sie teilt dem Hersteller gegebenenfalls mit, wie seiner Stellungnahme Rechnung getragen wurde; 

b) sie nimmt den Entwurf des Europäischen Bewertungsdokuments an; und 

c) sie übermittelt der Kommission eine Abschrift.
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Unterbreitet die Kommission der Organisation Technischer Bewertungsstellen binnen fünfzehn Arbeitstagen nach Erhalt 
des Entwurfs des Europäischen Bewertungsdokuments ihre Anmerkungen dazu, überarbeitet die Organisation Technischer 
Bewertungsstellen den Entwurf entsprechend und übermittelt eine Abschrift des angenommenen Europäischen Bewer­
tungsdokuments an den Hersteller und an die Kommission. 

8. Zu veröffentlichendes endgültiges Europäisches Bewertungsdokument 

Sobald die verantwortliche Technische Bewertungsstelle die erste Europäische Technische Bewertung auf der Grundlage 
des angenommenen Europäischen Bewertungsdokuments erstellt hat, wird dieses Europäische Bewertungsdokument ge­
gebenenfalls anhand der bisherigen Erfahrungen angepasst. Die Organisation Technischer Bewertungsstellen nimmt das 
endgültige Europäische Bewertungsdokument an und übermittelt – zusammen mit einer Übersetzung des Titels des 
Europäischen Bewertungsdokuments in allen Amtssprachen der Union – eine Abschrift der Kommission, damit die 
Fundstellenangaben des Dokuments veröffentlicht werden können. Die Organisation Technischer Bewertungsstellen hält 
das Europäische Bewertungsdokument in elektronischer Form bereit, sobald das Produkt die CE-Kennzeichnung erhalten 
hat.
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ANHANG III
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ANHANG IV 

Produktbereiche und Anforderungen an die Technischen Bewertungsstellen 

Tabelle 1 – Produktbereiche 

BEREICHS­
CODE PRODUKTBEREICH 

1 PRODUKTE AUS VORGEFERTIGTEM NORMAL-, LEICHT- ODER PORENBETON 

2 TÜREN, FENSTER, FENSTERLÄDEN, ROLLLÄDEN, TORE UND BESCHLÄGE HIERFÜR 

3 DICHTUNGSBAHNEN EINSCHLIESSLICH FLÜSSIG AUFZUBRINGENDER ABDICHTUNGEN UND BAUSÄT­
ZEN (ZUR ABDICHTUNG GEGEN WASSER UND/ODER WASSERDAMPF) 

4 WÄRMEDÄMMUNGSPRODUKTE 
DÄMMVERBUNDBAUSÄTZE/-SYSTEME 

5 STRUKTURELLE LAGERUNGEN 
QUERKRAFTDORNE FÜR TRAGENDE VERBINDUNGEN 

6 SCHORNSTEINE, ABGASLEITUNGEN UND SPEZIELLE PRODUKTE 

7 GIPSPRODUKTE 

8 GEOTEXTILIEN, GEOMEMBRANEN UND VERWANDTE ERZEUGNISSE 

9 VORHANGFASSADEN/VERKLEIDUNGEN/GEKLEBTE GLASKONSTRUKTIONEN 

10 ORTSFESTE LÖSCHANLAGEN (FEUERALARM-, FEUERERKENNUNGSPRODUKTE, ORTSFESTE LÖSCH­
ANLAGEN, FEUER- UND RAUCHSCHUTZSYSTEME UND EXPLOSIONSSCHUTZPRODUKTE) 

11 SANITÄREINRICHTUNGEN 

12 STRASSENAUSSTATTUNGEN: STRASSENAUSRÜSTUNG 

13 PRODUKTE AUS BAUHOLZ FÜR TRAGENDE ZWECKE UND HOLZVERBINDUNGSMITTEL 

14 HOLZSPANPLATTEN UND -ELEMENTE 

15 ZEMENT, BAUKALK UND ANDERE HYDRAULISCHE BINDER/BINDEMITTEL 

16 BETONSTAHL/BEWEHRUNGSSTAHL UND SPANNSTAHL FÜR BETON (UND ZUBEHÖRTEILE), 
SPANNSYSTEME 

17 MAUERWERK UND VERWANDTE ERZEUGNISSE 
MAUERWERKEINHEITEN, MÖRTEL, ZUBEHÖR 

18 PRODUKTE FÜR DIE ABWASSERENTSORGUNG UND -BEHANDLUNG 

19 BODENBELÄGE 

20 METALLBAUPRODUKTE UND ZUBEHÖRTEILE 

21 INNEN- UND AUSSENWAND- UND DECKENBEKLEIDUNGEN BAUSÄTZE FÜR INNERE TRENNWÄNDE 

22 BEDACHUNGEN, OBERLICHTER, DACHFENSTER UND ZUBEHÖRTEILE 
BAUSÄTZE FÜR BEDACHUNGEN 

23 PRODUKTE FÜR DEN STRASSENBAU 

24 ZUSCHLÄGE 

25 BAUKLEBSTOFFE 

26 PRODUKTE FÜR BETON, MÖRTEL UND EINPRESSMÖRTEL
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BEREICHS­
CODE PRODUKTBEREICH 

27 RAUMERWÄRMUNGSANLAGEN 

28 ROHRE, BEHÄLTER UND ZUBEHÖRTEILE, DIE NICHT MIT TRINKWASSER IN BERÜHRUNG KOMMEN 

29 BAUPRODUKTE, DIE MIT TRINKWASSER IN BERÜHRUNG KOMMEN 

30 FLACHGLAS, PROFILGLAS UND GLASSTEINERZEUGNISSE 

31 STROM-, STEUER- UND KOMMUNIKATIONSKABEL 

32 DICHTUNGSMASSEN FÜR VERBINDUNGEN 

33 BEFESTIGUNGEN 

34 BAUSÄTZE, GEBÄUDEEINHEITEN, VORGEFERTIGTE ELEMENTE 

35 BRANDSCHUTZABSCHOTTUNGEN UND BRANDSCHUTZBEKLEIDUNGEN, FLAMMSCHUTZPRODUKTE 

Tabelle 2 – Anforderungen an die Technischen Bewertungsstellen 

Kompetenz Beschreibung der Kompetenz Anforderung 

1. Analyse der Risiken Erkennen möglicher Risiken und Vorteile 
der Verwendung innovativer Bauprodukte 
bei Fehlen gesicherter/konsolidierter tech­
nischer Informationen über ihre Leistung 
im Fall eines Einbaus in Bauwerke 

Eine Technische Bewertungsstelle muss 
nach nationalem Recht gegründet und 
mit Rechtspersönlichkeit ausgestattet sein. 
Sie muss von Interessengruppen unabhän­
gig und von Sonderinteressen frei sein. 

Zusätzlich müssen die Mitarbeiter der 
Technischen Bewertungsstelle über Folgen­
des verfügen: 

a) Objektivität und soliden technischen 
Sachverstand; 

b) genaue Kenntnis der rechtlichen Vor­
schriften und sonstigen Anforderungen, 
die in dem Mitgliedstaat, in dem die 
Stelle benannt ist, für die Produktberei­
che gelten, für die sie benannt werden 
soll; 

c) generelles Verständnis der Baupraxis 
und eingehende technische Sachkennt­
nis betreffend die Produktbereiche, für 
die die Stelle benannt werden soll; 

d) genaue Kenntnis der spezifischen Risi­
ken und der technischen Aspekte des 
Bauprozesses; 

e) genaue Kenntnis der bestehenden har­
monisierten Normen und Prüfverfahren 
für die Produktbereiche, für die die 
Stelle benannt werden soll; 

f) geeignete Sprachkenntnisse. 

Die Vergütung des Personals der Techni- 
schen Bewertungsstellen darf sich nicht 
nach der Anzahl der durchgeführten Be­
wertungen oder deren Ergebnissen richten. 

2. Festlegung der technischen 
Kriterien 

Umsetzung des Ergebnisses der Risiko­
analyse in technische Kriterien für die Be­
wertung des Verhaltens und der Leistung 
von Bauprodukten in Bezug auf die Ein­
haltung der geltenden einzelstaatlichen 
Vorschriften 

Bereitstellen der technischen Informatio­
nen, die von den Beteiligten des Baupro­
zesses als potenzielle Verwender von 
Bauprodukten (Hersteller, Konstrukteure, 
Auftragnehmer, Installationsbetriebe) be­
nötigt werden 

3. Festlegung der Bewertungs­
verfahren 

Entwicklung und Validierung geeigneter 
(Prüf- oder Berechnungs-) Verfahren zur 
Bewertung der Leistung in Bezug auf die 
Wesentlichen Merkmale der Bauprodukte 
unter Berücksichtigung des Stands der 
Technik
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Kompetenz Beschreibung der Kompetenz Anforderung 

4. Bestimmung der spezi­
fischen werkseigenen Pro­
duktionskontrolle 

Verstehen und Evaluieren des Herstel­
lungsprozesses eines konkreten Produkts 
zwecks Ermittlung geeigneter Maßnah­
men zur Gewährleistung der Produkt­
beständigkeit im Verlauf des betreffenden 
Herstellungsprozesses 

Mitarbeiter der Technischen Bewertungs­
stelle müssen über das entsprechende Wis­
sen über den Zusammenhang zwischen 
Herstellungsprozessen und Produktmerk­
malen in Bezug auf die werkseigene Pro­
duktionskontrolle verfügen. 

5. Bewertung des Produkts Anhand harmonisierter Kriterien Bewer­
tung der Leistung in Bezug auf die We­
sentlichen Merkmale von Bauprodukten 
auf der Grundlage harmonisierter Verfah­
ren 

Neben den Anforderungen der Punkte 1, 2 
und 3 muss eine Technische Bewertungs­
stelle Zugang zur erforderlichen Infrastruk­
tur für die Bewertung der Leistung in Be­
zug auf die Wesentlichen Merkmale von 
Bauprodukten in den Produktbereichen 
verfügen, für die die Stelle benannt werden 
soll. 

6. Generelle Verwaltung Gewährleistung von Einheitlichkeit, Zu­
verlässigkeit, Objektivität und Rückver­
folgbarkeit durch die dauerhafte Anwen­
dung zweckmäßiger Verwaltungsverfah­
ren 

Die Technische Bewertungsstelle muss Fol­
gendes vorweisen bzw. über Folgendes ver­
fügen: 

a) nachweisliche Befolgung der guten 
Verwaltungspraxis; 

b) eine Strategie und einschlägige Verfah­
ren für die Wahrung der Vertraulichkeit 
sensibler Informationen in der 
Technischen Bewertungsstelle und bei 
allen ihren Partnern; 

c) ein Dokumentenverwaltungssystem, das 
die Registrierung, Rückverfolgbarkeit, 
Pflege und Archivierung aller relevanten 
Dokumente sicherstellt; 

d) einen Mechanismus für interne Be­
triebsprüfung und Bewertung durch 
das Leitungspersonal zwecks regelmäßi­
ger Überwachung der Einhaltung 
zweckmäßiger Verwaltungsverfahren; 

e) ein Verfahren für die objektive Bearbei­
tung von Beschwerden und Einsprü­
chen.

DE C 282 E/38 Amtsblatt der Europäischen Union 19.10.2010



ANHANG V 

Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit 

1. SYSTEME ZUR BEWERTUNG UND ÜBERPRÜFUNG DER LEISTUNGSBESTÄNDIGKEIT 

1.1 System 1+: Leistungserklärung des Herstellers in Bezug auf die Wesentlichen Merkmale des Bauprodukts auf fol­
gender Grundlage: 

a) Der Hersteller führt durch: 

i) werkseigene Produktionskontrolle; 

ii) zusätzliche Prüfung von im Werk entnommenen Proben nach festgelegtem Prüfplan. 

b) Die notifizierte Produktzertifizierungsstelle stellt die Bescheinigung der Leistungsbeständigkeit für das Produkt auf 
folgender Grundlage aus: 

i) Feststellung des Produkttyps anhand einer Typprüfung (einschließlich Probenahme), einer Typberechnung, von 
Werttabellen oder Unterlagen zur Produktbeschreibung; 

ii) Erstinspektion des Werks und der werkseigenen Produktionskontrolle; 

iii) laufende Überwachung, Bewertung und Evaluierung der werkseigenen Produktionskontrolle; 

iv) Stichprobenprüfung (audit-testing) von vor dem Inverkehrbringen des Produkts entnommenen Proben. 

1.2 System 1: Leistungserklärung des Herstellers in Bezug auf die Wesentlichen Merkmale des Bauprodukts auf folgender 
Grundlage: 

a) Der Hersteller führt durch: 

i) werkseigene Produktionskontrolle; 

ii) zusätzliche Prüfung von im Werk entnommenen Proben durch den Hersteller nach festgelegtem Prüfplan. 

b) Die notifizierte Produktzertifizierungsstelle stellt die Bescheinigung der Leistungsbeständigkeit für das Produkt auf 
folgender Grundlage aus: 

i) Feststellung des Produkttyps anhand einer Typprüfung (einschließlich Probenahme), einer Typberechnung, von 
Werttabellen oder Unterlagen zur Produktbeschreibung; 

ii) Erstinspektion des Werks und der werkseigenen Produktionskontrolle; 

iii) laufende Überwachung, Bewertung und Evaluierung der werkseigenen Produktionskontrolle.
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1.3 System 2+: Leistungserklärung des Herstellers in Bezug auf die Wesentlichen Merkmale des Bauprodukts auf fol­
gender Grundlage: 

a) Der Hersteller führt folgende Schritte durch: 

i) Feststellung des Produkttyps anhand einer Typprüfung (einschließlich Probenahme), einer Typberechnung, von 
Werttabellen oder Unterlagen zur Produktbeschreibung; 

ii) werkseigene Produktionskontrolle; 

iii) Prüfung von im Werk entnommenen Proben nach festgelegtem Prüfplan. 

b) Die notifizierte Zertifizierungsstelle für die werkseigene Produktionskontrolle stellt die Bescheinigung der Kon­
formität der werkseigenen Produktionskontrolle auf folgender Grundlage aus: 

i) Erstinspektion des Werks und der werkseigenen Produktionskontrolle; 

ii) laufende Überwachung, Bewertung und Evaluierung der werkseigenen Produktionskontrolle. 

1.4 System 3: Leistungserklärung des Herstellers in Bezug auf die Wesentlichen Merkmale des Bauprodukts auf folgender 
Grundlage: 

a) Der Hersteller führt die werkseigene Produktionskontrolle durch. 

b) Das notifizierte Prüflabor stellt anhand einer Typprüfung (auf der Grundlage der vom Hersteller gezogenen 
Stichprobe), einer Typberechnung, von Werttabellen oder von Unterlagen zur Produktbeschreibung den Produkt­
typ fest. 

1.5 System 4: Leistungserklärung des Herstellers in Bezug auf die Wesentlichen Merkmale des Bauprodukts auf folgender 
Grundlage: 

a) Der Hersteller führt folgende Schritte durch: 

i) Feststellung des Produkttyps anhand einer Typprüfung, einer Typberechnung, von Wertetabellen oder Unter­
lagen zur Produktbeschreibung; 

ii) werkseigene Produktionskontrolle. 

b) Es fallen keine Aufgaben für eine notifizierte Stelle an. 

2. STELLEN, DIE AN DER BEWERTUNG UND ÜBERPRÜFUNG DER LEISTUNGSBESTÄNDIGKEIT BETEILIGT SIND 

Im Zusammenhang mit der Funktion der notifizierten Stellen, die an der Bewertung und Überprüfung der Leistungs­
beständigkeit von Bauprodukten beteiligt sind, ist zwischen folgenden Stellen zu unterscheiden: 

1) Produktzertifizierungsstelle: eine staatliche oder nichtstaatliche notifizierte Stelle, die die erforderliche Kompetenz 
und Verantwortlichkeit zur Durchführung der Produktzertifizierung nach den vorgegebenen Verfahrens- und 
Durchführungsregeln besitzt.
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2) Zertifizierungsstelle für die werkseigene Produktionskontrolle: eine staatliche oder nichtstaatliche notifizierte 
Stelle, die die erforderliche Kompetenz und Verantwortlichkeit zur Durchführung der Zertifizierung der werks­
eigenen Produktionskontrolle nach den vorgegebenen Verfahrens- und Durchführungsregeln besitzt. 

3) Prüflabor: ein notifiziertes Labor, das die Merkmale oder die Leistung von Baustoffen oder -produkten misst, 
untersucht, prüft, kalibriert oder auf andere Art und Weise bestimmt. 

3. WESENTLICHE MERKMALE, FÜR DIE DIE ANGABE DER FUNDSTELLE EINER EINSCHLÄGIGEN HARMONISIER­
TEN TECHNISCHEN SPEZIFIKATION NICHT ERFORDERLICH IST 

1) Brandverhalten; 

2) Feuerbeständigkeit; 

3) Verhalten bei einem Brand von außen; 

4) Geräuschabsorption; 

5) Emission von gefährlichen Stoffen.
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BEGRÜNDUNG DES RATES 

I. EINLEITUNG 

Die Kommission hat am 23. Mai 2008 ihren Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Par­
laments und des Rates zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Baupro­
dukten ( 1 ) vorgelegt. Dieser Vorschlag stützt sich auf Artikel 95 des Vertrags ( 2 ). Dem Vorschlag lag eine 
Folgenabschätzung bei. 

Das Europäische Parlament hat seine Stellungnahme in erster Lesung am 23. April 2009 abgegeben ( 3 ). 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuss hat am 25. Februar 2009 Stellung genommen ( 4 ). 

Die Kommission hat am 20. Oktober 2009 einen geänderten Vorschlag ( 5 ) vorgelegt. 

Der Rat (Wettbewerbsfähigkeit) hat am 25. Mai 2010 eine politische Einigung im Hinblick auf die 
Annahme eines Standpunkts in erster Lesung zu einem späteren Zeitpunkt gemäß Artikel 294 des 
Vertrags erzielt. 

Der Rat hat seinen Standpunkt in erster Lesung (Dok. 10753/10) am 13. September 2010 angenom­
men. 

II. ZIELSETZUNG 

Ziel des eingangs genannten Vorschlags ist es, die Bauprodukte-Richtlinie (89/106/EWG) ( 6 ) durch ein 
effizienteres Instrument zu ersetzen, das neuen Entwicklungen im Bereich der Harmonisierungsrechts­
vorschriften der Gemeinschaft (Neuer Rechtsrahmen) ( 7 ) und der Tatsache Rechnung trägt, dass Anwen­
dung und Durchsetzung der Vorschriften der Richtlinie 89/106/EWG nicht immer vollständig ihren 
Zweck erfüllt haben. Die Bestimmungen des Neuen Rechtsrahmens wurden in dem Vorschlag in Be­
reichen wie den Kriterien für die Notifizierung der Stellen, die Aufgaben eines unabhängigen Dritten 
wahrnehmen, und bei den Marktüberwachungsbestimmungen zugrunde gelegt. 

In anderen Aspekten weicht die Bauprodukte-Verordnung von den üblichen Rechtsvorschriften des 
Neuen Konzepts jedoch ab; dies ist auf den besonderen Charakter von Bauprodukten zurückzuführen, 
die hauptsächlich an berufliche Verwender geliefert werden und zum Einbau in ein Bauwerk gedacht 
sind, wobei die Sicherheitsvorschriften sich auf das fertige Bauwerk insgesamt und nicht auf das einzelne 
Produkt beziehen. Hersteller von Bauprodukten erstellen im Gegensatz zu Herstellern anderer harmo­
nisierter Produkte keine Konformitätserklärung, sondern eine Leistungserklärung, da Bauprodukte je 
nach Verwendungszweck und Installationsart unterschiedlichen Anforderungen genügen müssen. Für 
die für Bauprodukte verwendete CE-Kennzeichnung gelten somit im Vergleich zur CE-Kennzeichnung 
für Verbrauchsgüter andere Schwerpunkte. 

Zudem können die nationalen oder regionalen Behörden angesichts unterschiedlicher regionaler Gege­
benheiten in Bezug auf verschiedene Bauwerke und Situationen, die unter anderem in Form von 
„Grundanforderungen an Bauwerke“ zum Ausdruck kommen, in ihrem Gebiet spezifische Anforderun­
gen an Bauprodukte festlegen. Angesichts dieser großen Unterschiede ist es gerechtfertigt, dass die 
Bauprodukte-Verordnung nicht immer den Referenzbestimmungen des Neuen Rechtsrahmens für an­
dere, den Harmonisierungsrechtsvorschriften der Gemeinschaft unterliegende Produkte folgt.
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Im Einzelnen sollen mit dieser Verordnung spezifische Vorschriften für die Vermarktung von Baupro­
dukten, insbesondere zur CE-Kennzeichnung, zu den Verpflichtungen der Wirtschaftsakteure, den noti­
fizierten Stellen, den technischen Bewertungsstellen und zur Marktüberwachung durch die zuständigen 
Behörden festgelegt werden. Nach dem Vorschlag stehen dem Hersteller in der Regel zwei Wege zur 
Verfügung: Er kann entweder eine Leistungserklärung auf der Grundlage einer harmonisierten Norm 
(leistungsbasiert) abgeben oder aber eine Europäische Technische Bewertung durchführen lassen, die zu 
einem Europäischen Bewertungsdokument führt. Für Kleinstunternehmen und individuell gefertigte Pro­
dukte zielt der Vorschlag darauf ab, den Zugang zu lokalen und regionalen Märkten durch Verwendung 
Spezifischer Technischer Dokumentationen zu erleichtern, was die Kosten für die Prüfung der Produkte 
dieser Unternehmen verringern dürfte. 

III. ANALYSE DES STANDPUNKTS DES RATES IN ERSTER LESUNG ( 1 ) 

1. Allgemeines 

Der Kompromisstext, über den im Rat eine politische Einigung erzielt wurde, lässt die Zielrichtung des 
Kommissionsvorschlags unberührt. Zugleich wurden einige der wichtigsten vom Europäischen Parlament 
in erster Lesung angenommenen Abänderungen übernommen. Eine Reihe neuer Aspekte, die bei den 
Verhandlungen in der Ratsgruppe aufgenommen wurden, dienen der Präzisierung, dass eine Europäische 
Technische Bewertung nur in Fällen von nicht oder nicht vollständig von einer harmonisierten Norm 
erfassten Produkten ausgestellt werden sollte, und vermitteln eine eingehendere Beschreibung der Auf­
gaben und Möglichkeiten von Produktinformationsstellen. Mit der wichtigsten Anpassung des Textes 
wird der verbindliche Charakter der Leistungserklärung zum Ausdruck gebracht; mit den Ausnahme­
regelungen, die in einem eigenen Artikel behandelt werden, soll jedoch in diesem Zusammenhang 
zusätzliche Flexibilität geboten werden. 

Als neues Element hat der Rat zudem Bestimmungen eingebracht, mit denen das Regelungsverfahren 
mit Kontrolle auf das neue Verfahren für „delegierte Rechtsakte“ gemäß dem Vertrag von Lissabon 
(AEUV) umgestellt wurde. 

2. Abänderungen des Europäischen Parlaments 

Das Europäische Parlament hat in seiner ersten Lesung 102 Abänderungen zu dem Text angenom­
men, ( 2 ) von denen sich die folgenden gruppierten Abänderungen jeweils gemeinsam betrachten lassen, 
da sie logisch miteinander zusammenhängen: die Abänderungen 32, 33, 36 und 39, die Abänderungen 
11 und 96, die Abänderungen 12, 26 und 44, die Abänderungen 19 und 57, die Abänderungen 20 und 
23, die Abänderungen 49 und 101, die Abänderungen 50 und 51, die Abänderungen 7 und 52, die 
Abänderungen 108 und 55, die Abänderungen 70 und 94, die Abänderungen 77, 122 und 111 sowie 
die Abänderungen 95 und 114. Der Rat hat sich bei den Verhandlungen in der Arbeitsgruppe mehrmals 
mit den Abänderungen des Europäischen Parlaments befasst. Abschließend hat der Rat die Mehrheit der 
EP-Abänderungen (54) – zumindest teilweise – inhaltlich oder auch wörtlich übernommen. 48 Abän­
derungen des EP wurden letztendlich vom Rat abgelehnt. 

2.1. Vom Rat akzeptierte und in den Gemeinsamen Standpunkt in erster Lesung übernommene 
Abänderungen des Europäischen Parlaments 

Die Abänderungen 4, 125, 8, 9, 13, 14, 17, 21, 24, 43, 47, 68, 79, 99, 100, 102, 103, 104, 105 und 
106 wurden nahezu wortwörtlich in den Text des Rates übernommen, da sich der Rat der Begründung 
des Europäischen Parlaments mehr oder weniger anschließen konnte. 

2.2. Im Grundsatz oder teilweise akzeptierte Abänderungen des EP, die jedoch mit Änderungen in 
den Text übernommen wurden 

Abänderungen 7 und 52 – Erwägungsgrund 14b (neu) und Artikel 6 (jetzt Artikel 7) (Amts­
sprache eines Mitgliedstaats) 

Der Rat hat die Zweckmäßigkeit dieser Abänderung für die Information der Benutzer anerkannt. 
Artikel 6 Absatz 5 der Fassung des Rates (jetzt Artikel 7 Absatz 4) ist aber deutlich genug formuliert 
und steht zudem mit dem Neuen Rechtsrahmen in Einklang. Die Mitgliedstaaten sollten die Möglichkeit 
haben, andere als ihre eigenen Amtssprachen für die Leistungserklärung zuzulassen. Bei der Anwendung 
in der Praxis wird der Unterschied zwischen dem Grundgedanken der Abänderung des Europäischen
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Parlaments und dem Text des Rates jedoch eher unerheblich sein. Durch die Bezugnahme auf die 
Zurverfügungstellung würde der Text des Rates damit einen breiteren Anwendungsbereich erhalten. 

Abänderungen 12 (Erwägungsgrund 20a), 26 (Artikel 2) und 44 (Artikel 5 Absatz 1 (jetzt 
Artikel 6 Absatz 1)) (Durch Beschluss der Kommission festgelegte Wesentliche Merkmale, die 
erklärt werden müssen) 

Der Rat hat einer wichtigen Neuerung zugestimmt, die das Europäische Parlament im Sinne einer 
Anhebung des Harmonisierungsniveaus in der Gemeinschaft gefordert hatte. Wenn die Kommission 
für ein Wesentliches Merkmal bestimmt hat, dass es erklärt werden muss, hat der Hersteller eine 
Leistungserklärung abzugeben und die Leistung dieses Wesentlichen Merkmals zu erklären, selbst 
wenn es auf dem nationalen Markt in dieser Hinsicht keine entsprechenden besonderen Bestimmungen 
gibt. 

Struktur und Wortlaut der vom Rat in den Erwägungsgründen 11a und 12a sowie in Artikel 3 Absatz 3 
verwendeten Formulierung unterscheiden sich allerdings von den Abänderungen des Europäischen Par­
laments. 

Abänderung 124 – Erwägungsgrund 7a (neu) (Ausschluss von Produkten, die auf Baustellen 
hergestellt werden) (die Abänderung ist verknüpft mit den Begriffsbestimmungen – Abänderungen 32, 33, 
36 und 39) 

Der Rat zog es nach Rücksprache mit seinen Rechtssachverständigen vor, Produkte, die auf Baustellen 
hergestellt werden, als solche nicht von vornherein aus dem Konzept des Inverkehrbringens auszuschlie­
ßen. Die Hersteller sollten vielmehr die Wahl haben, ob sie eine Leistungserklärung abgeben und die 
entsprechenden Verpflichtungen übernehmen oder nicht. Aus diesem Grund hat der Rat Produkte, die 
auf Baustellen hergestellt werden, in die Ausnahmeregelungen des Artikels 4a (jetzt Artikel 5) auf­
genommen. 

Abänderung 16 – Erwägungsgrund 29 (jetzt Erwägungsgrund 30) (Verbindlicher Charakter der 
Leistungserklärung) 

Die Abänderung des EP unterstreicht den verbindlichen Charakter der Leistungserklärung und der damit 
verbundenen CE-Kennzeichnung. Gemäß der vom Rat in seinem Text vorgeschlagenen Lösung würde 
die Ausnahmeregelung des Artikels 4a (jetzt Artikel 5) die Möglichkeit vorsehen, dass in einigen genau 
bestimmten Fällen keine Leistungserklärung abgegeben und folglich keine CE-Kennzeichnung angebracht 
werden muss. Letztlich stimmen die beiden Texte insofern überein, als im Text des Rates der Grundsatz 
unberührt bleibt, dass eine CE-Kennzeichnung nur bei Abgabe einer Leistungserklärung angebracht 
werden kann (Artikel 8). 

Abänderung 115 – Artikel 2 (Definition des Begriffs „nicht oder nicht vollständig von einer 
harmonisierten Norm erfasste Produkte“) 

Der Rat hat diese Abänderung in Artikel 19 über das „Europäische Bewertungsdokument“ inhaltlich 
übernommen, die dort aufgeführten Bedingungen dabei aber geringfügig geändert. 

Abänderung 27 – Artikel 2 (Definition des Begriffs „Leistung eines Bauprodukts“) 

Der Rat hat die vorgeschlagene Begriffsbestimmung größtenteils übernommen, bei dieser Präzisierung 
jedoch auf den Begriff „Wert“ verzichtet. 

Abänderung 116 – Artikel 2 (Definition des Begriffs „Schwellenwert“) 

Der Rat hat eine kürzere und leicht abgeänderte Begriffsbestimmung vorgezogen und eine Erläuterung 
des Begriffs „Schwellenwert“ in die neuen Erwägungsgründe 15 und 16 aufgenommen. 

Abänderung 117 – Artikel 2 (Definition des Begriffs „Leistungsklasse“) 

Der Rat hat eine kürzere und leicht abgeänderte Begriffsbestimmung vorgezogen.
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Abänderung 30 – Artikel 2 (Definition des Begriffs „Europäische Technische Bewertung“) 

Der Rat hat eine leicht abgeänderte Begriffsbestimmung, die mit der Struktur der Artikel 18–18e und 
19–21 (jetzt Artikel 19–27) besser in Einklang steht, vorgezogen. 

Abänderungen 32, 33, 36 und 39 – Artikel 2 (Umstellung bestimmter Begriffsbestimmungen) 

Der Rat hat diese Abänderung akzeptiert, wenn er auch mit einer vollständigen Umstellung der Begriffs­
bestimmungen nicht einverstanden war. 

Abänderung 40 – Artikel 2 (Definition des Begriffs „werkseigene Produktionskontrolle“) 

Der Rat hat dieser Abänderung teilweise und unter Vornahme einer leichten Anpassung der Formulie­
rung zugestimmt. 

Abänderung 41 – Artikel 2 (Definition des Begriffs „Bausatz“) 

Der Rat hat dieser Abänderung teilweise und unter Vornahme einer leichten Anpassung der Formulie­
rung zugestimmt. 

Abänderung 42 – Artikel 4 (Leistungserklärung) 

Der Rat hat dieser Abänderung, mit der die verbindliche Leistungserklärung zum „Regelfall“ gemacht 
werden soll, dem Sinn nach zugestimmt. Die Abänderung ist im Rahmen der Gesamtlösung für dieses 
zentrale Problem zu sehen, die folgende Elemente umfasst: i) Es besteht die allgemeine Pflicht zur 
Abgabe einer Leistungserklärung, falls das Bauprodukt von einer harmonisierten Norm erfasst ist oder 
eine Europäische Technische Bewertung dafür ausgestellt wurde; ii) liegen keine nationalen Bestimmun­
gen oder ein Beschluss der Kommission (Artikel 3 Absatz 3) vor, sieht Artikel 5 sodann in ihrer 
Tragweite begrenzte Ausnahmen (von der Pflicht zur Abgabe einer Leistungserklärung) vor (z. B. Nicht­
serienfertigung mit kleiner Stückzahl oder Produkte zur Renovierung traditioneller Bauwerke); iii) mit 
Artikel 6 schließlich sollen „leere“ Leistungserklärungen in den Fällen vermieden werden, in denen der 
Hersteller nicht unter die Ausnahmeregelung fällt und eine Leistungserklärung zu erstellen hat, aber 
keine europäischen oder nationalen Bestimmungen vorschreiben, dass ein spezifisches Wesentliches 
Merkmal erklärt werden muss (oder wenn er freiwillig eine Leistungserklärung erstellt und sich somit 
dafür entscheidet, die Ausnahmeregelung nicht in Anspruch zu nehmen). 

Abänderung 107 – Artikel 5 (jetzt Artikel 6) (Inhalt der Leistungserklärung) 

Der Rat hat der Abänderung teilweise zugestimmt. Nach dem Text des Rates müssen jedoch nur die 
Wesentlichen Merkmale erklärt werden, für die es nationale oder europäische Bestimmungen gibt. 
Dennoch ist stets mindestens ein Wesentliches Merkmal zu erklären. Der Text des Rates kann mithin 
als leicht abgeschwächte Fassung der Abänderung des Europäischen Parlaments verstanden werden. 

Abänderung 53 – Artikel 7 Absatz 1 (jetzt Artikel 8 Absatz 1) (Anbringung der CE-Kennzeich­
nung und Rolle des „Importeurs“) 

Der Rat hat den ersten Teil der Abänderung mit einem leicht geänderten Wortlaut in den Text über­
nommen. Der zweite Teil war für ihn jedoch nicht akzeptabel, weil ein Importeur, der eine CE-Kenn­
zeichnung anbringen will, dafür die gesamte Verantwortung und auf jeden Fall die Rolle des Herstellers 
übernehmen muss. 

Abänderung 118 – Artikel 16 (jetzt Artikel 17) (Harmonisierte Normen) 

Der Rat hat dem ersten Teil der Abänderung grundsätzlich zugestimmt, wenn auch nicht im genauen 
Wortlaut. Der zweite Teil des Abänderungsantrags würde über den Geltungsbereich der Verordnung 
hinausgehen und musste daher abgelehnt werden. 

Abänderung 61 – Artikel 16 (jetzt Artikel 17) (Dauerhaftigkeit und vorgesehener Verwendungs­
zweck) 

Der Rat hat den ersten Teil, der die Aufnahme des Wortes „Dauerhaftigkeit“ vorsieht, abgelehnt, da diese 
als ein Aspekt der Leistung angesehen werden kann. Er stimmte dem zweiten Teil der Abänderung, den 
er als sinnvolle Präzisierung betrachtet, in einer allerdings viel kürzeren Formulierung zu.
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Abänderung 119 – Artikel 18 Absätze 2, 3 und 4 (jetzt Artikel 27) (Verfahren für die Festlegung 
von Leistungsstufen oder -klassen) 

Der Rat hat nahezu allen Abänderungen des Europäischen Parlaments grundsätzlich und inhaltlich 
zugestimmt. Der Rat hält seine eigene Formulierung aber für kohärenter. 

Abänderung 66 – Artikel 19 (jetzt Artikel 28) (Systeme zur Bewertung und Überprüfung der 
Leistungsbeständigkeit) 

Der Rat ist inhaltlich weitergegangen als in der Abänderung des Europäischen Parlaments vorgesehen 
und hat erklärt, dass die Wahl des Systems mit der Erfüllung aller Grundanforderungen an Bauwerke 
und nicht nur der Sicherheitsanforderungen in Einklang stehen muss. 

Abänderungen 70 und 94 – Artikel 21 Absatz 1 (jetzt Artikel 26) und Anhang II (Geltungs­
bereich betreffend die Ausstellung von Europäischen Technischen Bewertungen) 

Diese Abänderungen wurden aus rein redaktionellen Gründen nicht in den Text übernommen. 
Artikel 19 (ex-Artikel 18) bestimmt bereits eindeutig, dass eine Europäische Technische Bewertung für 
„nicht oder nicht vollständig von einer harmonisierten Norm erfasste“ Produkte erforderlich ist, und die 
Ausstellung einer Europäischen Technischen Bewertung ergibt sich unmittelbar daraus. 

Abänderung 73 – Artikel 25 Absatz 2 (jetzt Artikel 31) (Koordinierung Technischer Bewer­
tungsstellen und Aufgaben der Organisation Technischer Bewertungsstellen) 

Die in dieser Abänderung beschriebene Aufgabe wird mit den Worten „Zusammenarbeit mit (…) 
Akteuren“ in einem anderen Buchstaben im selben Absatz bereits ausreichend erfasst. 

Abänderungen 77, 122 und 111 – Artikel 26 (jetzt Artikel 36) (Verwendung einer Spezifischen 
Technischen Dokumentation) 

Der Rat konnte dem Inhalt und der Begründung dieser Abänderung weitgehend zustimmen. Nur einige 
Teile der Abänderungen wurden abgelehnt, weil sie sich an ungeeigneter Stelle befinden oder überflüssig 
sind. 

Abänderung 78 – Artikel 27 (jetzt Artikel 37) (Titel des Artikels) 

Die Abänderung ist inhaltlich korrekt, aber bereits durch die übernommene Abänderung 79 berück­
sichtigt. 

Abänderung 112 – Artikel 27 Absatz 2b (neu) (jetzt Artikel 37) (Bericht über die Anwendung 
dieses Artikels) 

Der Rat akzeptiert diese Abänderung im Grundsatz, ist aber eher der Auffassung, dass ein Bericht der 
Kommission speziell zu diesem Artikel nicht erforderlich ist und inhaltlich sehr wohl durch den all­
gemeinen Bericht gemäß Artikel 53a (jetzt Artikel 67) abgedeckt werden könnte. 

Abänderung 92 – Anhang I, Teil 6 (Beleuchtung und Energieeffizienz) 

Der Rat hat dem ersten Teil der Abänderung zugestimmt. Der zweite Teil wird anscheinend durch 
andere Teile der Harmonisierungsrechtsvorschriften der Gemeinschaft abgedeckt; zudem ist die gewählte 
Formulierung zur Beschreibung von Grundanforderungen an Bauwerke ungeeignet. 

2.3. Abgelehnte und daher nicht in den Ratstext übernommene Abänderungen 

Abänderung 1 – Erwägungsgrund 1 (Beeinträchtigung der vom Menschen geschaffenen Umwelt) 

Diese Abänderung wurde nicht übernommen, da der Rat der Ansicht ist, dass die derzeitigen Grundan­
forderungen an Bauwerke (Anhang I) diesbezüglich hinreichend spezifisch sind.
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Abänderung 2 – Erwägungsgrund 8a (neu) (Leistung unter Berücksichtigung der Gesundheits- 
und Sicherheitsaspekte) 

In jedem Fall, in dem der Inhalt dieser Abänderung zutrifft, würden die entsprechenden Folgen in der 
jeweiligen harmonisierten technischen Spezifikation selbst dargelegt, auf deren Grundlage der Hersteller 
eine Leistungserklärung abgibt. Es ist vorstellbar, dass es sehr einfache Bauprodukte gibt, bei denen 
Gesundheits- und Sicherheitsaspekte nicht ausdrücklich in der Leistungserklärung angegeben werden 
müssen. Daher hielt der Rat es nicht für notwendig, diesen Erwägungsgrund aufzunehmen. 

Abänderung 3 – Erwägungsgrund 10 (jetzt Erwägungsgrund 12) 

Der Wortlaut der Kommission, der der üblichen Formulierungsweise folgt, erscheint für einen Erwä­
gungsgrund besser geeignet. 

Abänderung 5 – Erwägungsgrund 14 (jetzt Erwägungsgrund 17) (Bandbreite der von den har­
monisierten Normen erfassten Produkte) 

Die Abänderung ist nicht notwendig, da die Rolle der Kommission in dieser Hinsicht ausführlich in den 
Artikeln 17 ff beschrieben ist. 

Abänderung 6 – Erwägungsgrund 14a (neu) (Zusammensetzung der technischen Gremien) 

Der Rat vertrat die Ansicht, dass die Abänderung eindeutig den Geltungsbereich dieser Verordnung 
überschreitet, da die Teilnahme an technischen Gremien nicht durch den derzeitigen Rechtsakt vor­
geschrieben werden kann. 

Abänderung 10 – Erwägungsgrund 19 (jetzt Erwägungsgrund 21) (Entwürfe für Europäische 
Bewertungsdokumente) 

Da der Rat den Begriff „Entwurf des Europäischen Bewertungsdokuments“ weiterhin verwendet, ins­
besondere in Anhang II, konnte diese Abänderung nicht angenommen werden. 

Abänderungen 11 und 96 – Erwägungsgrund 20 (jetzt Erwägungsgrund 22) und Anhang II 
Nummer 2.5 (Unabhängiger wissenschaftlicher Sachverständiger) 

Der Rat zog es vor, bei der von der Kommission vorgeschlagenen Struktur der Arbeit der Technischen 
Bewertungsstellen zu bleiben. 

Abänderung 15 – Erwägungsgrund 28 (jetzt Erwägungsgrund 29) (Anbringung der CE-Kenn­
zeichnung durch einen Importeur) 

Der Rat war nicht der Ansicht, dass diese Abänderung der Präzisierung dient. Ein Importeur, der die 
Rolle eines Herstellers übernimmt, muss ohnehin sämtliche Verpflichtungen des Herstellers erfüllen. Es 
wäre daher nicht angebracht, vom Geist des Neuen Rechtsrahmens abzuweichen und einen Einzelfall 
aufzuführen, in dem der Importeur die Pflichten des Herstellers übernimmt. 

Abänderung 18 – Erwägungsgrund 33a (neu) (Ohne Prüfungen bzw. weitere Prüfungen) 

Der Rat sah davon ab, diesen zusätzlichen Erwägungsgrund aufzunehmen, da er der Ansicht ist, dass 
Artikel 26 (jetzt Artikel 36) bezüglich der Erreichung einer Leistungsstufe oder -klasse ohne Prüfungen 
bzw. weitere Prüfungen deutlich genug ist. Außerdem wird die Regelung der diesbezüglichen Einzel­
heiten durch delegierte Rechtsakte der Kommission übertragen (Artikel 50 ff, jetzt Artikel 60 ff). 

Abänderungen 19 und 57 – Erwägungsgrund 35 (jetzt Erwägungsgrund 38) und Artikel 9 (jetzt 
Artikel 10) (Informationen über Widerspruchsverfahren) 

Der Rat vertrat die Auffassung, dass die Erteilung von Informationen über Widerspruchsverfahren 
zumindest keine zentrale Aufgabe der eingerichteten Produktinformationsstellen ist.
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Abänderungen 20 und 23 – Erwägungsgründe 42a (neu) und 43c (neu) (Nachhaltige Nutzung der 
natürlichen Ressourcen) 

Der Rat hielt die Aufnahme dieser Erwägungsgründe – die zum Teil künftige Entwicklungen beschreiben 
– nicht für unabdingbar. 

Abänderung 22 – Erwägungsgrund 43b (neu) (Überprüfung des Normungssystems) 

Der Rat hielt es nicht für angebracht, in einem Erwägungsgrund einen Kommissionsvorschlag für eine 
Überprüfung des Normungssystems anzufordern. Dieses System wird derzeit umfassend überprüft. Die 
Überprüfung der bestehenden Regelung in einem Erwägungsgrund zu fordern, wäre auch angesichts des 
Initiativrechts der Kommission und im Hinblick auf die bessere Rechtsetzung bedenklich. 

Abänderung 34 – Artikel 2 (Definition des Begriffs „Nutzer“) 

Der Rat hat die Vor- und Nachteile der Aufnahme einer eigenen Begriffsbestimmung für Nutzer von 
Bauprodukten abgewogen. Er zog schließlich eine Lösung vor, bei der der Begriff „Nutzer“ so wie im 
Neuen Rechtsrahmen und in anderen europäischen oder einzelstaatlichen Rechtsakten definiert bleibt. 

Abänderung 35 – Artikel 2 (Definition des Begriffs „Technische Bewertungsstelle“) 

Da die Richtlinie ein ganzes Kapitel über Technische Bewertungsstellen und die ausführlichen Bestim­
mungen, die sie einzuhalten haben, enthält, hielt der Rat eine eigene Begriffsbestimmung für verzichtbar. 

Abänderung 46 – Artikel 5 (jetzt Artikel 6) (Titel der harmonisierten Norm) 

Der Rat war nicht der Ansicht, dass der Titel einer harmonisierten Norm unbedingt in einer Leistungs­
erklärung erwähnt werden muss. 

Abänderung 48 – Artikel 5 (jetzt Artikel 6) (Einzelheiten des Verfahrens zur Bewertung und 
Überprüfung der Leistungsbeständigkeit) 

Der Rat war der Ansicht, dass diese Abänderung zu einer zu aufwändigen Anforderung bezüglich des 
Inhalts der Leistungserklärung führt. 

Abänderungen 49 und 101 – Artikel 5 (jetzt Artikel 6) und Anhang IIIa (neu) (Gefährliche Stoffe 
in Bauprodukten) 

Der Rat nahm keine Verpflichtung zur Angabe gefährlicher Stoffe in Bauprodukten in der Leistungs­
erklärung auf. Der Hersteller kann jedoch nach dem neuen Erwägungsgrund 21a (jetzt Erwägungsgrund 
24) den Nutzern von Bauprodukten freiwillig Informationen über gefährliche Stoffe bereitstellen. 

Abänderungen 50 und 51 – Artikel 6 (jetzt Artikel 7) (Leistungserklärung in elektronischer 
Form) 

Der Rat hielt es für absolut unangebracht, als Regelfall vorzugeben, dass die Käufer und Nutzer von 
Bauprodukten auf die separate Übermittlung der Leistungserklärung auf elektronischem Wege angewie­
sen sind und die vorgeschriebenen Informationen nicht auf dem Einzelprodukt selbst oder auf einer 
umfangreicheren Lieferung desselben Produkts finden würden. Darüber hinaus können Sonderfälle, in 
denen z. B. eine Leistungserklärung in einem beruflichen Kontext einem Kunden automatisch auf 
elektronischem Wege übermittelt wird, später durch delegierte Rechtsakte definiert werden, für die die 
Kommission zuständig ist. 

Abänderungen 108 und 55 – Artikel 8 Absätze 2 und 3 (jetzt Artikel 9) (Praktische Einzelheiten 
bezüglich der CE-Kennzeichnung) 

Der Rat war nicht überzeugt, dass die in diesen Abänderungen vorgeschlagene Vereinfachung des 
Wortlauts den praktischen Bedürfnissen der Hersteller, Nutzer oder Marktüberwachungsbehörden ent­
gegenkommen würde.
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Abänderung 56 – Artikel 8 (jetzt Artikel 9) Absatz 4a (neu) (Missbräuchliche Verwendung der 
CE-Kennzeichnung) 

Der Rat hielt die Bestimmungen über die Marktüberwachung (Artikel 46 bis 49, jetzt Artikel 56 bis 59) 
für ausreichend zur Vermeidung einer missbräuchlichen Verwendung der CE-Kennzeichnung. 

Abänderung 58 – Artikel 9 (jetzt Artikel 10) Absatz 1a (neu) (Unabhängigkeit der Produkt­
informationsstellen) 

Der Rat zog es vor, diese Anforderung nicht aufzunehmen, da sie zu streng und kategorisch erscheint, 
besonders für kleinere Mitgliedstaaten. 

Abänderung 109 – Artikel 10 (jetzt Artikel 11) (Verpflichtungen für die Hersteller) 

Der Rat konnte das mit diesen vorgeschlagenen Abänderungen verfolgte Ziel nicht nachvollziehen. Die 
Prüfung von Proben durch den Hersteller und – in einigen Fällen – die Angabe von Informationen auf 
der Verpackung sind beide in der im ursprünglichen Kommissionsvorschlag vorgesehenen Form sinn­
voll. 

Abänderung 63 – Artikel 17 (jetzt Artikel 18) Absatz 3a (neu) (Überprüfung durch den Aus­
schuss) 

Der Rat war skeptisch, ob die Aufgabe des Ausschusses in dieser Abänderung korrekt beschrieben ist. 

Abänderung 67 – Artikel 19 Absatz 3 (jetzt Artikel 28) (Verwendung des Systems zur Bewer­
tung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit) 

Der Rat war der Ansicht, dass eine Bezugnahme auf die geplante allgemeine Verwendung in diesem 
Absatz über das „System“ nicht angebracht ist. 

Abänderung 120 – Artikel 20 (jetzt Artikel 19) (Verfahren zur Entwicklung einer harmonisier­
ten Norm aus einem Europäischen Bewertungsdokument) 

Der Rat übernahm diese Abänderung nicht, da er der Ansicht war, dass dieser Artikel nicht dazu 
geeignet ist, die Entwicklung einer harmonisierten Norm aus einem Europäischen Bewertungsdokument 
zu beschreiben. 

Abänderung 71 – Artikel 24 (Begutachtung von Technischen Bewertungsstellen) 

Der Rat strich den gesamten Artikel, da er im Kontext dieser Verordnung nicht erforderlich ist. Folglich 
konnten Änderungen des Wortlauts nicht übernommen werden. 

Abänderung 121 – Artikel 25 Absatz 2 (jetzt Artikel 31) Absatz 4 (Koordinierung Technischer 
Bewertungsstellen und Aufgaben der Organisation Technischer Bewertungsstellen) 

Der Rat hielt den Wortlaut dieser Abänderung für irreführend für eine Verordnung und für nicht 
besonders gut durchführbar. 

Abänderung 123 – Artikel 27 Absatz 2a (neu) (jetzt Artikel 37) (Verwendung einer Spezifischen 
Technischen Dokumentation) 

Während der erste Teil dieser Abänderung nicht wirklich auf den Geltungsbereich und die Zweck­
bestimmung einer Spezifischen Technischen Dokumentation abstellt, ist der zweite Teil zwar inhaltlich 
korrekt, aber an dieser Stelle zumindest redundant, wenn nicht sogar irreführend. Der Rat musste die 
Abänderung daher ablehnen.
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Abänderung 83 – Artikel 27 Absatz 2c (neu) (jetzt Artikel 37) (Keine Anwendung auf Impor­
teure) 

Der Rat erkannte an, dass der vom EP vorgeschlagene Wortlaut der Präzisierung dienen könnte. An­
dererseits erscheint der Wortlaut jedoch eher für einen Erwägungsgrund angebracht, und der Inhalt der 
Abänderung ist bereits durch die allgemeine Struktur der Artikel 26 bis 28 (jetzt Artikel 36 bis 38) 
abgedeckt. 

Abänderung 84 – Artikel 28 (jetzt Artikel 38) (Weitere Verwendung vereinfachter Verfahren) 

Der Rat war der Ansicht, dass die Abänderung den Geltungsbereich einer Spezifischen Technischen 
Dokumentation und die Gründe für deren Verwendung nicht korrekt beschreibt. 

Abänderung 85 – Artikel 30 Absatz 4a (jetzt Artikel 40) (Vermeidung unnötiger Belastungen) 

Der Rat war der Ansicht, dass diese Abänderung nicht an die betreffende Stelle passt. Sie verwendet 
einen Wortlaut aus dem Neuen Rechtsrahmen zur Verwendung bei Konformitätsbewertungen auf der 
Grundlage von Modulen (in den Anhängen des Beschlusses Nr. 768/2008/EG). Bauprodukte stehen 
jedoch im Zusammenhang mit Systemen zur Bewertung und Überprüfung der Leistung, nicht mit 
Konformitätsbewertungen. 

Abänderung 86 – Artikel 33 Absatz 5 (jetzt Artikel 43) (Transparenz im Hinblick auf den 
Hersteller) 

Der Rat sah keine Notwendigkeit, in diesem Absatz vom Kommissionsvorschlag abzuweichen. 

Abänderung 87 – Artikel 33 Absatz 11a (neu) (jetzt Artikel 43) (Beratung durch die notifizierten 
Stellen) 

Der Rat hatte Zweifel an dieser Abänderung, die unpräzise ist und zu Fehlinterpretationen führen 
könnte. 

Abänderung 88 – Artikel 51 Absatz 2a (neu) (jetzt Artikel 64) (Unabhängigkeit der Mitglieder 
des Ausschusses) 

Der Rat lehnte diese Abänderung als nicht sehr zielführend für die Praxis ab. Es ist nicht wirklich klar, 
welche Bauexperten welcher Organisationen wie lange keine Leistungsbewertungen durchführen dürfen. 
Außerdem ist der Wortlaut nicht zutreffend. 

Abänderung 89 – Artikel 53 Absatz 3 (jetzt Artikel 66) (Verwendung sogenannter CUAP-Ver­
fahren und Verfahren zur Entwicklung von harmonisierten Normen aus Europäischen Bewer­
tungsdokumenten) 

Der Rat könnte sich zwar mit dem Grundgedanken des ersten Teils der Abänderung anfreunden, aber 
der verwendete Wortlaut erschien zu kategorisch für diesen Zweck. Die Ablehnung des zweiten Teils der 
Abänderung ergibt sich aus der Ablehnung der Abänderung 120. 

Abänderung 90 – Anhang I, Einleitung (Grundanforderungen an Bauwerke) 

Der Rat hielt diese Abänderung im Gesamtkontext detaillierter Grundanforderungen an Bauwerke nicht 
für unabdingbar. 

Abänderung 91 – Anhang I, Teil 3 (Konzept der gesamten Lebensdauer) 

Der Rat erörterte diese Abänderung mit positiver Grundhaltung, kam jedoch zu dem Schluss, dass die 
damit beabsichtigten Ziele bereits durch den ursprünglichen Wortlaut der Kommission abgedeckt sind. 

Abänderung 93 – Anhang I, Teil 7 (Anforderung der nachhaltigen Nutzung der natürlichen 
Ressourcen) 

Die Abänderung beinhaltet eine Selbstverständlichkeit und führt nicht zu einer besseren Rechtsklarheit 
im Vergleich zu allen anderen Grundanforderungen an Bauwerke.
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Abänderungen 95 und 114 – Anhang II, Nummer 2.1 und Nummer 2.1.a (neu) (Bewertung durch 
die zuständigen Technischen Bewertungsstellen und Rolle der Organisation Technischer Bewer­
tungsstellen) 

Auch wenn diese Abänderungen im Grundgedanken als annehmbar gelten könnten, so hat die um­
fassende Überarbeitung des Anhangs II durch den Rat dazu geführt, dass die Abänderungen des EP das 
Verfahren nicht mehr korrekt mit dem genauen Wortlaut beschreiben. 

Abänderung 97 – Anhang II, Nummer 2.7 (Konsultation von Experten) 

Der Rat war der Ansicht, dass die vorgeschlagene Abänderung in der Praxis nicht zielführend ist und zu 
unerwünschten Verzögerungen führen könnte. 

Abänderung 98 – Anhang III (Streichung der Nummer der Leistungserklärung) 

Der Rat sah keinen Vorteil in dieser Abänderung. 

3. Wichtigste vom Rat im Text vorgenommene Neuerungen 

Artikel 4 (Leistungserklärung) 

Wie oben angeführt, wurde die Erstellung einer Leistungserklärung durch den Hersteller im Wortlaut 
gestärkt, indem sie zum Regelfall erklärt wurde. Sie ist obligatorisch, sofern nicht die Ausnahmeregelun­
gen des Artikels 4a (die im Wesentlichen einige genau definierte Fälle betreffen) anwendbar sind. 
Außerdem werden die anzugebenden Wesentlichen Merkmale entweder durch einen Beschluss der 
Kommission gemäß Artikel 3 Absatz 3 oder durch nationale Bestimmungen in dem Mitgliedstaat, in 
dem der Hersteller das Produkt in Verkehr bringen möchte, festgelegt. Gilt für einen spezifischen 
Verwendungszweck keiner der beiden vorgenannten Fälle, so kann der Hersteller selbst entscheiden, 
welche Wesentlichen Merkmale (mindestens eines) er angeben möchte. Für die Wesentlichen Merkmale, 
für die es keine europäischen oder nationalen Bestimmungen gibt und die der Hersteller nicht angeben 
möchte, gibt er „NPD“ (no performance determined/keine Leistung festgelegt) an. Da der Hersteller auch 
den Verwendungszweck des Produkts angeben muss, führt das System insgesamt zu mehr Informatio­
nen für die Nutzer, ohne den europäischen Markt zu sehr in nationale oder regionale Märkte zu 
zerteilen. 

Artikel 9 (jetzt Artikel 10) (Produktinformationsstellen) 

Durch die Umformulierung dieses Artikels hat der Rat klargestellt, dass die Produktinformationsstellen 
gemäß den einschlägigen Bestimmungen des Neuen Rechtsrahmens errichtet werden können. Es wird in 
dem Artikel jedoch insbesondere deutlich gemacht, dass die Produktinformationsstellen über die Be­
stimmungen zu den Grundanforderungen für Bauwerke informieren müssen. 

Ferner wurden die Erwägungsgründe 35a und 35b (jetzt Erwägungsgründe 39 und 40) sinnvoll präzi­
siert, indem dargelegt wird, dass die Produktinformationsstellen Gebühren für zusätzliche Informationen 
erheben können und dass sie in die spezifische Organisationsstruktur integriert werden können, die in 
dem betreffenden Mitgliedstaat bereits besteht. 

Artikel 18 bis 18e (jetzt Artikel 19 bis 24) (Technische Bewertungsstellen/Europäisches Bewer­
tungsdokument) 

Der Rat beschloss, die Bestimmungen über die Entwicklung des Europäischen Bewertungsdokuments 
und die Rolle der nationalen Technischen Bewertungsstellen in diesem Kontext vollständig zu über­
arbeiten. 

Artikel 21 (jetzt Artikel 27) (Leistungsstufen oder -klassen) 

Der Rat formulierte den Artikel neu, um die Zuständigkeiten der Kommission und der europäischen 
Normungsgremien bei der Festlegung von Leistungsklassen und Mindestleistungsstufen und hinsichtlich 
der Festlegung der Bedingungen, unter denen ein Bauprodukt ohne Prüfungen oder ohne weitere 
Prüfungen als einer bestimmten Leistungsstufe oder -klasse entsprechend gilt, zu präzisieren. Die Funk­
tion des Mandats oder des überarbeiteten Mandats der europäischen Normungsgremien und die Rolle 
der Mitgliedstaaten in diesem Prozess sind jetzt klarer formuliert.
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Artikel 27 (jetzt Artikel 37) (Verwendung einer Spezifischen Technische Dokumentation) 

Der Kompromisstext des Rates enthält eine überarbeitete Fassung des Artikels 37, der nun zwecks 
Anwendbarkeit auf die Systeme 3 und 4 eine andere Perspektive erhält, wobei zugleich direkt auf 
Anhang V Bezug genommen wird. Zudem wurde der Artikel durch die Formulierung „Bestimmung 
des Produkttyps mittels Typprüfung“ konkreter formuliert. Diese Änderungen entsprechen zum Teil dem 
geänderten Vorschlag der Kommission. 

Artikel 50 ff (jetzt Artikel 60 ff) (Delegierte Rechtsakte) 

Nach dem Inkrafttreten des AEUV wurden einige Bestimmungen, die ursprünglich unter das Regelungs­
verfahren mit Kontrolle fallen sollten, in neue Artikel aufgenommen, die das Verfahren für delegierte 
Rechtsakte (gemäß Artikel 290 AEUV) darlegen. 

Anhang III – Muster der Leistungserklärung 

Der Rat entschied sich dafür, die Verpflichtungen der Hersteller aus den Artikeln exakt widerzuspiegeln, 
und nahm daher wesentliche Änderungen am Format der Leistungserklärung vor. Dazu wurde das 
Muster in Anhang III in mehrfacher Hinsicht präzisiert (z. B. Verpflichtung zur Angabe des Verwen­
dungszwecks des Produkts). 

IV. FAZIT 

Der Rat stellt in seiner Stellungnahme in erster Lesung die wichtigsten Ziele des Kommissionsvorschlags 
heraus. Ein einheitlicher Rechtsrahmen für die Vermarktung von Bauprodukten gilt als unabdingbar für 
das Funktionieren des Marktes, als notwendig angesichts der großen Bedeutung des Sektors und als 
angemessen im Hinblick auf den horizontalen Rechtsrahmen, der grundlegende Bestimmungen über 
Notifizierung und Marktüberwachung enthält. Bei Beachtung dieses harmonisierten Ansatzes können 
Bauprodukte frei auf dem Binnenmarkt zirkulieren, ohne dass Kompromisse bezüglich Sicherheitsauf­
lagen und sonstigen Anforderungen im Interesse der Nutzer und der allgemeinen Öffentlichkeit gemacht 
werden. 

Praktisch gesehen zielt der Text des Rates auf eine noch weiter gehende tatsächliche Integration des 
Marktes ab, indem die Leistungserklärung dadurch gestärkt wird, dass sie zum Regelfall erklärt wird, 
sofern keine Ausnahmeregelung anwendbar ist. Die Verringerung des Verwaltungsaufwands und der 
einzelnen Prüfungsanforderungen für die Hersteller wurde als zentrales Anliegen durch die Bestimmun­
gen der Artikel 26 ff aufgenommen. Das Nebeneinanderbestehen von harmonisierten Normen und 
Europäischen Technischen Bewertungen (wenn ein Produkt noch nicht oder nicht vollständig durch 
eine harmonisierte Norm abgedeckt ist) wurde durch einen klareren Wortlaut präzisiert. Durch die 
Verwendung delegierter Rechtsakte kann die Kommission bestimmte Anhänge dieser Verordnung an­
passen, wann immer die von den beiden gesetzgebenden Organen in dieser Verordnung hierfür fest­
gelegten Bedingungen erfüllt sind.
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